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Präsident: Ich erteile Herrn Abg. Leitner das 
Wort.. 

Abg. Leitner: Meine Damen und Herren, Ho­
hes Haus! Der Herr Landesrat Dr. Niederl, der 
zuständige Referent für das Wohnungs- und 
Siedlungswesen in Steiermark, sagte im Vor­
jahr bei der Behandlung der Gruppe 6, daß die 
derzeitige Form der Wohnbauförderung weder 
auf die Einkommensverhältnisse noch auf den 
Familienstand, noch auf den Wohnbedarf Rück­
sicht nimmt. 

Das ist -eine sehr schwere Kritik seitens des 
zuständigen Referenten und ich möchte bemer­
ken, daß ich mit dieser Feststellung einverstan­
den bin, daß Herr Landesrat Dr. Niederl voll­
kommen recht hat, nur glaube ich, müßte er 
noch hinzufügen, daß für diese vollkommen un­
genügende Wohnbauförderung die Hauptschuld 
die ÖVP in der Bundesregierung und im Parla­
ment trägt. Das hat er vergessen, zu sagen. Ich 
kann mir vorstellen, warum. 

Nun ist wieder ein Jahr vergangen, wir bera­
ten wieder das Kapitel 6 und der Herr Landes­
rat müßte dem Hohen Haus berichten, was in 
dieser—wichtigen Frage—getan—wurde,—um-^or-
allem die Wohnbauförderung in Steiermark zu 
verbessern. Welche Bestimmungen für die 
Wohnbauförderung wurden abgeändert, so daß 
im großen und ganzen gesehen — und da spitzt 
sich ja diese Frage zu — sich auch der Normal­
verdiener eine Wohnung ohne übermäßige Be­
lastung leisten kann? Eine zweite Frage in dem 
Zusammenhang: Wieviel Wohnungen wurden 
mehr als bisher in Steiermark gebaut, um den 
großen Fehlbestand — über den sind wir uns 
ja alle einig -— rascher abzubauen und damit 
vor allem die großen Wartezeiten, die vor allem 
junge Menschen abwarten müssen, bis sie eine 
Wohnung bekommen, doch einigermaßen ver­
kürzt werden? 

Aus den Stellungnahmen des Herrn Landes­
hauptmannes Krainer und des Landeshaupt­
mannstellvertreters DDr. Schachner, die sie zum 
Landes-Budget abgegeben haben, konnte man 
nur entnehmen, daß 350 Millionen Schilling im 
nächsten Jahr an Bundes- und Landesmitteln 
zur Verfügung stehen, womit der Bau von 4600 
Wohnungen, davon 1800 Eigenheimen, gefördert 
werden soll, also ungefähr gleich viel wie im 
heurigen Jahr. Auf dasjbrennende Problem der 
Änderung der Wohnbauförderungsbestimmun-
gen sind beide nicht eingegangen, wahrschein­
lich deshalb, weil weder die ÖVP noch die SPÖ 
geeignete Vorschläge haben. (Erster Landes­
hauptmannstellvertreter DDr. Schachner: „Sie 
reden bewußt von etwas anderem als wir ge­
redet haben. Wir sprachen von der Wohnbau­
förderung 1954, aber nicht vom Sonderwohn-
bauprogramm und vom Barackenersatzbau-
programm und von der Landeswohnbauförde-
rung, das lassen Sie bewußt auf der Seite lie­
gen!") Ich rede jetzt von den Förderungsbe­

stimmungen, ich werde aber auf diese Fragen 
auch noch zu reden kommen. 

Ich sage nur, daß beide auf diese Abänderung 
der Förderungsbestimmungen nicht eingegan­
gen sind, weder der Herr Landeshauptmann 
noch der Landeshauptmannstellvertreter. Schein­
bar gibt es keine geeigneten Vorschläge, um die 
Wohnbauförderung so zu verändern, daß auch 
normale Verdiener sich ohne besondere große 
Anstrengungen doch eine Wohnung leisten 
könnten. 

Meiner Ansicht nach genügt es nicht, nur in 
Versammlungen, besonders vor jungen Men­
schen, jungen Ehepaaren und in sogenannten 
Jugendparlamenten, in Forums-Diskussionen 
und in Enqueten immer nur zu wiederholen, 
daß das Wohnungsproblem für diese Politiker 
das Problem Nr. 1 sei, wenn sie nicht auch be­
reit sind, ihren Worten Taten folgen zu lassen. 

Ich habe hingewiesen auf diese 350 Millionen, 
und ich habe hingewiesen auf diese 4600 Woh­
nungen, ausgesprochen durch den Mund des 
Herrn Landeshauptmannes. Ich habe nichts ver­
schwiegen. (Landesrat Wegart: „Ich war vor 2 
Jahren in Moskau, ich kann Ihnen sagen, da 
schneiden Sie schlecht ab!") 

Dort werden viel mehr Wohnungen übrigens 
gebaut. Ich behaupte, meine Damen und Her­
ren, daß sich innerhalb des letzten Jahres die 
derzeitigen Bestimmungen der Wohnbauförde­
rung noch ungünstiger ausgewirkt haben als 
noch vor einem Jahr, und dafür möchte ich ein 
Beispiel anführen, und ich glaube, niemand 
wird das bestreiten können. In der letzten Land­
tagssitzung am 3. Dezember 1966 wurde der 
Bericht über die Gebarung des Wohnbauförde-
rungsfonds für das Land Steiermark für das 
Jahr 1965 zur Kenntnis genommen. In diesem 
Bericht wird unter anderem festgestellt, daß sich 
die durchschnittlichen Baukosten pro Wohnung 
von 195.000 Schilling im Jahre 1964 auf 223.000 
Schilling im Jahre 1965 erhöht haben — die 
Baukosten sind also innerhalb eines Jahres um 
27.000 Schilling gestiegen. Der durchschnittliche 
Förderungsbeitrag pro Wohnung stieg aber bei 
sogenannten natürlichen Personen im selben 
Zeitraum um nur 5.241 Schilling, das heißt von 
53.700 Schilling auf 58.941 Schilling. Das heißt, 
die Wohnungswerber, die das Glück hatten, bei 
der Vergebung der Förderungsmittel berück­
sichtigt zu werden, haben selbst für 21.000 Schil­
ling für teure Kredite zu sorgen bzw. für deren 
Kostenaufzukommen. Es Ist ""klär, daß dadurch 
der Mietzins bzw. die Rückzahlungsrate weiter 
stark ansteigen. Und diese Diskrepanz zwischen 
den bewilligten und geringfügig erhöhten Bau­
fondsmitteln und den Darlehen, die bei Spar­
kassen oder bei Banken gegen hohe Zinsen auf­
genommen werden müssen, wird immer größer, 
wird für die Wohnungssuchenden immer uner­
träglicher. Bei der im November d. J. stattge­
fundenen Grazer Wohnbau-Enquete stellte der 
Grazer ÖVP-Stadtrat Dr. Pammer fest, daß für 
eine familiengerechte Wohnung — er führt hier 
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ein Quadratmeter-Ausmaß von 80 an — also 
eine 3-Zimmer-Wohnung, die aus Mitteln des 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds gefördert 
und jetzt fertig wird, der Quadratmeter-Zins 12 
bis 14 Schilling beträgt, das heißt der monatliche 
Mietzins 960 bis 1.120 Schilling beträgt. Es ist 
sicherlich nicht übertrieben zu sagen, daß eine 
solche Miete für Normalverdiener untragbar ist 
und daß daher die Förderungsbestimmungen 
unter anderem des Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds schon vom sozialen Gesichtspunkt 
aus unbedingt abgeändert werden müßten. Da­
mit taucht die Frage auf: Was ist ein Normal­
verdiener? Da gibt es, glaube ich, sehr große 
Meinungsverschiedenheiten. (Abg. Scheer: „Vor 
allem, wo man auf der Welt lebt!") 

Wir müssen uns mit den österreichischen Ver­
hältnissen und vor allem mit den steirischen be­
fassen, und alle Damen und Herren, die von 
anderen Ländern reden, da habe ich die Mei­
nung, sie wollen ablenken. (Landesrat Wegart: 
„Nein — vergleichen!") 

Die Arbeiter und Angestellten in der Steier­
mark sind, wie auch heute schon oder gestern 
vor allem gesagt wurde, bei der steirischen Ge­
bietskrankenkasse versichert. (Zwischenruf: 
„Nicht alle!") Nicht alle, aber der größte Teil. 
Nach der letzten Statistik, die uns in diesem 
Zusammenhang zur Verfügung steht, verdienen 
von 235.000 Versicherten nur 11.200 das sind ca. 
5 Prozent der bei der steirischen Gebietskran­
kenkasse Versicherten, mehr als 5.325 Schilling 
brutto im Monat. Wenn man sich das Nettoein­
kommen anschaut, werden Sie zugeben, daß das 
bedeutend niedriger ist. Und damit möchte ich 
auch beweisen, daß der überwiegend größte Teil 
der Arbeiter und Angestellten auch in Steier­
mark zu den Normalverdienern gehört, dem 
man auch einen sozialen Mietzins, eine Woh­
nung zugestehen muß, die mit Förderungsmit­
teln vom sozialen Gesichtspunkt aus gebaut 
wird. Die ÖVP hat im Juli 1966 ein Minister­
komitee zur Ausarbeitung einer sogenannten 
kleinen Wohnungsreförm zusammengestellt und 
dabei Gesetzentwürfe zur Begutachtung ausge­
sendet. Es wird auch gesprochen von einer Re­
form der Wohnbauförderung. Der Herr Abg. 
Feldgrill hat ja auch dazu schon Stellung ge­
nommen. Die Bestimmungen des Bundes-Wohn-
und Siedlungsfonds sollen allerdings nach diesen 
Vorschlägen nur insoweit abgeändert bzw. no­
velliert werden, daß, wie auch der Herr Abg. 
Feldgrill hier schon gesagt hat, die Möglichkeit 
geschaffen wird, daß Wohnungen in aus dem 
Fonds errichteten Wohnhäusern auch als Woh­
nungseigentum vergeben werden können. Aber 
in diesen Novellierungsvorschlägen ist nichts 
enthalten, daß diese unsozialen Bestimmungen, 
die diese Wohnbauförderung heute schon be­
inhaltet, abgeändert werden sollen, so daß auch 
weiterhin diese Wohnungen, die gefördert wer­
den aus diesen Mitteln, Mietzinse erbringen, die 
sich kein Normalverdiener mehr leisten kann. 

Das Wohnhaus Wiederaufbaugesetz, das Ende 
1967 ablaufen soll, soll ebenfalls nach dem Vor­

schlag der ÖVP novelliert werden. Die Fonds­
mittel sollen demnach auf 90 Prozent der Bau­
kosten beschränkt werden, bisher waren es 
100 Prozent. 10 Prozent, das sind von 20.000 bis 
40.000 Schilling sollen als Eigenmittel in Zukunft 
aufgebracht werden. Die Rückzahlungsfrist soll 
von jetzt 75 Jahren auf 50 Jahre — hat der Herr 
Abg. Feldgrill hier gesagt, ich habe eine andere 
Ziffer, aber bitte schön — gekürzt werden. Ein 
Prozent Tilgung und ein Prozent Verzinsung ge­
genüber bisher Zinsenfreiheit! Zusätzliche Woh­
nungen würden durch die Verwirklichung dieser 
ÖVP-Vorschläge nicht gebaut werden können. 
(Landesrat Dr. Niederl: „Warum nicht, wenn die 
Laufzeit kürzer ist!") 

Es werden unter anderem weniger gebaut, 
weil ja bekanntlich von Jahr zu Jahr die Preise 
rasant hinaufsteigen und die wenigen Mittel, die 
durch eine kürzere Rückzahlungsfrist herein­
kommen, sehr und wahrscheinlich zum größten 
Teil weggefressen werden. 

Im Gegenteil! Die unsozialen Bedingungen in 
der Wohnbauförderung werden sogar noch ver­
schlechtert. Ich habe das angeführt im Zusam­
menhang mit den Wohnhauswiederaufbauvor­
schlägen. Die Bedingungen für die Verwendung 
der Mittel werden im wesentlichen verschlech­
tert und damit die bisher mit dem Wohnhaus­
wiederaufbaufonds gebauten Wohnungen eben­
falls teurer. 

Die ÖVP steht offensichtlich auf folgendem 
„Rechts-Standpunkt": — unter Anführungszei­
chen —: Gerecht ist, wenn a l l e teure Mietzinse 
bezahlen. 

Wenn der Herr Landesrat Dr. Niederl bei der 
Grazer Wohnbau-Enquete auch erklärte, daß die 
Finanzierung so sein soll, daß sich auch der Min­
derbemittelte eine Wohnung leisten kann, so 
sind das im Zusammenhang mit den offiziellen 
Vorschlägen der ÖVP nur fromme Worte. (Zwi­
schenruf: „Sind Sie dagegen?") 

Nein, ich bin dafür, aber die Vorschläge der 
ÖVP, die sie jetzt gemacht hat, die sind ja keine 
Verbesserung, sondern nur eine Verschlechte­
rung. Soweit sie vorhanden sind, kennen wir 
sie und vielleicht, Herr Landesrat, Sie haben ja 
die Möglichkeit, zu berichten, wie die Wohnbau-
förderungsvorschläge der ÖVP sind, die also 
günstiger als die bisherigen wären. Ich habe 
nachgewiesen, daß das nicht der Fall ist. Viel­
leicht hat die ÖVP schon wieder etwas beschlos­
sen. 

Ich habe darauf hingewiesen, daß beim Wie­
deraufbau-Fonds die Bestimmungen wesentlich 
verschlechtert werden sollen. Dadurch werden 
die Wohnungen statt billigere Zinse noch teu­
rere Zinse haben. Der Bundes-Wohn- und Sied­
lungs-Fonds: Dort werden die Förderungsbe­
stimmungen überhaupt nicht abgeändert. Das 
heißt, daß die Mietzinse von Jahr zu Jahr — 
wie bisher — steigen und bereits selbst nach 
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den Ausführungen des Herrn Stadtrates Doktor 
Pammer von der ÖVP — als absolut unsozial zu 
bezeichnen sind. Und hier wurde nichts geän­
dert. (Landesrat Wegart: „Ah, das hat der Pam­
mer gesagt?") Ja, das hat der Pammer gesagt. 
(Landesrat Wegart: „Da fragen wir ihn aber!") 

Wahrscheinlich sind nach Meinung des Herrn 
Landesrates Dr. Niederl solche Menschen min­
derbemittelt, die eine Ausgleichs- oder womög­
lich eine Fürsorge-Rente bekommen. Zweifellos 
gehören diese Leute zu den Minderbemittelten. 
(Landesrat Dr. Niederl: „Ich weiß sehr genau, 
wer minderbemittelt ist!") 

Ich möchte sagen, daß diese Menschen auf 
Grund ihrer sozialen Lage nicht imstande sind, 
selbst nur wenige Schilling für eine neue Woh­
nung anzulegen. Man wird dann sagen, die wol­
len eben keine neue Wohnung und aufzwingen 
wird man keinem eine neue Wohnung. Damit 
ist offensichtlich für die ÖVP das Problem der 
Änderung der Wohnbauförderung nach sozialen 
Gesichtspunkten gelöst. 

Was machen wir Kommunisten für Vorschläge 
zur Verbesserung der Wohnungsfrage? 

1. Wir verlangen,-daß mindestens 50;00fr Woh­
nungen pro Jahr gebaut werden, aber laufend, 
so wie versprochen wurde und was in den mei­
sten der vergangenen Jahre nicht eingehalten 
wurde. 

2. Es ist außerdem vorzusehen, daß jährlich 
eine Steigerung des Wohnungsbaues und der 
dazu notwendigen Mittel um 10 Prozent ein­
tritt. Der Staatszuschuß für den Wohnbau soll 
schrittweise bis zur Höhe jenes Betrages gestei­
gert werden, den die Arbeitnehmer schon bisher 
jährlich dafür aufbringen. Das Wohnungs­
problem kann nur durch Bereitstellung von aus­
reichenden öffentlichen Mitteln und deren plan­
mäßigen Einsatz gelöst werden. 

Der Herr Abg. Loidl hat schon auf die Not­
wendigkeit der Rationalisierung der Bauwirt­
schaft, auf die Erstellung langfristiger Bau-
programme hingewiesen. Ich möchte noch darauf 
hinweisen, daß der Bau von Fertigteilfabriken 
in Steiermark und auch in anderen Landes­
zentren notwendig wäre. Ferner wäre die Be­
seitigung der Winterarbeitslosigkeit im Bauge­
werbe und damit die Erreichung der vollen 
Ausnützung der Baumaschinen notwendig, wo­
durch der Wohnbau, aber auch der Straßenbau 
nach Ansicht von Fachleuten und auch von stei-
rischen Fachleuten und Professoren, bis zu 20 
und 30 Prozent im Durchschnitt verbilligt wer­
den könnte. Und das wären natürlich gewaltige 
Mittel, die dann zusätzlich dem Wohnbau zur 
Verfügung stehen würden. 

Eine weitere Verbilligung des Wohnbaues 
könnte durch die Eindämmung der Bodenspeku­
lation erreicht werden mit Hilfe eines Grundbe-
schaffungs- und Assanierungs-Gesetzes und 

durch Anwendung — wie schon öfter betont 
wurde — schärfster Bestimmungen gegen die in 
Österreich grassierende Korruption. 

Wir Kommunisten verlangen, daß endlich 
auch, wie die anderen Parteien das tun, alle öf­
fentlichen Wohnbau-Fonds zusammengefaßt 
werden und daß diese Fondsmittel an die Länder 
u n d Gemeinden — das möchte ich betonen — 
überwiesen werden. Länder und Gemeinden 
sollen diese Mittel je zur Hälfte für die Verstär­
kung des sozialen Wohnungsbaues und zur För­
derung des genossenschaftlichen Siedlungs- und 
Eigentumswohnbaues verwenden können. Wir 
sind für die Förderung des Bauwillens aller 
Kreise unserer Bevölkerung. Aber nach wie vor 
muß der soziale Wohnbau durch Gemeinden und 
Länder Vorrang haben. Wir Kommunisten stehen 
auf dem Standpunkt, daß sozialer Wohnbau nur 
dann gegeben ist, wenn der Bau von Wohnungen 
aus öffentlichen Mitteln durchgeführt wird und 
der Mietzins ausschließlich die Instandhaltungs-, 
Verwaltungs- und Betriebskosten deckt. Die 
Förderungsmittel für die Siedler und für den 
genossenschaftlichen und Eigentumswohnbau 
sollen analog den heutigen Richtlinien des 
Wohnhauswiederaufbau-Fonds, das heißt zinsen­
los mit einer Laufzeit von 75 Jahren vergeben 
werden; 

Damit würde eine beträchtliche Herabsetzung 
der heute weit überhöhten Mietzinse in den 
Neubauwohnungen eintreten, die man dann wie­
der als „sozial" bezeichnen könnte. 

Damit so verschiedene Unzulänglichkeiten und 
auch die Parteipolitik bei der Vergebung von 
Wohnungen, bei der Vergebung von Förderungs­
mitteln ausgeschaltet werden können, halten wir 
es für notwendig, daß die Wohnungsvergebung, 
die Kreditwerbung unter öffentliche Kontrolle 
gestellt werden. 

Ich glaube, wenn diese Maßnahmen, die wir 
Kommunisten vorschlagen, durchgeführt wer­
den, dann kann versichert werden, daß mehr 
Wohnungen und vor allem Wohnungen mit so­
zialen Mietzinsen den Normalverdienern zur 
Verfügung gestellt werden könnten. 

Präsident: Ich unterbreche die Sitzung bis 
14.45 Uhr. 

Unterbrechung der Sitzung: 12.45 Uhr. 

Fortsetzung der Sitzung: 14.45 Uhr. 

Präsident: Ich eröffne die vormittag unterbro­
chene Sitzung und erteile wieder Herrn Abg. 
Leitner zur Fortsetzung seiner Rede das Wort. 

Abg. Leitner: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Im Budget 1967 sind 237 Millionen Schil­
ling für die Landesstraßen vorgesehen. Dieser 
Budgetposten wird gegenüber dem Vorjahr um 
37 Millionen erhöht. Dadurch soll eine Verbes­
serung der Infrastruktur gesichert werden. Gute 
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Straßen sind eine Voraussetzung, daß die Wirt­
schaft und Industrie floriert bzw. sich weiterent­
wickelt, wie auch heute schon einige Vorredner 
bemerkt haben. Moderne Straßen sind auch eine 
wichtige Voraussetzung für die Hebung der Si­
cherheit der Verkehrsteilnehmer. Wenn fast 
keine Woche vergeht, ohne daß die Steiermark 
an der Spitze der Verkehrstoten im gesamten 
Bundesgebiet steht, so hängt das meiner Ansicht 
nach nicht etwa damit zusammen, daß die stei-
rischen Verkehrsteilnehmer weniger sicher und 
die steirischen Autofahrer rücksichtsloser fahren 
als die Autofahrer in anderen Bundesländern, 
sondern es kann nur damit zusammenhängen, 
daß die Straßen in der Steiermark, besonders 
bestimmte Straßen, bestimmte Teilabschnitte in 
keiner Weise mehr dem heutigen Verkehr ent­
sprechen und gewachsen sind. Dafür trägt mei­
ner Ansicht nach die Verantwortung die steiri­
sche Landesregierung und ihr Straßenbaurefe­
rent, der Herr Landeshauptmann Krainer in er­
ster Linie. 

Beim Bau neuer Bundes- und Landesstraßen 
werden in der Steiermark einige Gebiete und 
Städte benachteiligt, wodurch ihnen wirtschaft­
licher Schaden erwächst und hohe Unfallsziffern 
Zustandekommen. 

Ich bin sicher, daß die dafür Verantwortlichen 
die Ursachen dieser Schwierigkeiten kennen, 
aber Lokalpatriotismus, parteipolitische Interes­
sen, Gruppeninteressen, aber auch fehlendes 
Verständnis des sich rasch entwickelnden Ver­
kehrs haben eben zu dieser Misere im steirischen 
Straßenverkehr geführt. Jedem ist bekannt, daß 
die Hauptverkehrsader, die durch die Steier­
mark führt, die Bundesstraße über den Sem-
mering, Mürzzusehlag, Brück, Leoben, Knittel-
feld, Judenburg nach Kärnten und von Brück 
abzweigend nach Graz und hier wieder nach 
Jugoslawien bzw. über die Pack nach Kärnten 
führt. Dennoch hat es die steirische Landesre­
gierung bisher verabsäumt, den gefährlichen 
Engpaß, der die Durchfahrt durch die Stadt 
Mürzzusehlag darstellt, zu beseitigen. Die Frau 
Abg. Lendl hat ebenfalls über diese Frage heute 
schon gesprochen. Schon im Jahre 1960 hat der 
Mürzzuschlager Gemeinderat auf Grund des 
rasch ansteigenden Verkehrs den Beschluß ge­
faßt, daß die Stadt Mürzzusehlag umfahren wer­
den soll. Seit damals, seit den letzten sechs Jah­
ren, hat sich der Verkehr noch viel, viel rascher 
entwickelt. Trotzdem haben die Verantwortli­
chen für den Straßenbau in Bund und Land bis 
heute weder die Trasse für die Umfahrung die­
ser Stadt festgelegt, noch das Geld zur Verwirk­
lichung dieser Umfahrung zur Verfügung ge­
stellt. Der Herr Landeshauptmann Krainer be­
antwortete seinerzeit meine Anfrage, ob die 
steirische Landesregierung für die südliche Tras­
senführung, die eine wirkliche Umfahrung ge­
währleisten würde, eintritt, abschlägig. Er sagte, 
die Landesregierung trete für die vom Bundes­
ministerium für Handel und Wiederaufbau vor­
geschlagene Nordtrasse ein, die eine Durchfah­
rung der Stadt ist, aber keine Umfahrung. Auf 

Grund einer starken Bewegung in der Stadt 
Mürzzusehlag, der sich auch der Gemeinderat 
dieser Stadt einstimmig angeschlossen hat, sah 
sich nun das zuständige Ministerium gezwun­
gen, sich nochmals mit der Trassenführung zu 
beschäftigen. Es beauftragte einen Zivil-Inge­
nieur mit der nochmaligen Überprüfung der 
Trassenführung. Landeshauptmann Krainer gab 
bekannt, daß die Landesregierung erst dieses 
Gutachten abwarten wolle, bevor sie zur Tras­
senführung neuerlich Stellung nehmen wolle. 
Die Landesregierung müßte meiner Ansicht nach 
selbst initiativ eingreifen, da es sich doch um ein 
Stück einer wichtigen steirischen Straße handelt. 
Es ist ein eminent steirisches Interesse, daß die­
ses wichtige Straßenstück nach modernen Ge­
sichtspunkten und im Interesse der Mürzzu­
schlager Bevölkerung als eine wirkliche Um­
fahrungsstraße hergestellt und gebaut wird. 
Eine Trassenführung durch die Stadt, wie es 
die Nordtrasse vorsieht, würde, wie heute schon 
gesagt wurde, die Stadt in zwei Teile teilen. 
Die Abgase, der Lärm und der Staub würden 
durch die vorherrschende Windrichtung direkt in 
den ganzen Stadtbereich hineingetragen werden. 
Die Mürzzuschlager Bevölkerung, aber beson­
ders die Kinder, würden von dem durchfluten­
den großen Verkehr im steigenden Ausmaße ge­
fährdet. 

Nach einer Studie des Stadtbaudirektors von 
Mürzzusehlag kann die Südtrasse so angelegt 
werden, daß später auch eine Umfahrung von 
Hönigsberg gewährleistet wird mit einer Ein­
bindung in die schon bestehende Umfahrung von 
Langenwang. Außerdem, so stellt der Stadtbau­
direktor fest, sind beim Bau der Südtrasse ge­
ringere Ablösen sowie eine leichtere und billi­
gere Bauführung möglich. Auch würde sich diese 
Trasse schöner dem Landschaftsbild anpassen. 
Sie hat nur einen Nachteil, die Einbindung der 
Mariazellerstraße, der Bundesstraße 23, in die 
Südtrasse wäre nicht möglich. Sie würde so wie 
bisher eingebunden werden mit der Durchfahrt 
durch Mürzzusehlag. 

Ein Verkehrsproblem ersten Ranges ist der 
dringend notwendige Ausbau der Präbichlstraße. 
Das wurde heute, wie schon so oft, in diesem 
Haus zur Sprache gebracht. Eine moderne Stra­
ßenverbindung mit Eisenerz, das zusammen mit 
den anderen Gemeinden, die ein besonderes In­
teresse am Ausbau dieser Straße haben, 25.000 
Einwohner zählt, ist dringend notwendig, nicht 
nur vom Gesichtspunkt der Hebung der Ver­
kehrssicherheit, sondern vor allem auch vom 
Gesichtspunkt der Wirtschaftsförderung, die die­
ses Gebiet dringend braucht. Aber nicht nur der 
Erzberg braucht eine gute Straße, sondern wenn 
es zu Ansiedlungen weiterer Industrien, die Ei­
senerz dringend braucht, kommen soll, ist eine 
moderne Straße unbedingt die Voraussetzung. 
Es wurde schon hingewiesen, daß das Gebiet von 
Eisenerz und die dahinter liegenden Ortschaften 
ein herrliches Gebiet sind und daß die Aufschlie­
ßung zusammenhängt mit dem modernen Aus­
bau der Präbichlstraße. In diesem Gebiet könn-
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ten sodann wirklich zwei Fremdenverkehrssai-
sönen entsprechend ausgebaut werden, wodurch 
allein schon die Wirtschaft wesentlich gefördert 
würde. Warum wurde also diese Straße über den 
Präbichl noch immer nicht gebaut? Im vorigen 
Jahr schützte der Herr Landeshauptmann Krai-
ner geologische Schwierigkeiten vor, und auch 
der obersteirische Mandatar, der Herr Abgeord­
nete Maunz — e r hat es auch heute wieder ge-

; tan — bediente sich dieser Argumentation von 
den geologischen Schwierigkeiten. (Abg. Maunz: 
„Habt Ihr einen besseren Geologen?") 

Allen hier ist aber bekannt, daß im Gebiet 
Eisenerz schon ganz andere geologische Probleme 
gelöst werden mußten und auch gelöst werden. 

\ Das Hindernis für den Bau der Präbichlstraße 
ist aber nicht geologischer Natur. Die ÖVP im 
Bundesmaßstab und im Land Steiermark ist 
einfach bis heute noch nicht bereit gewesen, die 
notwendigen Mittel für den Ausbau dieser 
Straße zur Verfügung zu stellen. Deshalb muß 

j Eisenerz warten, bis andere Bundesstraßen, die 
der ÖVP wichtiger erscheinen, gebaut sind. 

Zum Beispiel wird die Bundesstraße nach So-
both ausgebaut. Nichts gegen den Ausbau die­
ser Straße, aber wäre es aus Gründen der Ver-
kehrssichTSrheit^die bekanntlichreine sehr große -

. Rolle in der Öffentlichkeit spielt, und aus Grün-
- den der Wirtschaftsförderung nicht zweckmäßi­

ger gewesen, zuerst die Präbichlstraße auszu­
bauen. Noch dazu, da doch die Landesregierung 
und Landeshauptmann Krainer dieser Straße 
schon vor Jahren die Wichtigkeit Nr. 1 zuge­
sprochen haben. (Abg. Ing. Koch: „Ja wollen Sie 
das Grenzland aussterben lassen!") Nein ich will 
nicht das Grenzland aussterben lassen, aber 
niemand wird bestreiten, daß die Präbichlstraße 
besondere Gefahren in sich birgt und niemand 
wird bestreiten können, daß dieses Gebiet für 
Steiermark besonders wichtig ist und -wenn man 
so weiter tut wie bisher, besteht die Gefahr für 

= das ganze Eisenerzer Gebiet, gar nicht davon zu 
sprechen, daß es notwendig ist, dieses Gebiet 

I rundherum aufzuschließen. Wenn dem nicht so 
"1 wäre, so hätte Herr Landeshauptmann Krainer 
J und hätte die Landesregierung nicht dieser 

Straße die Wichtigkeit Nr. 1 zugesprochen. Aber 
diese Straße hat nicht die Wichtigkeit Nr. 1, son-

_ dem sie rangiert bei den heutigen Verhältnis-
- sen eben an letzter Stelle. Ich möchte von dieser 
_ Schuld, daß diese Straße noch nicht gebaut 
~i wurde oder entsprechend begonnen wurde, auch 
—_ die SPÖ nicht ganz freisprechen. Sie hat zu 
- einer Zeit, als sie noch in der Bundesregierung 

vertreten war, bei der Erstellung des Bundes-
- budgets und auch bei den Verhandlungen, die 
—. im Zusammenhang mit diesem Bundesbudget 

die steirischen Bundesstraßen betreffen, meiner 
Ansicht nach nicht genügend Druck dahinterge-

- setzt, damit die Versprechungen und die Zusa­
gen, die von hohen und höchsten ÖVP-Funktio-
näreii und von der Landesregierung gemacht 
wurden, durchgesetzt werden und das wäre 
möglich gewesen. Zum Beispiel als in diesen 
Jahren das Bundesbudget beschlossen wurde. Es 

genügt auch, meine Damen und Herren von der 
SPÖ-Fraktion nicht, wenn jedes Jahr ein ein­
zelner Abgeordneter — so wie hier schon ge­
sagt wurde — als Straßensänger auftritt, ja die­
ses Wort habe nicht ich geprägt, das wurde hier 
eben so ausgedrückt und glaubt, damit seine 
Pflicht gegenüber Eisenerz getan zu haben. (Abg. 
Schön: „Weit mehr, als Sie, Herr Abgeordneter, 
das kann ich Ihnen versichern!") 

Die SPÖ-Fraktion hat als Gesamtes auch in 
der Steiermärkischen Landesregierung ihre Macht 
und ihre Kraft einzusetzen, damit dieses Ver­
sprechen, das Eisenerz gegeben wird, auch ver­
wirklicht wird. Als drittes Beispiel, das ich an­
führe, wo es gilt, besonders die Verkehrssicher­
heit wesentlich zu erhöhen, ist das Stück der 
Bundesstraße zwischen Knittelfeld und Zeltweg, 
das bekanntlich zu den gefährlichsten Straßen­
stücken in Steiermark zählt. Sehr drastisch zeig­
ten dies seinerzeit zu Allerheiligen die zahlrei­
chen Holzkreuze, die dort aufgestellt wurden, an 
jenen Unfallstellen, wo es tödliche Verkehrsun­
fälle gegeben hat. Ich beantragte deshalb schon 
einmal die Übernahme der sogenannten Bayern­
gasse durch das Land, jener Gasse, die von 
Knittelfeld über Spielberg nach Zeltweg führt. 
Durch den Ausbau dieser Gasse oder Straße 
würden die Knittelfelder -nnd~ Zeltweger Ver­
kehrsteilnehmer, aber auch die Bewohner von 
Bayern und Lind diese sicherer und besser be­
nützen können, als es derzeit der Fall ist. 
Außerdem würde der Verkehr auf diesem ge­
fährlichen Stück der Bundesstraße entlastet wer­
den. Erst vor kurzem ersuchte ich Herrn Lan­
deshauptmann Krainer als den für die Gemeinde 
Spielberg verantwortlichen Gemeindereferenten, 
entsprechende Bedarfsdeckungsmittel aus dem 
Ausgleichsfonds zur Verfügung zu stellen, da­
mit es der Gemeinde Spielberg ermöglicht wird, 
diese Straße in ihrem Bereich, nachdem diese 
Straße schon in Knittelfeld ausgebaut wird, wei­
ter auszubauen. (Landesrat Bammer: „Wird oh­
nedies ausgebaut!") Aber Spielberg noch nicht. 
Bisher noch nicht. (Landesrat Bammer: „Durch­
gehend wird ausgebaut, man kann nicht bei der 
Weiherbrücke aufhören!") Kann man alles. Jetzt 
kann die Landesregierung entsprechende Mittel 
zur Verfügung stellen und die Unfallsquote da­
mit auf diesem gefährlichen Stück herabsetzen. 
Dieser Ausbau würde auch der wirtschaftlichen 
Entwicklung in diesem äußerst industrialisier­
ten Räume dienen. Wenn also die Landesregie­
rung die Frage des Ausbaues dieser Straßen, 
die ich angeführt habe, objektiv überprüfen 
wird, dann bin ich überzeugt, daß sie zu dem 
Schluß kommt, daß es notwendig ist, raschest 
und schnellstens Mittel und Wege zu finden und 
sie Wird auch durchsetzen, daß die Bundesregie­
rung ihrer Pflicht, soweit es sich um Bundes­
straßen handelt, nachkommt. 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist nunmehr 
Herr Abg. Dipl.-Ing. Dr. Götz. Ich erteile ihm 
das Wort. Als nächster ist vorgemerkt Herr 
Abg. Prenner. 
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Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz: Hohes Haus! Ich 
möchte nochmals bei der Gruppe 6 auf das Bau­
geschehen und auf die Frage des Wohnungs­
baues zu sprechen kommen. In einem Zwischen­
ruf in der Generaldebatte und in einer wei te­
ren Wortmeldung ha t Herr Präs ident Dr. Kaan 
die Relationszahlen aufgestellt zwischen jenen, 
die bei den unliebsamen Vorkommnissen, bei 
den Korruptionsfällen in der Bauwirtschaft auf 
der einen Seite s tehen und jenen, die die Be­
völkerung Österreichs ausmachen. Und er ha t 
festgestellt, richtigerweise, unbestr i t tenerweise 
festgestellt, daß es ein verschwindender Promil ­
lesatz sei. Das, meine Damen und Herren, habe 
ich weder in der Generaldebatte bestr i t ten, noch 
möchte ich es jetzt bestreiten. Aber gestatten 
Sie m i r doch die Feststellung, daß der Begriff 
e twas relat iv ist. Wenn es a l lgemein heißt, daß 
ein Haa r am Kopf, relativ wenig, ein Haar in 
der Suppe, relat iv viel sei, so möchte ich doch 
feststellen, daß dieses Korrupt ionshaar in der 
Suppe der österr. Bauwirtschaft relat iv viel ist. 
Ich habe aber dennoch bewußt und wörtlich 
darauf hingewiesen, daß ich nicht Namen und 
F i rmen und Ziffern nennen möchte, weil es im 
Pr inzip egal ist, meine Damen und Herren, ob 
es sich um die 33 seinerzeit im Fernsehen ge­
nann ten Fälle handelt , ob es sich u m die 150, 
von denen im Par lament gesprochen wurde oder 
um mehr handelt , sondern es geht doch letztlich 
darum, Mängel und Fehler zu beseitigen und, 
daher dort den Hebel anzusetzen, wo diese Män­
gel und Fehler aufgetreten sind. (Abg. Kar l 
Lackner: „Das geschieht doch am laufenden 
Band!") 

Gestat ten Sie mir dazu auch die F rage der 
Strafverfolgung anzuschneiden und festzustellen, 
daß das, was der Herr Abg. Lackner jetzt als 
Zwischenbemerkung e rwähnt hat , daß das am 
laufenden Band geschieht, wenn auch n u r auf 
einen Teil beschränkt, nämlich auf die Dinge, 
die bereits geschehen sind und die gerichtlich 
verfolgt werden. Da bin ich nicht in Sorge, daß 
die Gerichte ihr Urteil fällen werden. Aber auf 
die eigentlichen Ursachen ist bisher, meine Da­
men und Herren, viel zu wenig eingegangen 
worden. Und diese Ursachen beginnen letztlich 
dort, wo mi t dem Wiederaufbau nach dem Zwei­
ten Weltkrieg gewissermaßen eine Explosion auf 
dem Gebiet der Bauwirtschaft begonnen hat . 
Ein immenser Nachholbedarf, zum Teil noch 
veral te te Einrichtungen bei den Baufirmen, zum 
Teil und zum überwiegenden Teil unzureichende 
organisatorische Ausrüstung in den Bauverwal­
tungen und in all diese Entwicklung hinein, die 
dann auch noch durch einen s tarken Mangel 
an Fachpersonal gekennzeichnet war, kamen, 
auch das b i t te ich nicht zu vergessen, neuart ige 
Bausysteme, die wiederum eine Umschichtung, 
ein Umdenken, ein Umorganisieren erforderlich 
gemacht haben, sowohl auf dem Gebiet des 
Straßenbaues, wie des Hochbaues, wie des Brük-
kenbaues; denken Sie doch daran, daß p rak­
tisch im J ah re 1945 auch noch zur Ausrüstung 
einer durchaus leistungsfähigen Baufirma im 
wesentlichen Gerät für die händische Betät igung 

gehört hat, wäh rend die gleiche F i rma heute, 
ohne ein bis zwei Baukräne, ohne Mischmaschi­
nen, ohne Aufzüge und dergleichen nicht meh r 
denkbar ist. Das gleiche gilt von den Gräbern 
und Fer t igern im Straßenbau, das gleiche gilt 
auf dem Gebiet des vorgespannten Stahlbeton­
baues im Brückenwesen usw. 

Die Frage der Ausschreibung ist dagegen ab­
solut zurückgeblieben. Denn, meine Damen und 
Herren, selbst auf dem Gebiet des einfachen 
Hochbaues, bei jedem anderen Bauwerk ist es 
ja noch wesentlich komplizierter, umfaßt die Aus ­
schreibung einige hunder t , ja unter Umstän­
den tausend Positionen. Ich möchte keineswegs 
behaupten, daß das nun eine technisch oder 
geistig besonders hochqualifizierte Arbeit ist, die 
Positionen aus den Bauplänen herauszuschrei­
ben. Aber sie erfordert immerhin den Einsatz 
einer technischen Fachkraft, sie erfordert die 
s tändige und konzentrierte Anwendung von 
Grundrechnungsarten, und ich sage das deshalb, 
weil m a n auch wissen muß, wie oft in über ­
füllten technischen Büros solche Ausschreibun­
gen Zustandekommen müssen, wie leicht man 
hier e ine Position nicht oder nicht richtig er­
faßt, und sie erfordert sehr oft einen une rhör t 
langen Aufwand an Überstunden, weil meis t ein 
Zeitdruck h inter dieser Ausschreibung steht, und 
für diesen Zeitdruck sind auch die entsprechen­
den Budgets der Gebietskörperschaften ihrer 
A r t nach verantwortl ich. Mit der Festlegung der 
Ziffern des Voranschlages in der ordentlichen 
wie in der außerordentlichen Gebarung ergibt 
sich dann die Notwendigkeit , die dort ve ranker ­
ten Summen baumäßig verkraften zu müssen, 
und es kommt jener be rühmte Druck, der dann 
am Jahresbeginn in Richtung Ausschreibung 
geht und der dann noch einmal im Herbst sich 
wiederholt. Es ist also ein — und ich könnte 
diese Beispiele beliebig fortsetzen, ich möchte 
aber zum Wesentlichen kommen — nicht ra t io­
neller Einsatz technischer Fachkräfte, die mit 
an sich notwendigen, aber nicht sehr bedeut­
samen Arbeiten bis zur Grenze ausgelastet 
werden. 

Dann, meine Damen und Herren, das Ver­
gebungssystem. Ich muß nochmals auf diese 
Frage, nicht weil ich sie für den einzigen Schlüs­
sel auf dem Gebiet der Sanierung der Bauwir t ­
schaft halte, zu sprechen kommen. Denn mit 
dem jetzigen Billigstbietersystem, das, ich möch­
te es immer wieder betonen, fälschlicherweise 
als Bestbieterprinzip bezeichnet wird, ist allen 
Möglichkeiten und vielleicht auch da und dort 
allen Notwendigkeiten Tür und Tor geöffnet 
worden. (Landeshauptmann Kra iner : „Wieso 
alle Möglichkeiten, möchten Sie das begrün­
den? Wieso alle Möglichkeiten, wenn man an 
den Bestbieter vergibt?") Ja, Herr Landeshaupt­
mann, dann darf ich Sie vielleicht auf folgende 
Dinge hinweisen, die jetzt im Zuge verschiede­
ner Unterschuchungen zutage getreten sind, die 
nicht ganz unbekannt sind in Kreisen der Bau­
wirtschaft. Es war Tatsache, daß gegen be­
st immte Absprachen da und dort dieser Billigst-
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bieter bereit war, entweder von sich aus gegen­
über dem Zweitbieter zurückzutreten oder um­
gekehrt schon vorher in den Anboten der Bil­
ligstbieter gewissermaßen Gebietsweise zum 
Teil festgelegt wurde. (Landeshauptmann 
Krainer: „Völlig unrichtig die Wirklichkeit 
ist ganz anders!") Herr Landeshauptmann, 
ich verstehe, wenn Sie in der Steiermark 
das Baugeschehen verteidigen. Ich verstehe 
nicht, warum Sie etwas verteidigen, was bereits 
Gegenstand gerichtlicher Erhebungen in Nieder­
österreich, im Räume Salzburg und im Räume 
Oberösterreich geworden ist. (Landeshauptmann 
Krainer: „Ich verteidige das nicht, aber in Steier­
mark vergeben wir an die Bestbieter, in 90 von 
100 Fällen, deshalb ist es sauber!") Ja, Herr 
Landeshauptmann, ich möchte trotzdem bei mei­
ner Meinung bleiben, so wie Sie Ihre Meinung 
ja ohne weiteres vertreten können, das steht 
Ihnen jederzeit frei. Mich werden Sie nicht da­
von überzeugen, daß dieses Prinzip richtig ist. 
Es gibt eine ganze Reihe von Begründungen, 
die dafür sprechen, daß es nicht richtig ist, etwa 
wenn ein solcher Billigstbieter ein Bauwerk 
erstellt und sehr oft erstellt zu Preisen, die 
dem normalen Marktgeschehen nicht konform 
sind, das heißt zu Unterpreisen. Es heißt in den 
meisten Vergebungsvorschriften: „Liegt der Ver­
dacht- von-Unterpr eisen vor,—dannuist -ein-Gutm­
achten der Kammer einzuholen." Dieses Gut­
achten der Kammer schaut normalerweise so 
aus, daß die Kammer nicht bereit ist, und aus 
verständlichen Gründen nicht bereit ist, dezi-
diert zu erklären: Das ist ein Unteranbot, son­
dern dann heißt es, bei Vergleich verschiedener 
Möglichkeiten könnte man doch usw., . . . habe 
ich alles reichlichst in neunjähriger Tätigkeit 
in einem solchen Vergebungsausschuß erlebt. 
Dann bekommt dieser Billigstbieter den Zu­
schlag, und was macht er als nächstes? Dann 
nimmt er sich die Ausschreibung her und fängt 
an zu blättern und schaut, wo ihm nun im 
Rahmen dieser Ausschreibung die Möglichkeit 
geboten wird, mit den angebotenen Preisen auch 
wirtschaftlich das Auslangen zu finden. Und die 
Maßnahmen, die dann einsetzen, sind nicht dazu 
angetan, auf die Qualität des Bauwerkes, auf 
die seriöse und gute Ausführung sich unbedingt 
gut auszuwirken. 

Es kommt aber noch etwas dazu. Ich habe 
von einer mehrjährigen Planung und einer 
mehrjährigen Ausführung gesprochen, und 
schauen Sie, gerade die maschinelle Ausstattung 
der meisten Firmen mit zum Teil sehr aufwen­
digen Baugeräten ist ja kalkulatorisch nur dann 
möglich, wenn man auf der anderen Seite auch 
einigermaßen einen Überblick, eine Möglichkeit 
hat, die eigenen kommenden Aufträge mitein-
zubeziehen oder einzuberechnen. Der Unsicher-
heitsfaktor auf diesem Gebiet, das heißt das 
Fehlen von Mehr Jahresverträgen führt zwangs­
läufig dazu, daß bei den Anboten innerhalb 
etwa des ersten Jahres nach Anschaffung eines 
solchen Gerätes wesentlich höhere Abschrei­
bungsquoten eingesetzt werden müssen und ein­
gesetzt wurden, als dies, verteilt auf einen län-
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geren Zeitraum, der Fall sein müßte. Ich habe 
bei meinen früheren Ausführungen davon ge­
sprochen, daß, völlig unabhängig von jenen 
Korruptionsfällen, die auf dem Straßenbausek­
tor und auch darüber hinaus bekannt geworden 
sind, bereits zum heutigen Zeitpunkt auf dem 
Sektor Bundesstraßenbau, Autobahnbau im be­
sonderen, ein Chaos besteht. Der Herr Landes­
hauptmann hat den Zwischenruf getan „Das ist 
völlig unrichtig!". Ich darf nun bekanntgeben, 
Herr Landeshauptmann, daß dies nicht eine 
Äußerung isoliert von mir ist, sondern daß vor 
einigen Wochen im Rechenzentrum Graz bei 
der Vorführung dieses Ausschreibungsverfah­
rens, von dem ich noch reden werde, ein hoher 
Beamter des Handelsministeriums anwesend 
war, der wörtlich erklärt hat, es gäbe niemand 
im Handelsministerium, der darüber Auskunft 
geben könne, in welchem Ausmaß nun tatsäch­
lich die bereits fertiggestellten Straßen eine fi­
nanzielle Beanspruchung exakt darstellen, nach­
dem die Abrechnung großer Teilstücke der Auto­
bahn seit über 3 Jahren nicht durchgeführt wer­
den kann. Es gäbe nur Anzahlungen, Abrech­
nungen von den Firmen, aber es gäbe keine de­
taillierte Abnahme seitens des Auftraggebers. 
Wenn sie aber dieser Äußerung, die ja vor einer 
ganzen Reihe von Zeugen erfolgt ist, auch keinen 

--Glaubenschenken^Herx Landeshauptmann,-dann-
darf ich doch folgendes fragen: 21,7 Millionen 
unnötiger Aufwand für unrechtmäßige Zahlun­
gen, 86,6 Millionen Mehrkosten allein auf den 
niederösterreichischen Strecken der Westauto­
bahn durch Schuld der niederösterreichischen 
Straßenbauverwaltung, 100 Millionen Schaden 
durch das geltende Vergebungs- und Anbots­
verfahren, und in all diesen jetzt genannten 
Ziffern nicht berücksichtigt die Differenz zwi­
schen den Anbotssummen und den bereits er­
folgten Abrechnungen, die bis zum Dreifachen 
des ursprünglichen Betrages reicht, wobei die 
Stichproben ergeben haben, daß fast kein ein­
ziges Baulos auch nur annähernd in Anbot und 
Abrechnung miteinander übereinstimmt. (Lan­
deshauptmann Krainer: „Das gibt es gar nicht!") 
Für den Autobahnbau 1953 in Salzburg ge­
schätzt mit 3 Milliarden wurden bis jetzt 9 Mil­
liarden bezahlt. Die Abrechnung dieser Baulose 
ist ausständig. Das, was ich jetzt angeführt 
habe, Herr Landeshauptmann, ist aus dem Rech­
nungshofbericht, der meines Wissens gestern 
dem Parlament zugeleitet wurde. Dazu führt der 
Rechnungshof noch im besonderen aus, als Vor­
wurf an das verantwortliche Ministerium: Ob­
wohl mit Anfang 1955 in den einzelnen Bundes­
ländern Dienststellen zur Bäüüberwächuhg ein­
gerichtet wurden, ist eine Klärung und zwar 
eine detaillierte Klärung der Kompetenz nicht 
erfolgt. Es besteht kein genereller Bauplan, dem­
entsprechend kein genereller Finanzierungsplan. 
Die Hoffnungen, die da und dort, ich habe 
früher von den Baumaschinen-Abschreibe-
möglichkeiten bei den Baufirmen gesprochen, 
die Hoffnungen, die bei den Baufirmen gehegt 
wurden, sind nicht erfüllt worden, die Zahlun­
gen des Bundes säumig, allein bis Feber 1964 
sind Verzugszinsen in der Höhe von 24 Millionen 
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Schilling aufgetreten. Die Vertragsbedingungen, 
die ausgearbeitet wurden, waren vielfach unzu­
mutbar. Ein Bauvertragsmuster existiert bis 
heute nicht. Die Bauüberwachung ist katastro­
phal. Auch diese Feststellungen stammen aus 
dem Rechnungshofbericht, mit dem sich das 
Parlament befassen wird. (Abg. Leitner: „Das ist 
ein System!") Und Herr Landesrat Leitner (Präs. 
Kaan: „Noch nicht, noch nicht"). Herr Land­
tagsabgeordneter, ich weiß schon, daß das ein 
nicht denkbarer Irrtum wäre (Gelächter) aber 
Herr Abg. Leitner, es dreht sich nicht um die 
Frage (Abg. Leitner: „Herr Vizebürgermeister, 
Sie dürfen ebenfalls nicht auf den Tisch schla­
gen, Sie haben die Voraussetzungen auch 
nicht!"). Bitte, was darf ich nicht? (Zwischenruf: 
„Er meint, Sie werden auch nicht Landesrat!"). 
Ja, Ihnen ist ja der Versprecher nicht passiert, 
sondern mir, daher darf ich auch auf den Tisch 
schlagen, Herr Abgeordneter. Ich habe nicht 
behauptet, wenn Sie sich also daran stoßen, daß 
das nun systematisch unsystematisch sei, son­
dern ich habe nur festgestellt, daß diese Dinge, 
die also letztlich ja alle von dazu befugten Kon­
troll- und Überwachungsorganen festgestellt 
wurden und die der Öffentlichkeit ja nicht ver­
borgen geblieben sind, doch die Behauptung 
untermauern und zwar absolut untermauern, 
daß es hier, ich möchte sagen an der Wurzel 
des Baugeschehens, es eine Menge Dinge zu 
ändern gibt. Ich möchte einige davon nochmals 
anführen. In vielen Fällen, nicht nur im Tiefbau, 
sondern auch im Hochbau ist die Frage der 
soliden und damit auch der längeren Planung 
eine zwingende Notwendigkeit. Wie oft geschieht 
es, meine Damen und Herren, in den Kommunal­
verwaltungen und in den anderen Gebietskör­
perschaften, daß durch einen raschen Wunsch 
eine ebenso rasche und daher teure und unzu-
kömmliche Planung hervorgerufen wird. Das 
Zweite — und da möchte ich nochmals Druck 
und Betonung darauf legen — ist die Frage 
eines langfristigen Straßenbaukonzeptes, nicht 
nur jener 15-Jahre-Entwurf — der nach dem 
ersten Jahr bereits wieder abgeändert war — 
des Bundesministeriums für Handel und Wieder­
aufbau wie es damals hieß, mit einem parallel­
laufenden Finanzplan. Das geänderte Aus­
schreibungssystem habe ich erwähnt, aber ich 
möchte ein besonderes Beispiel davon anführen. 
Ein Beispiel, das für den Hochbau sehr interes­
sante und bedeutsame Möglichkeiten eröffnet. 
Herr Ing. Weinmeister hat in Zusammenarbeit 
mit dem Grazer Rechenzentrum ein neues Ver­
fahren für den Hochbau entwickelt, ein Ver­
fahren auf dessen Details ich nicht eingehen 
möchte, aber etwa kurz dargestellt, eine Bau­
zelle, die sich beliebig vervielfältigen läßt und 
mit der sich jedes Hochbauvorhaben darstellen 
läßt, übertragen auf die Elektronik und ver­
bunden mit der Möglichkeit, elektronisch die 
Ausschreibung durchzuführen, elektronisch die 
Massen zu entwickeln und bei Einsetzung der 
ortsüblichen Preise elektronisch sofort die Bau­
kosten auszuwerfen, also nicht eigens eine Bau­
kostenschätzung durchführen zu müssen nach 
der bekannten Art, die Kubatur zu berechnen. 

Was folgt daraus? Meine Damen und Herren, 
es wäre sehr leicht denkbar, jeden beliebigen 
Hochbau, etwa einen Schulbau, einen Wohn­
hausbau über diese Elektronik auszuschreiben, 
bereits mit den normalen ortsüblichen Preisen 
versehen als Fixpreis auszuschreiben und nur 
mehr die Differenz plus minus gegenüber diesen 
ortsüblichen berechtigten Fixpreisen dieses Bau­
werk zu vergeben, ohne technische Arbeit auf 
dem Gebiet der Ausschreibung, ohne technische 
Arbeit auf dem Gebiet der Abrechnung, ohne 
Belastung personeller Art bei technischen Fach­
kräften. Das gleiche Verfahren oder im Prinzip 
das gleiche Verfahren ist derzeit auf dem Gebiet 
des Straßenbaues, des Tiefbaues in Unter­
suchung beim Rechenzentrum und ich bin über­
zeugt, daß wir nun hier jene in verschiedenen 
Ausführungen der Spezialdebatte schon gelobten 
Mittel der Technik, insbesondere, auch der Bau­
technik, zugutekommen lassen sollen. Es besteht 
auch kein Zweifel darüber, wenn ich das noch 
anführen darf, daß bestimmte organisatorische 
Voraussetzungen in den Bau Verwaltungen ge­
schaffen werden müssen, organisatorisch in der 
Form, daß man hier wirklich die, sagen wir, 
unmittelbar mit dem Baugeschehen Verbundenen 
und dort Tätigen, möglichst weitgehend — so­
weit das in einer Verwaltung überhaupt möglich 
ist — von den Verwaltungsaufgaben abtrennt 
und mit den technischen Bauaufgaben allein 
beschäftigt, dazu gehört aber auch, daß der 
Techniker im öffentlichen Dienst in seiner Ent­
lohnung nicht hinter dem in der Privatwirt­
schaft zurückbleibt, damit man von vorneherein 
bereits beim jungen Techniker die Möglichkeit 
hat, die qualitativ besten Nachwuchskräfte in 
den öffentlichen Dienst zu bringen, wo sie ja 
mit wesentlich größeren Bauvorhaben, wo sie 
mit wesentlich größerer Verantwortung belastet 
sind. Und man soll ihnen diese persönliche Ver­
antwortung übertragen und auch in dieser Frage 
nicht zurückhaltend sein, aber dann auf der 
anderen Seite, wenn mehr Verantwortung, wenn 
mehr persönliche Verantwortung, dann auch 
wesentlich bessere finanzielle Entlohnung. Das, 
meine Damen und Herren, wollte ich zu dem 
Gebiet des Bauens, des Straßen- und des Hoch­
baues sagen. 

Ich möchte aber auf noch ein Kapitel zu 
sprechen kommen, das ist der Wohnbau, oder 
richtiger gesagt, das Wohnungsproblem. Gestat­
ten Sie mir doch hier eine Feststellung, die 
etwa Ihnen zeigen soll, daß ich schon ein wenig 
zumindest mit diesem Problem persönlich befaßt 
bin. Ich bin seit 9 Jahren Wohnungsreferent der 
Stadt Graz. Und ich habe in dieser Zeit rund, 
nicht ganz, 18.000 Vorsprachen von Wohnungs­
suchenden Parteien in meiner Kanzlei gehabt 
und Hunderte von Lokalaugenscheinen. Möglich, 
daß man nicht vom Einzelfall auf das gesamte 
Problem schließen kann und darf, ich gebe zu, 
ich schließe auch nicht vom Einzelfall, aber es 
ist doch immerhin eine starke persönliche Kennt­
nis vom Einzelfall und des Einzelfalles. Und 
wenn ich nur einige Dinge, einige Worte und 
Begriffe hier nebeneinanderstelle und sie zu 
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verbinden trachte, dann werden Sie sehen, daß 
das Wohnungsproblem doch sehr, sehr vielfältig 
ist und sich nicht so ohne weiters mit der Frage 
Wohnbaufonds oder Vereinigung der Wohnbau­
fonds, Subjektförderung und dergleichen mehr, 
wirklich beheben läßt. 

Sozialer Wohnungsbau. Es wurde heute schon 
mehrmals und richtigerweise davon gesprochen, 
daß man bei den jetzigen drei Fonds oder bei 
den Auswirkungen dieser Fonds nicht mehr von 
einem sozialen Wohnungsbau reden kann. Zehn­
tausende von leerstehenden Wohnungen, eine 
statistische Untersuchung sprach von 80.000, ich 
halte diese Ziffer nicht für ganz zutreffend, aber 
eine Größenordnung geben sie an, über die man 
auch nachdenken muß, steigende Baukosten, 
meine Damen und Herren, welchen Fonds im­
mer Sie nehmen. Eine Standardwohnüng, die 
keineswegs noch familiengerecht ist, sondern die 
einfach von der Baukostenseite her eingeengt ist 
auf die Zwei-Zimmer-Küche-Wohnung, kostet 
heute etwa zwischen 180.000 und 210.000 Schil­
ling je nach Ausstattung; wirtschaftliche Ab­
bruchreife, ein Tatbestand, der die Gerichte in 
den Kündigungsverfahren von Tag zu Tag mehr 
beansprucht. 

Schutzlosigkeit de r Untermieter^ auch das, 
meine Damen und Herren, ist ein Problem, 
wenn etwa eine Familie, die 20, 30 und mehr 
Jahre in Untermiete gelebt hat, bei freiwilliger 
Aufgabe des Hauptmietrechtes nunmehr über 
Nacht vom Verlust der Wohnung betroffen wird. 

Ohnmacht vieler gerade junger Ehepaare und im 
wahrsten Sinne des Wortes Ohnmacht vor der 
Tatsache, sich selbst ein Dach über dem Kopf 
schaffen zu müssen und dazu bei bestem Wil­
len und größter Sparsamkeit nicht in der Lage 
zu sein. Und noch ein Problem, ein Problem, von 
dem sehr wenig gesprochen wird und das von 
Tag zu Tag bedeutsamer wird, die Gruppe der 
Asozialen, die auch im Bereiche des Wohnbaues 
und der Wohnversorgung eine besondere Rolle 
spielt, und eine Tatsache, meine Damen und 
Herren, daß mit den Wohnbaufonds und mit der 
jetzigen Wohnbautätigkeit an den sozial Bedürf­
tigen praktisch vorbeigebaut wird. Die Frau 
Abg. Jamnegg hat heute in ihren Ausführun­
gen qualitativ und quantitativ von der Woh­
nungsnot und von dem Wohnungsbedarf gespro­
chen, und ich möchte fast alle ihre Ausführun­
gen im Prinzip unwidersprochen lassen. Ich 
möchte nur ein paar ergänzende Dinge sagen. 

Die Ziffer der vorgemerkten Wohnungssuchen­
den in Graz, Frau Abg. Jamnegg, war nicht ganz 
richtig. Mit Stichtag 7. November sind es 3.766 + 
466 Einzelpersonen, aber größenordnungsmäßig 
ist diese Zahlendifferenz nicht so entscheidend. 
Aber von den qualitativen Wünschen darf ich 
vielleicht doch sagen, irgendwo hat man den 
Eindruck bekommen •— es war von Ihnen viel­
leicht gar nicht beabsichtigt — daß diese quali­
tativen Wünsche doch erst sehr in zweiter Linie 
kommen. Daß sie nicht so brennend im Vorder­
grund stehen, ist richtig. (Abg. Jamnegg: „Man 

kann nicht zwei Themen gleichzeitig behan­
deln!") 

Ich bin jetzt beim Qualitativen, Frau Abg. 
Jamnegg. Und ich möchte dazu aus einer Un­
tersuchung, die > das Institut für empirische So­
ziologie in Graz durchgeführt hat, doch ein paar 
Ziffern nennen, die zeigen, daß auch der quali­
tative Wohnungsfehlbestand sehr ernste und 
sehr bedeutsame Auswirkungen hat. Bedenken 
Sie bitte, daß in Graz 20 Prozent der Vier-Per­
sonen-Haushalte in einem Wohnraum leben, 17.2 
Prozent der Fünf-Personen-Haushalte ebenfalls 
in einem Wohnraum und 17.8 Prozent der Sechs-
Personen-Haushalte ebenfalls in einem Wohn­
raum, ja sogar bei den Sieben- und Mehr-Per­
sonen-Haushalten sind es noch rund 6.5 Prozent, 
die in Graz in einem Wohnraum leben, daß aber 
dagegen 42 Prozent der Einzelpersonen oder der 
Ein-Personen-Haushalte in zwei und mehr 
Räumen wohnen und 56.5 Prozent der Zwei-
Personen-Haushalte ebenfalls in zwei und mehr 
Zimmern. Das heißt, daß wir ein echtes, offen­
sichtliches, krasses Mißverhältnis zwischen der 
Personenanzahl und der Wohnungsgröße haben 
und das heißt mit anderen Worten, daß auch der 
Wunsch nach qualitativer, größenmäßiger, aus­
stattungsmäßiger Verbesserung schon von einer 
nicht abzustreitenden -Dringlichkeit undNotwen- -
digkeit ist. An noch einer Ziffer darf ich etwas 
berichtigen. Sie haben gemeint, daß diese 3.000 
nicht alle umfassen werden oder diese rund 
4.000, sondern daß es etwa 8.000 Wohnungssu­
chende gibt. Ich muß Ihnen sagen, es ist leider 
Gottes so, daß nach dieser Untersuchung 27.7 
Prozent aller Grazer sich als Wohnungssuchende 
herausgestellt haben, wobei natürlich qualitative 
und quantitative Verbesserung, Vergrößerung, 
Änderung der Wohnlage, all das zusammenge­
nommen wurde, aber das heißt mit anderen 
Worten, bei rund 108.000 Haushalten sind es fast 
30.000 Grazer Familien, die sich wohnungsmäßig 
verändern wollen, so wie es 72 Prozent der Gra­
zer Familien sind, die sich in ihrer jetzigen 
Wohnung belästigt fühlen durch Lärm, Geruch, 
mangelnde Einrichtung usw. Ich glaube also 
doch, daß man hier eine Behauptung mit Recht 
aufstellen kann, nämlich die Behauptung, daß 
die Beseitigung dieser Wohnungsnot nicht eine 
untergeordnete oder nicht nur eine Bedeutung 
am Rande hat, sondern daß die Frage der Be­
seitigung der Wohnungsnot oder der Erfüllung 
von Wohnungswünschen doch — ich möchte fast 
sagen — ein Zentralproblem geworden ist und 
auch leider Gottes ein Zentralproblem bleibt. 

Nun die Frage, was kann man denn eigent­
lich tun? Ich habe früher etwas kritisiert mit 
der Meinung, es sei mit der Zusammenlegung 
der Wohnbaufonds allein nicht getan und mit 
der Subjektförderung ebensowenig. Natürlich 
sollen die Fonds zusammengelegt werden, natür­
lich soll eine Vereinheitlichung der Darlehen 
möglichst erfolgen, natürlich soll die Subjektför­
derung eintreten, ich bin 100%ig dafür, weil es 
nicht einzusehen ist, daß ohne Rücksicht auf den 
einzelnen Wohnungssuchenden jeder in der 
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Straße gefördert wird und jeder in der Straße, 
weil dort zufällig ein Haus aus Fondsmittel ge­
baut wird, sondern der Bedürftige soll mehr und 
nachhaltiger und entscheidender gefördert wer­
den. 

Aber darüber hinaus noch eine Feststellung, 
die vielleicht nur eine grundsätzliche ist, aber 
sie scheint mir sehr bedeutsam. Meine Damen 
und Herren, auch die Baulast muß verteilt wer­
den. Denn ganz gleich, welche Gebietskörper­
schaft dies ist, ob das die große Stadtgemeinde, ob 
das das Land oder der Bund ist — ich habe kei­
nen Grund, irgend jemand dabei in Schutz zu 
nehmen — aber es ist eine ganz klare und ein­
deutige Feststellung, die Baulast allein auf die 
öffentliche Hand zu verlegen, bedeutet, das 
Wohnungsproblem auf Jahrzehnte hinaus in sei­
ner Bedeutung und in seinem Elend bestehen zu 
lassen. 

Ich möchte noch etwas sagen. Die Erhaltung 
und zum Teil auch die Erweiterung des Althaus­
bestandes, Erweiterung dort, wo mit geringen 
Kosten Ausbau und Umbauten gemacht werden 
können, ist mindestens ebenso bedeutsam, weil 
letztlich auch hier Milliardenwerte vorhanden 
sind, die man gewissermaßen mir unverständlich 
ruhig verfallen läßt und weil damit, auch das 
möchte ich aussprechen, hier und da, aber im­
mer öfter, eine sehr wenig erfreuliche Spekula­
tion getrieben wird, wo nämlich mit dem Ver­
fall eines Althauses nicht Schluß gemacht, son­
dern im Gegenteil dieser Verfall noch gefördert 
wird, um dann mit dem wirtschaftlichen Ab­
bruch verschiedener Gebäude irgendwelche Ge­
schäfte tätigen zu können. Wenn wir heute die 
Bestimmung haben, daß man bei Altwohnungen 
Ablösen nicht zahlen darf, weil das gesetzlich 
verboten ist, so muß ich Ihnen sagen, meine 
Damen und Herren, jeder, der auf den Woh­
nungsmarkt — und einen solchen gibt es ja — 
nur einmal hingegangen ist, kann sich des Ein­
drucks nicht erwehren, daß diese gesetzliche Be­
stimmung eine lex imperfecta ist, wie der Jurist 
manchmal zu sagen pflegt, daß hier etwas nicht 
ganz stimmt, denn praktisch ist es doch so, wenn 
Sie heute kein Geld auf den Tisch legen, krie­
gen Sie keine Wohnung. Ich meine, daß auch 
diese Tatsache, über die man, glaube ich, nicht 
streiten kann, uns doch zu einer Überlegung 
bringen sollte. 

Was ist richtiger? Strafen im Gesetz zu sta­
tuieren, die einfach nicht verwirklicht werden 
können, sondern die halt drinnen stehen, na, wie 
halt manches andere auch drinnen steht und den 
schwunghaften Handel mit Wohnungen weiter 
zuzulassen und zuzusehen, weil man ihn auch 
gar nicht verhindern kann, oder etwa sogar — 
und das ist vielleicht eine ketzerische Feststel­
lung — von der öffentlichen Hand Prämien für 
die Zurverfügungstellung von Altwohnungen, 
ich betone, von den Gebietskörperschaften aus, 
ins Auge zu fassen. Denn, meine Damen und 
Herren, eine solche Prämie kommt mich immer 
wesentlich billiger als der Neubau des fehlen­

den Wohnraums, aus welchen Fondsmitteln im­
mer sie ihn errichten wollen. Und dann noch 
eine letzte Frage, die Frage, die sicher nicht 
unumstritten bleibt, aber eine Frage, die ich 
stellen muß, weil ich der Meinung bin, daß ihre 
Beantwortung eben mit dem Wohnungsproblem, 
nicht nur eng zusammenhängt, es betrifft ja 
das Wohnungsproblem, sondern vielleicht auch 
irgendwo die Bereitschaft dokumentiert, diesem 
Wohnungsproblem echt auf den Leib zu rücken. 
Es gibt heute — es sind eigentlich zwei Fragen 
— im Mietengesetz die Bestimmung und zwar 
sind das diese berühmten Verordnungen aus 
dem Jahre 1943, wonach die freie Vermietbar-
keitsdauer auf sechs Monate begenzt wird, das 
heißt, wenn ein Termin über 6 Monate verein­
bart wird, tritt automatisch die Kündigungs­
schutzbestimmung des Mietengesetzes in Kraft. 
Ich habe schon voriges Jahr und möchte es heuer 
erneuern, darauf hingewiesen, daß es doch richti­
ger wäre, diese Frist von sechs Monaten zu er­
strecken, weil dann so und soviel freistehende 
Wohnungen der Vermietung zugeführt würden. 
Das ist ein Weg, ein Weg, dem sich wahrschein­
lich soundsoviele Herren der sozialistischen 
Fraktion entgegenstellen werden. Und ein zwei­
ter Weg, dem sich wahrscheinlich soundsoviele 
Damen und Herren der Volkspartei entgegen­
stellen werden, der aber auch sofort gangbar 
wäre. Das ist der — auch von mir im Vorjahr 
bereits angeschnitten •— eine progressive Steuer 
für leerstehenden Wohnraum einzuheben. Ich 
möchte den mit zwei Sätzen noch begründen. 
Ich bin kein Anhänger, ich habe das im Vorjahr 
gesagt und werde es immer wieder sagen, der 
Lösung eines Verteilungsproblems in der Form, 
daß dem, der etwas hat das genommen wird, 
um es einem anderen zu geben. Aber ich bin der 
Meinung, wenn sich jemand angesichts der beste­
henden Wohnungsnot den Luxus leistet, Wohn­
raum leerstehen zu lassen, dann soll er für die­
sen Luxus zahlen und zwar wachsend von Jahr 
zu Jahr immer wieder sich verdoppelnd zahlen, 
solange bis er bereit ist, Wohnraum wieder 
Wohnraum für sozial bedürftige Familien sein 
zu lassen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren, der Wohnbau, oder 
das, was ich als Beitrag zu dem Wohnungs­
problem kurz angeführt habe, beweist, daß es 
eigentlich keine Frage der Gruppe 6, sondern 
mehr eine Frage der Gruppe 4 wäre und keine 
Kompetenzeinteilung schützt uns alle, auch in 
diesem Landtag, vor der Verantwortung in die-
der Frage. Ich erlaube mir daher, an Sie alle, 
meine Damen und Herren, und insbesondere an 
die Regierung den Appell zu richten, daß Sie 
erkennen mögen, daß das Wohnungsproblem 
heute das Sozialproblem Nr. 1 geworden ist. Und 
eine Gemeinschaft, eine Gesellschaft, ein Staat, 
der zuläßt, daß Tausende, ja in Österreich Zehn­
tausende von Familien unverschuldet im Woh­
nungselend verbleiben müssen, der zuläßt, daß 
zahllose Kinder in gesundheitsschädlichen Lö­
chern geboren werden und dort aufwachsen 
müssen, der zuläßt, daß Tausende von Ehen an 
dieser Frage scheitern, der zuläßt, daß zahllose 
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Kinder nicht geboren werden, weil Ehepaare ihr 
eigenes bi t teres Los nicht auch noch ihren Kin­
dern zumuten wollen, ein solcher Staat, eine 
solche Gemeinschaft ha t das Anrecht verloren, 
sich sozial zu bezeichnen. Hier heißt es, meine 
Damen und Herren, mit allen Mitteln, m i t allen 
Kräften, auf allen Wegen und mi t ganzem Ein­
satz helfen und zwar rasch helfen. 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Bürger ­
meister P renner . Ich erteile ihm das Wort. Als 
nächster Redner ist vorgemerkt Her r Abg. Lind. 

Abg. Prenner: Hohes Haus! Sehr geehrte Da­
men und Herren! In der Gruppe 6 möchte ich — 
wie der Herr Präs ident schon e rwähn t hat , daß 
ich auch Bürgermeis ter einer Landgemeinde b in 
— auf die übermäßig hohen Belastungen der 
Gemeinden, die besonders durch den Wegebau 
hervorgerufen werden, hinweisen. Der Großteil 
der Gemeinden setzt sich aus finanzschwachen, 
ländlichen Gemeinden zusammen und t rotzdem 
haben diese seit 1945 unwahrscheinlich viel auf 
dem Sektor Wegebau geleistet und zwar der 
Großteil mit Hand- und Zugdiensten. Möge man 
nur bedenken, daß auch noch andere Aufgaben 
und Verpflichtungen die Gemeinden belasten. 
Ich möchte n u r einige davon nennen. Zum Bei­
spiel d ie -Sehttlerhältung, welche zur -Gänze-den 
Gemeinden überlassen ist, die Vereine z. B. die 
Freiwilligen Feuerwehren, d ie ' Musikvereine, 
Sportvereine, die Kanalisierung, die Wasserver­
sorgungsanlagen, die Straßenbeleuchtung, die 
Fürsorgen, die Vatert ierhal tung, die Verwal tung 
usw. All das erleidet der Gemeindesäckel in oft 
beängstigender Weise. 

Ich möchte nu r an Hand von zwei Beispielen, 
es sind Gemeinden aus unserem Bezirk Ha r t ­
berg, die finanzielle Situation in unseren Ge­
meinden aufzeigen. 

Es ist hier die Gemeinde Har t l im Bezirk 
Har tberg und zwar ha t diese Gemeinde — 771 
Einwohner laut der Volkszählung 1961 — eine 
Steuerkopfquote von 419 Schilling. Wir haben 
gestern, glaube ich, gehört von der Steuerkopf­
quote anderer Gemeinden bzw. der S tadt Graz. 
Diese Gemeinde ha t an eigenen Einnahmen 

' rund 70.000 Schilling, Ertragsantei le 323.000 
Schilling. Ich möchte nur ganz kurz die Ein­
nahmen dieser Gemeinden aufzeigen und zwar 
an Grundsteuern, wo ein Ausmaß von 1.400 ha 
die Gemeinde erfaßt, ein Grundsteueraufkom­
men von 48.889 Schilling, Gewerbesteuer in die­
ser Gemeinde 1:168 Schilling, Getrankeäbgäbe 
6.355 Schilling und an Jagdpachtschilling 11.000 
Schilling, also wir sehen, daß diese Gemeinde 
ein eigenes Jahresaufkommen von 70.000 Schil­
ling außer den Ertragstei len hat. Aufgabe dieser 
Gemeinde ist die Erhal tung von 30 km Gemein­
dewegen. Durch das ganze Gemeiridegebiet der 
Gemeinde Har t l führt keine Landes- und keine 
Bundesstraße. Sie ha t für den Schulaufwand 
38.000 Schiling zu leisten, für den Hauptschul­
bau in Kaindorf, wo sie eine eingeschulte Ge­
meinde ist, 115.000 Schilling. 

Man sieht aus einer so finanzschwachen Ge­
meinde, was für Leistungen hier vollbracht wer ­
den. Ich möchte da eine andere Gemeinde, und 
zwar Waldbach nennen. Es liegt am Fuße des 
Wechsels, h a t ein- Gemeindewegnetz von 35 km 
zu erhalten. Diese Gemeinde ha t E innahmen von 
730.000 Schilling samt den Ertragsantei len von 
354.000 Schilling. Diese Gemeinde hat, w ie ich 
schon e rwähnt habe, 35 km Gemeindewege zu 
erhalten, weiters ha t diese Gemeinde zwei 
Volksschulen in der Gemeinde, eine in Waldbach 
und die andere in der KG Brei tenbrunn. Wei­
ters ha t sie für eine Hauptschule aufzukommen, 
und ich darf nu r darauf hinweisen, sie ha t 
außerdem noch den Friedhof zu erhalten, die 
Straßenbeleuchtung und was in einer solchen 
Gemeinde alles anfällt. Ich glaube, dies sind 
wirklich Leistungen von Gemeinden mi t diesen 
geringen Mitteln, daß man wohl sagen kann, 
es sind Leistungen vollbracht worden, von un­
seren steirischen Kleingemeinden, für die man 
wirklich danken kann. Sie sehen also, meine Da­
men und Herren, daß die Mittel, die e iner Ge­
meinde zur Verfügung stehen, sehr beschränkt 
sind. Im Bundes-Budgetausschuß haben steiri-
sche Abgeordnete den Vorschlag gemacht, daß 
vom Bund 500 km Landesstraßen übernommen 
werden sollen. Es wä r e eine begrüßenswerte 
und fühlfeare-Entlastung,-wenn-dann in-gleicher 
Weise das Land Gemeindestraßen übernehmen 
würde. Es ist fast unglaublich, welche Leistun­
gen unsere Gemeinden mi t ihren kargen Mitteln 
noch vollbringen, wenn man bedenkt, daß 1 km 
Gemeindestraße Ausbau und mit Schwarzdecke 
versehen 350.000 bis 370.000 Schilling kostet, ein 
gesamtes Gemeindebudget einer der vorhin an­
geführten Gemeinden. 

Ich möchte deshalb zum Schluß dieses Kapi­
tels an das J3ohe Haus die Bitte richten, von 
finanzschwachen Gemeinden Gemeindestraßen 
als Landesstraßen zu übernehmen. 

Hohes Haus, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Zum Unterabschnit t 671 Flußregulie­
rung ist es erfreulich zu sehen, daß der dafür 
vorgesehene Betrag von 18 Millionen auf 30 Mil­
lionen erhöht worden ist, wovon bereits Lei­
stungen im heurigen J ah r ausgeführt wurden. 
Die Unwet ter in den letzten zwei J a h r en haben 
gezeigt, daß es nicht angeht, daß auf die Dauer 
Flußbette mangelhaft oder gar nicht reguliert 
werden. So ist es zu den riesigen Schäden an 
Kulturen, an Gebäuden sowie zu Grundver lu­
sten gekommen. Es ist Gott sei Dank im heu ­
rigen September ein Gesetz vom Nationalrat 
verabschiedet worden, das vorsieht, daß jeder 
Österreicher sein Scherflein beizutragen hat, da­
mit der Schaden leichter gedeckt werden kann 
und auch in Zukunft der Ausbau und die Re­
gulierung unserer Flüsse in Angriff genommen 
werden können. Im vorigen J ah rhunder t wu r ­
den große Bauvorhaben in der Flußregulierung 
ausgeführt — ich möchte n u r auf die Mur ver­
weisen — die den Anforderungen immer noch 
entsprechen. Um Schäden im bisherigen Ausmaß 
zu vermeiden, sehe ich als dr ingende Notwen-
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digkeit die laufende Pflege des Flußbettes, und 
dafür erscheint mir der Bet rag von 1 Million 
Schilling, der dafür vorgesehen ist, zu gering. 
Denn deutlich haben die J ah r e 1965 und 1966 
gezeigt, daß nach zwei- oder v iermaligem Hoch­
wasser die Flüsse, z. B. in unserem Bezirk die 
Lafnitz oder die Safen, derar t v e rmur t und ver­
klaust waren, daß das Flußbett die nächsten 
F lutmassen nicht fassen konnte und es dadurch 
zu den großen Überschwemmungen kam. Auch 
die Meliorationen sind oft zwecklos geworden, 
wenn die Vorflüsse, wie z. B. die Enns oder bei 
uns die Pöllauer Safen, die nicht das notwendige 
Gefälle aufweisen, außerdem noch verschlammt 
sind, so daß die e inmündenden Drainagen ihre 
Aufgaben nicht erfüllen können. Hunder te und 
Tausende Hektar landwirtschaftlicher Nutzflä­
chen werden in Mitleidenschaft gezogen. Der der 
Versumpfung anheimfallende Boden und die 
dadurch entstehende Herabminderung der 
Fut terqual i tä ten, sofern es sich um eine Grün­
fläche handelt , stellt aber nicht nur für den 
Besitzer einen Schaden dar, sondern kann auch 
zum Schaden am Volksgut werden, da, wie ja 
größtenteils bekannt, die gefürchteten Leberegel, 
für deren Bekämpfung enorme Mittel aufge­
wendet werden müssen, als Folge drohen. 

Ich möchte daher an die zuständigen Stellen 
die Bi t te richten, zu veranlassen, daß in Hin­
kunft, die nach Hochwaser ve rmur ten und ver­
schlammten Flußbette mit entsprechenden Ge­
rä ten sofort ge räumt werden und damit Mittel 
gespart werden, die sonst als Flurschäden aus­
gezahlt werden müssen. Ich danke. (Allgemeiner 
Beifall.) 

Präsident: Das Wort hat Her r Abgeordneter 
Lind. Als nächster ist vorgemerkt Herr Abg. 
Kar l Lackner. 

Abg. Lind: Hohes Haus, sehr geehrte Damen 
und Herren! Ich komme aus einem Gebiet, in 
welchem der -Eigenheimbaubedarf am größten 
ist. Wenn auf dem Gebiete des Wohnungs­
problems sehr vieles geleistet wurde, so konnte 
aber dieses P roblem trotzdem noch nicht zur 
Gänze einer Lösung zugeführt werden. Die Ei­
genheim-Siedler haben hier zur Selbsthilfe ge­
griffen und große Leistungen vollbracht. Sie 
konnten entscheidend zur L inderung der Woh­
nungsnot beitragen, aber das Land Steiermark 
ha t dazu eine sehr große Hilfe gegeben. Beden­
ken wir nur, welche Opfer die Eigenheimsiedler 
e rbr ingen mußten. Sie mußten auf Autos ver­
zichten, auf schöne Urlaubsreisen usw. Sie setz­
ten auch ihre eigene Gesundheit aufs Spiel, um 
hier das Bestmögliche zu tun, um hier Eigen­
he ime zu schaffen, um hier Wohnraum zu 
schaffen. Das Land Steiermark ha t bereits im 
J ah r e 1949 gesetzliche Grundlagen geschaffen, 
u m den Eigenheim-Siedlern un te r die Arme zu 
greifen. Obwohl es nicht Aufgabe des Landes 
ist, für die Wohnbauförderung zu sorgen, so 
wu rde hier in der S teiermark und speziell auf 
Grund der Initiative der Österreichischen Volks­
par te i Entscheidendes geleistet. Auf Grund die­

ser Wohnbauförderung konnten 23.000 Einzel­
siedler mi t Wohnbauförderungsmit teln Eigen­
heime errichten. Es sind bereits wieder sehr 
viele Wohnbauanträge von Einzelsiedlern einge­
langt. Im heur igen J a h r waren es bis zum 1. No­
vember wieder 2.400. Ich möchte bit ten, alles 
daranzusetzen, daß diese Wohnbauförderungs-
dar lehensanträge auch weitestgehend e iner posi­
t iven Erledigung zugeführt werden können. 

Eines ist dabei überaus erfreulich — und hier 
ist wieder die Initiative der Österreichischen 
Volkspartei maßgebend — daß es möglich war , 
Eigentum in Arbei tnehmerhand zu geben. Von 
diesen Siedlungswerbern ist die größte Anzahl 
Arbeitnehmer, und von diesen Arbe i tnehmern 
sind es wieder zum größten Teil Arbeiter , also 
man sieht h ier deutlich, daß man bestrebt ist, 
den Arbe i tnehmern zu helfen, und das sei 
hier besonders betont. Ich möchte damit nicht 
sagen, daß nicht auch die selbständig Tätigen 
Anspruch auf Wohnbauförderung hät ten. Ich 
habe heute bereits gehört, daß hier eine Wohn­
baureform durchgeführt wird, und daß auch der 
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds Mittel für 
die Eigenheimbauer zur Verfügung stellen wird 
— es ist dies überaus begrüßenswert — und daß 
nach dem Wohnbauförderungsgesetz diese Vier­
telteilung auch eine Lockerung erfährt, das heißt 
also, daß meh r als ein Viertel dieser Mittel für 
Eigenheimsiedler zur Verfügung gestellt wer ­
den können. Wenn ich im Vorjahre betonte, daß 
die steirische Volkspartei auch eigene Wege be­
schreiten wird, um hier Lösungen der Wohn­
raumfrage zu treffen, so kann ich mi t F reude 
feststellen, daß es der Österreichischen Volks­
par te i nun doch gelungen ist, Mittel und Wege 
zu finden, daß hier eine Wohnbaureform durch­
geführt werden kann. 

Es war trotz größter Anstrengung unserer 
Politiker, unserer Mandatare der Österreichi­
schen Volkspartei, zur Zeit der Koalitionsregie­
rung nicht möglich, h ier eine Regelung zu er­
reichen bzw. zu veranlassen, daß auf diesem Ge­
biet eine Regelung getroffen werden konnte. 
Auf eine Gruppe möchte ich bit te nicht verges­
sen und das sind die Eigenheim-Siedlungswer­
ber im Grenzland und in diesen Gebieten, wo 
Abwanderung droht . Wir müssen best rebt sein, 
unsere Arbei tnehmer seßhaft zu machen, wi r 
müssen best rebt sein, besonders dort unseren 
Arbei tnehmern neue Wohnungen über den 
Eigenheimbau zu verschaffen. Die Förderung der 
jungen Familie sei besonders in den Vorder­
grund gestellt. Die Familie ist die Keimzelle und 
wo in der Familie Ordnung ist, dort w i rd es 
überall Orgnung geben und geeignete Wohn­
räume und Wohnungen für die jungen Fami­
lien sind die erste Voraussetzung, um gesunde 
Familien zu haben und gesunde Familien zu er­
halten. Aber nicht zuletzt ist der Eigenheimbau 
auch eine Existenzgrundlage für unsere Bau­
unternehmer speziell auf dem Lande und selbst­
verständlich t rägt dieser Eigenheimbau auch 
entscheidend zur Arbeitsplatzbeschaffung, zur 
Arbeitsplatzsicherung bei, 
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Nicht unerwähnt soll in diesem Zusammen­
hang die Leistung der Landarbeiterkammer blei­
ben, die unter ÖVP-Führung steht. Der Landar­
beiterkammer ist es gelungen, in den Jahren 
1950 bis 1965 den Arbeitnehmern 52 Millionen 
Schilling an Beihilfen zur Verfügung zu stellen. 
Des weiteren wurden 26 Millionen Schilling an 
AIK-Krediten für die Landarbeiter zur Verfü­
gung gestellt. Im Jahre 1965 allein waren es 
6.6 Millionen Schilling an Beihilfen und 7.7 Mil­
lionen Schilling an AIK-Krediten. Es wäre sehr 
erfreulich, wenn auch die Arbeiterkammer, die 
ein anderes finanzielles Fundament hat als die 
Landarbeiterkammer, geeignete Schritte unter­
nehmen würde, um hier auch zur Wohnraum­
sicherung einen entscheidenden Beitrag zu lei­
sten und den Arbeitnehmern beim Eigenheim­
bau unter die Arme zu greifen. (Abg. Zinkanell: 
„Wenn die Arbeiterkammer von wem anderen 
Geld bekommt, macht sie es genauso!" — Abg. 
Ritzinger: „Die baut nur Paläste!") 

Die Landarbeiterkammer stellt 60 Prozent ih­
rer Einnahmen immer wieder den Kammermit­
gliedern zur Verfügung und hier sind es größ­
tenteils wieder Wohnbauförderungsmittel und 
Beihilfen, die die Landarbeiterkammerzugehöri-
gen aus diesen Mitteln bekommen. Ich glaube, 

— daß - auch die- Arbeite-rkammef geeignete-Mög­
lichkeiten hätte, wenn sie den Willen zeigen 
würde, den Arbeitnehmern Wohnbauhilfen oder 
nieder verzinsliche Darlehen zur Verfügung zu 
stellen. Ich bitte daher, alles daran zu setzen, 
daß künftighin ebenfalls am Grundsatz des 
Eigenheimbaues, der die beste Wohnform garan­
tiert, festgehalten wird. Es wird daher notwen­
dig sein, und ich bitte auch darum im Jahre 
1967 entsprechende Förderungsmittel den Eigen­
heimsiedlern zur Verfügung stellen zu wollen. 

Und von dieser Stelle aus möchte ich es nicht 
verabsäumen, diesen Eigenheimsiedlern auf das 
herzlichste für ihren persönlichen Einsatz zu 
danken, daß es dadurch möglich war, durch ihre 
Leistungen, durch ihre Anstrengungen, die 
Wohnungsnot bei uns in der Steiermark ent­
scheidend zu lindern. Ich danke für die Auf­
merksamkeit. (Beifall.) 

Präsident: Am Wort ist der Herr Abg. Karl 
Lackner. Als nächster ist Herr Abg. Pichler vor­
gemerkt. 

Abg. Karl Lackner: Hoher Landtag! Sehr ge­
ehrte Damen und Herren! Der Herr Abg. Dok­
tor Götz hat zum Schluß seiner Ausführungen 
das Wohnungsproblem in Graz besonders be­
rührt. Ich möchte dazu nur ganz kurz sagen, daß 
genau zum gleichen Problem, betreffend fami­
liengerechte Wohnungen, unsere Abg. Frau Jo­
hanna Jamnegg schon lange einen Antrag in der 
gleichen Richtung eingebracht hat. Der Herr 
Abg. Götz ist daher als Nachzügler ein bisserl 
zu spät gekommen. (Abg. Scheer: „Das hast Du 
aber mißverstanden!") Damit aber der Reigen 
der Straßenwünsche geschlossen ist, muß ich 
natürlich die Wünsche des Ennstales, des oberen 

Murtales und den Wunsch der Brucker, beson­
ders die Umfahrung Brück, anmelden. Ich möchte 
keine besonderen Forderungen aufstellen, son­
dern nur den Wunsch zum Ausdruck bringen, 
daß die begonnenen Projekte so schnell als mög­
lich fertiggestellt werden und die geplanten 
dann gleich in Angriff genommen werden. Das 
sind die Wünsche der Obersteirer bezüglich der 
Straßen. 

Aber einen Wunsch habe ich noch. Durch die 
ständig zunehmende Verkehrsdichte in Öster­
reich überhaupt und durch den Fremdenver­
kehrsstrom, auf den wir ja mit Begeisterung 
warten alle Jahre, werden unsere Landes- und 
Bundesstraßen trotz des Ausbaues bald nicht 
mehr reichen. Man darf nicht undankbar sein, 
Wünsche haben wir sicherlich viele, aber auf 
dem Straßensektor ist wirklich viel geschehen. 
Aber trotzdem wird die Dichte so groß und es 
ist daher notwendig, daß wir da einen Ausweg 
suchen. Und dieser Ausweg kann nur dadurch 
gefunden werden, daß man von Sattledt über 
den Pyhrnpaß, Liezen, Palten-, Liesingtal über 
die Gleinalm nach Graz ebenfalls eine Autobahn 
baut. (Beifall.) Und dieses Projekt möchte ich 
besonders deshalb befürworten, weil die Gren­
zen im Süd-Osten jetzt auch offen geworden 

- sind -nach- Jugoslawien, -das -ist_heute_schon er­
wähnt worden. So ist es einfach kein Vergnügen 
mehr. Jeder, der in Richtung Graz—Brück fah­
ren muß, der spürt es jetzt schon und wir haben 
ja bedauerlicherweise feststellen müssen, daß 
gerade auf diesem Straßenstück soviele Unfälle 
passieren. Und der Bau der neuen Autobahn 
wäre eine gewaltige Entlastung. Ich bin der 
Meinung, wenn die Bundeshauptstadt Wien vom 
Westen .und vom Süden her eine Autobahn hat, 
so haben wir als Steirer als die zweitgrößte 
Hauptstadt genau das gleiche Anrecht, daß wir 
ebenfalls auch eine Autobahn vom Osten und 
vom Norden her kriegen. Ich würde daher den 
Herrn Landeshauptmann bitten, daß er nicht 
nur den bereits begonnenen Autobahnbau von 
Wien her vorantreibt, sondern auch veranlaßt, 
daß das neue Projekt geprüft und so schnell als 
möglich ins Programm aufgenommen wird. 

Und jetzt haben wir noch ein besonderes 
Problem, das Problem der Flußregulierung. Es 
ist schon sehr viel geredet worden, es möge 
nicht langweilig wirken. Liebe Freunde, meine 
Damen und Herren, es ist ein ernstes Problem 
und zwar nicht nur im Murtal, Raabtal oder im 
Laßnitztal, die gleich großen Sorgen drücken 
uns im ErinstaL Und um das richtig zu verste­
hen, muß ich etwas weiter ausholen. Vor dem 
Jahre 1860 war das ganze Ennstal von Schlad-
ming bis Gesäuseeingang eine Sumpflandschaft. 
Und die Bauern, die rechts und links an den 
Hängen gesiedelt haben, befanden sich damals 
in einem echten Notstandsgebiet, bedingt da­
durch, weil ja die Sumpf flächen kaum für die 
erforderliche Futtergewinnung geeignet waren, 
weil genau die gleichen Sorgen dort aufgetre­
ten sind, die der Prenner Karl schon gesagt hat, 
wo die Bauern wegen der ständigen Verseu-
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chung damals schon auf die Viehzucht ange­
wiesen waren und sich einfach nicht entwickeln 
konnten. Dank wackerer und verdienter Inge­
nieure und Männer, ist dann 1860 mit der Enns-
regulierung begonnen worden, es sind Durch­
stiche gemacht worden, weiLdies ja die Voraus­
setzung überhaupt für eine Melioration ist, die 
Enns sollte ja der große Vorfluter sein und so 
ist es dann im Laufe eines Jahrhunderts mög­
lich geworden, daß durch die Regulierung 
5.800 ha bester Ackerboden geschaffen werden 
konnte. 

Was das alles gekostet hat, kann ich leider 
nicht mehr sagen, weil es viel zu kompliziert 
ist, wir haben inzwischen ja eine Reihe von 
Währungsreformen hinter uns von Gulden, Kro­
nen, Heller und wie das alles geheißen hat, aber 
ich kann nur sagen, daß das Hektar im Durch­
schnitt 35.000 Schilling gekostet hat. Ganz gleich 
ist auch das Paltental betroffen. Das Paltental 
ist genauso ein Sumpfland gewesen und nach 
dem Ersten Weltkrieg hat man ebenfalls dort 
in erfreulicher Weise mit der Regulierung und 
mit der Melioration begonnen und es konnten 
auch dort 900 ha Grund und Boden zur guten 
Bewirtschaftung herangezogen werden. 

Wie wertvoll diese Gelder angelegt worden 
sind, meine Damen und Herren, geht wohl dar­
aus hervor — nicht weil ich zufällig ein Enns-
taler bin — daß die Landwirtschaft des Enns-
tales heute krisenfest und stark dasteht. Und 
das ist nur dadurch möglich. (Landesrat Bam­
mer; „Ist nicht bei jedem Sumpf so!") 

Na, das ist wieder ein anderer Sumpf gewe­
sen — weil die Voraussetzungen geschaffen 
wurden. Und die vielen Millionen Schilling, die 
wir von der öffentlichen Seite für dieses Vorha­
ben bekommen haben, haben die Bauern des 
Bezirkes Liezen längst mit Zinsen und Zinses-
zinsen wieder zurückgezahlt durch die vielen 
Devisen, die die Bauernschaft der gesamten 
Volkswirtschaft durch die Exporte ins Ausland 
und durch den Fremdenverkehr gebracht hat. 
Und durch die tragischen Ereignisse der letzten 
Zeit — früher einmal haben wir von einem 
100jährigen Hochwasser, von einem 10jährigen 
Hochwasser geredet, das gehört der Vergangen­
heit an. Wir haben jetzt nicht nur jedes Jahr 
ein Hochwasser, sondern zwei-, dreimal im glei­
chen Jahr, und dadurch ist die Flußsohle der. 
Enns und der Palten oft um 1 m höher gewor­
den, das dadurch bedingt, daß die Meliorationen 
der Enns und der Palten heute das Wasser wie­
der in die Wiesen zurückdrücken, anstatt es weg­
rinnen zu lassen. Die Folge davon ist, daß die 
Bauern mit ihren Maschinen und Geräten nicht 
mehr hineinkönnen und daß sie nicht arbeiten 
können, und was noch viel tragischer ist, daß 
durch den bedenklich hohen Grundwasserstand 
Gräser wachsen, die vor 50 Jahren gewachsen 
sind, also eine typische Versäuerung. 

Ich muß daher wirklich die Bitte an die 
Steiermärkische Landesregierung richten, soviel 

als möglich und so schnell als möglich an die 
Senkung der Flußsohle der Enns und der Pal­
ten heranzugehen, damit nicht die vielen Millio­
nen, die dankenswerterweise investiert worden 
sind, schön langsam davonrinnen. Und außer­
dem brauchen die Ennstaler Bauern und die 
Paltentaler Bauern den Grund und Boden, der 
praktisch die Voraussetzung für ihre Existenz 
ist, so dringend und so notwendig. (Allgemeiner 
Beifall.) 

3. Präsident Koller: Herr Abg. Pichler ist am 
Wort. Danach kommt Herr Abg. Hofbauer. 

Abg. Pichler: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Ich habe heute das erste Mal hier in 
diesem Hause zu sprechen Gelegenheit und habe 
die Absicht, zu den Abschnitten 62 Wohnungs­
wesen, 66 Straßenbau und 67 Wasserbau bzw. 
Flußregulierung Stellung zu nehmen. Meine Da­
men und Herren des Hohen Hauses! Das Jahr 
1965 und 1966 ist uns wegen der großen Unwet­
terereignisse und der vielen Hochwasser noch in 
sehr unangenehmer Erinnerung. Ich spreche 
hier vornehmlich für das Gebiet der Obersteier­
mark, für das Murtal, darf aber selbstverständ­
lich dabei auch die Nebenflüsse erwähnen. Es 
wären sehr, sehr viele Schäden, sehr, sehr viel 
wertvoller Besitz verschont geblieben, hätten 
rechtzeitig Vorkehrungen und Maßnahmen Platz 
gegriffen, damit diese Hochwasser nicht diesen 
Schaden hätten anrichten können. Ich darf kurz 
zurückführen in den letzten Winkel des Tur-
racher Grabens, wo im heurigen Jahr dieses 
große Unglück eingetreten ist, bis heraus nach 
Stadl; ich darf Sie erinnern an den Gaalgraben, 
ich darf Sie erinnern an den Nebenfluß heraus 
von St. Lorenzen bei Murau, ich darf erinnern 
an den Schöderbach, an das ganze Murtal und 
im speziellen, von wo ich komme, an Knittelfeld, 
wo alle diese Nebenflüsse wertvollen Besitz weg­
gerissen haben, wo Menschen oft das letzte 
Stückchen an Grundstück vor ihrer Keusche ver­
loren haben, wo Familienmitglieder ihr Leben 
eingebüßt haben und vor allen Dingen, wo 
Menschen ihr letztes Plätzchen noch an Wohn­
raum verlieren mußten. Der Anblick war er­
schütternd. 

Ich darf in diesem Zusamenhang wohl darauf 
hinweisen, daß es sicherlich nicht möglich ist, 
mit finanziellen Mitteln all diese Katastrophen­
ereignisse für alle Zeiten abzuwenden. Ich bin 
aber der Meinung, meine Damen und Herren, 
daß es auf alle Fälle möglich wäre bei entspre­
chender Vorkehrung, bei entsprechender Vor­
sicht und Einhaltung der gesetzlichen Bestim­
mungen und verweise dabei auf die Wald- und 
Forstbesitzer, wenn die Holzlagerungen in ent­
sprechendem Maße und nach den Vorschriften 
vor sich gehen, einzelne Nebenflüsse nicht direkt 
durch Holzlagerungen verlegt werden würden 
und dadurch solche Wasserbuchten entstehen 
und die darunterliegenden Gehöfte dann eben 
zerstört werden. Es könnte auch weitestgehend 
so manches vermieden werden, meine Damen 
und Herren, wenn man rechtzeitig auch in bau-
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licher Hinsicht Vorkehrung treffen würde. Man 
soll Menschen, die dort schwerverdiente Schil­
linge anlegen und sich ein Häuschen hinbauen 
wollen, nicht einfach gestatten, freizügig zu 
wirtschaften und zu bauen, ohne daß von fach­
licher Seite entsprechend darauf aufmerksam 
gemacht wurde, daß es keinen Sinn' hat, dort 
zu bauen. Wenn man es ihnen aber gestattet, 
müßte man entsprechende Schutzwehren und 
Schutzmauern aufführen, damit dieses Geld 
nicht sinnlos angelegt wird. 

Wenn ich nunmehr konkret auf das Gebiet 
Knittelfeld zurückkomme, so spielen dort die 
Mur, die Ingering und ich darf sagen auch der 
Kressenbach für die Stadt Knittelfeld, für das 
Gebiet Landschach sowie für die Gemeinde Ap­
felberg eine unangenehme Rolle, die weiterhin 
nicht mehr so hingenommen werden kann, wie 
es bisher der Fall war. Wenn ich kurz auf den 
Kressenbach verweise, meine Damen und Her­
ren, so handelt es sich hier um ein Projekt, das 
seit dem Jahre 1911 besteht. Der Akt den es 
aufweist, ist schon auf etwa 50 bis 60 cm Höhe 
angewachsen. Es handelt sich um einen ganz 
nebensächlich erscheinenden kleinen Wasser­
strang, der aber bei starken Niederschlägen 
derart viel Wässer aufnimmt und jederzeit Ge­
fahren in-sichbirglrund droht; die Stadt Knit­
telfeld zu überschwemmen. 

Es wurde heute schon von der Eigentumsbil­
dung gesprochen, meine Damen und Herren, es 
wurde vor allen Dingen auch davon gesprochen 
im Zuge des Wohnungsbaues, daß es anerken­
nenswert ist — und ich unterstreiche das ganz 
besonders — daß wir Gott sei Dank sehr, sehr 
viele Menschen haben, die sich selbst ein Eigen­
heim errichten, die für sich selbst einen Wohn­
raum aus eigenen Mitteln und eigener Initiative 
schaffen. Aber es nützt nichts, wenn diese Men­
schen diese Mittel aufwenden und ständig in 
Gefahr sind, daß diese Werte durch solche Um­
stände wieder verlorengehen. Ich bin persönlich 
der Meinung, daß seit 1911 absolut irgendwann 
Gelegenheit gewesen wäre, dieses Projekt end­
lich zu verwirklichen. Die Stadtgemeinde Knit­
telfeld hat ihren Anteil, der ihr vorgeschrie­
ben wurde vom Land Steiermark, seit Jahren 
im ordentlichen Haushalt des Budgets eingesetzt 
und ist natürlich bereit und jederzeit in der 
Lage, diese Mittel aufzuwenden. Es muß natür­
lich hier die starke Hand von Seiten des Landes, 
welches nunmehr zuständig ist, auch Platz grei­
fen. Es handelt sich um einen Kostenaufwand 
von über 7 Millionen Schilling, und es ist ganz 
klar und selbstverständlich, daß diese Millionen 
nicht auf einmal ausgeschüttet oder irgendwo 
hervorgezaubert werden können. Wir sind aber 
der Meinung, daß doch endlich einmal mit 
einem Baulos begonnen werden muß, um diese 
Menschen dort zu schützen und diese Menschen 
endlich von ihrem Bangen zu befreien, daß ihre 
so mühevoll geschaffenen Werte, Wohnräume 
und Eigenheime nicht weggeschwemmt werden, 
sondern vielmehr erhalten bleiben. 

Wenn ich von der Ingering vorher gesprochen 
habe, so darf ich darauf hinweisen, daß die 
Ingering aus einem Gebiet herauskommt, das 
außerordentlich niederschlagsreich ist. Es flie­
ßen sehr viele Wässer diesen Bach entlang und 
besonders bei starkem Regen treten starke Ver-
murungen auf. Dieser Bach ist nunmehr so ver-
murt und verlegt mit Wurzeln, Steinen und son­
stigem Geröll, daß er immer seichter wird und 
daß er immer breitere Ufer nimmt. Das hat zur 
Folge, daß das gesamte Stadtgebiet von Knittel­
feld faktisch mit der Wasserversorgung und der 
Wasserleitung aus diesem Gebiet heraus gefähr­
det ist, weil das Flußbett immer breiter wird, 
weil die Wasserleitung soweit angegriffen ist 
und jeden Augenblick droht, hinunterzubrechen 
und die Stadtgemeinde hier vor neuerliche Auf­
gaben gestellt wird. Wenn ich diesem Neben­
fluß weiter entlang folge, wenn er nunmehr in 
die Mur fließt, so darf ich darauf hinweisen, 
daß dort eine besondere Ablagerung von Schutt, 
Geröll, Wurzeln, Baumstämmen usw., die man 
gar nicht so ohne weiteres entfernen kann, ent­
standen ist, die nunmehr verursacht, daß bei 
etwas stärkerem Hochwasser oder stärkeren 
Niederschlägen die gesamte Ingering mit der 
Mur in das Gebiet Landscha durch die Gemeinde 
Apfelberg mitten durch das Dorf durchfließt, 
die Dorfstraße- wiederholt schon zu einer Bach­
statt gemacht hat und alle diese Betriebe dort, 
seien es Landwirtschaftsbetriebe, seien es Forst­
wirtschaftsbetriebe, seien es Eigenheime, seien 
es irgendwelche Kuhweiden oder wertvolles Ak-
kerland, unter Wasser gesetzt, vermurt und ver­
schlammt und größten Schaden verursacht ha­
ben. Ich glaube, das kann nicht länger aufge­
halten werden, kann nicht länger hinausgescho­
ben werden, und ich darf hier an den Herrn 
Landeshauptmann die dringende Bitte richten, 
und an die gesamte Regierung die Bitte richten, 
daß doch wenigstens an die Ausbaggerung der 
Flußbette dort herangegangen wird, wenn schon 
nicht direkt und sofort die Mittel für einen 
fixen Dammbau aufgebracht werden können. 
Wenn ich konkret von der Mur spreche, so sind 
hier nicht einige 100.000 Schilling ausreichend, 
sondern sind sicherlich für dieses Gebiet Millio­
nen Schilling erforderlich. Ich bin aber der Auf­
fassung, daß es nicht hinausgeschoben werden 
darf, daß an jenen Stellen, wo das Murufer so 
stark eingerissen wurde, meine Damen und Her­
ren, einfach darüber hinweggesehen wird, son­
dern daß etwas geschehen muß, weil Menschen, 
die dort mit der Scholle verbunden sind, dort 
ihr Heim haben, dort zuhause sind, es nicht 
ertragen können. Wir Mitmenschen können da 
nicht zusehen wie schon bei geringsten Hoch­
wässern, seien es Regenniederschläge, seien es 
Schneewasser, ihnen immer mehr und Meter 
für Meter an wertvollem Ackergrund und Bau­
grund weggeschwemmt wird. Ich darf also auf 
diesen Umstand ausdrücklich hingewiesen ha­
ben und darf bitten, daß irgendwelche Maßnah­
men gesetzt werden. 

Im Gebiet oder in der Gemeinde Apfelberg 
möchte ich noch auf einen ganz besonderen 
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Umstand hinweisen in bezug auf Straßenbau, 
meine Damen und Herren. Es ist für uns alle 
mehr als begrüßenswert , wenn das zuständige 
Amt der Steierm. Landesregierung, wenn die 
Landesregierung Mittel bereitstellt, daß Straßen 
saniert, daß S t raßen gebaut und S t raßen ver­
schönert werden. Aber ich glaube, daß diese Mit­
tel keineswegs, meine Damen und Herren, dazu 
gedacht sind und dafür gedacht sind, daß man 
einfach eine Straße hinbaut, damit eine Straße 
besteht, ohne auf alle anderen Momente ent­
sprechend Rücksicht zu nehmen. Dem Herrn 
Landeshauptmann dürfte es nicht unbekannt 
sein, denn er hat sich ja schon öfter in diesem 
Gebiet aufgehalten, wie die S traße nunmehr von 
Großlobming herüber d irekt nach Knittelfeld, 
teilweise durchführend durch das Stadtgebiet in 
die Gaal, die sogenannte Lantschacherstraße, 
welche eine Landesstraße ist, aussieht. Sie ist 
heute wunderbar zu befahren. Aber ans ta t t die 
Straße auszukoffern, oder, wenn ich noch kurz 
vorher e rwähnen darf, anstat t eine ordentliche 
Kommissionierung mit allen zuständigen Stellen, 
Anrainern, Behörden, Baubezirksleitung usw. 
durchzuführen, ha t man es vielmehr der F i rma 
überlassen, diese S traße h ier sogar bis zu 50, 60 
Zent imeter anzuschütten, meine Damen und 
Herren, die Oberdecke nunmehr zu befestigen 
und nunmehr freuen sich alle über eine Straße, 
die gegeben ist, aber es freuen sich alle jene 
Menschen n i c h t darüber, die dort wohnen 
müssen. Denn diese Straße wurde mitt lerweile 
zu einem herrlichen und fantastischen Wasser­
damm, nämlich zu jenem Wasserdamm, welcher 
das Wasser, das von der Mur und Ingering dort 
eindringt, nunmehr auf Grund des gegebenen 
Gefälles und Geländes mit ten in das Dorf h in­
ein ableitet und selbstverständlich die Dorf­
straße und sämtliche Wirtschaftsgebäude pas­
siert und größte Schäden anrichtet. Wenn ich 
kurz über diese Straße fortsetze, darf ich sagen, 
man ha t sie natürlich hineingebaut ins Stadt­
gebiet und ebenfalls anstat t eine Auskofferung 
vorzunehmen, wieder fantastisch aufgeschüttet, 
so daß das Straßenniveau weit über die Keller­
fenster h inausragt und bei jedem Regen oder 
bei Schneeschmelze natürlich die Anrainer , die 
Bewohner — wieder vielfach Pr ivateigentümer, 
Eigenheimbesitzer — das Wasser mi t ten im Kel­
ler haben und ständigen Schäden ausgesetzt sind. 
Ich weiß nicht, ob hier nicht best immte wasser­
rechtliche Best immungen hä t ten P la tz zu greifen 
gehabt, ich weiß nicht, ob es h ier nicht selbst­
verständlich hä t te sein sollen, daß man mi t dem 
zuständigen Bürgermeister, mi t dem Gemeinde­
rat, die das Gebiet dort kennen, die Verhält­
nisse kennen, sprechen hä t te sollen und den 
Bau nicht einfach einer Privatfirma überläßt. 
Und nunmehr landend im Stadtgebiet Knit tel­
feld: Ja , auch die Knittelfeider freuen sich, daß 
diese Straße hergerichtet wurde und gerade die 
sogenannte Gaalerstraße, die sie in der Fort­
setzung fortführt, d i rekt h inein in die Gaal. 
Aber es ist äußerst unangenehm für den Haus­
halt einer Stadtgemeinde, wenn auf einmal eine 
Baufirma kommt, hier Anschüttungen vornimmt, 
sämtliche Kanäle viel zu tief d r innen sind, die 

Stadtgemeinde nicht rechtzeitig vers tändigt 
wird, nicht rechtzeitig geplant wird, nicht ver­
messen wird, erst, wenn der Bau bereits be ­
gonnen ha t und die ersten Hunder te Kubikme­
ter angeschüttet wurden, eine Kommission hier 
eingesetzt wi rd und sagt, na, das können wir 
ja alles nicht mehr wegräumen, sondern müs­
sen das fortsetzen und eine Stadtgemeinde muß 
dann un t e r Umständen 50, 70, 80, 100.000 Schil­
ling für solche Zwecke außertourlich aufwenden. 
Davon will ich aber noch weniger reden, ich 
bin sehr zufrieden, daß wir die S t raße haben 
und wir haben diese Mittel sogar noch gerne 
aufgewendet. Aber, meine Damen und Herren, 
was uns die Bevölkerung und die Bewohner 
von Knittelfeld und alle, die nunmehr h inkom­
men, die vielleicht vorher schon in Knittelfeld 
waren, e twas übelnehmen ist, daß — und hier 
wi rd j a in erster Linie die Stadtgemeinde an­
gegriffen, weil die Leute die Zusammenhänge 
nicht kennen — man hunder te Meter lange Geh­
steige, die in ganz Österreich und in der Steier­
mark auch ein Problem darstellen, ganz ein­
fach aufgerissen hat, die neu hergestell t waren. 
Ich darf darauf hinweisen, vor zwei J ah ren 
wurde der letzte Gehsteig um horrendes Geld 
hergestellt . Gehsteige sind durch das Land und 
die Gemeinde hergestellt worden. Je tz t mußten 
sie aufgerissen, neu angeschüttet, mi t neuen Ein­
fassungen, neuen Randsteinen und vollkommen 
neuen Decken versehen werden. Wir hät ten 
diese hunder te Meter Gehsteige anderwär t ig sehr 
notwendig gebraucht oder ich könnte m i r vor­
stellen, das Land hät te dieses Geld, das dort 
aufgewendet wurde, von mir aus — wir sind 
nicht solche Egoisten — in i rgend e inem ande­
ren Gebiet, für andere Bewohner der Steier­
mark viel, viel sinnvoller anwenden können. Das 
wäre auch möglich gewesen, meine Damen und 
Herren, wenn man rechtzeitig, fachmännisch 
über diese Probleme gesprochen und geredet 
und geplant hät te . Ich möchte das in gar keiner 
Weise leidenschaftlich polemisieren, sondern, 
meine Damen und Herren, re in sachlich fest­
stellen, weil ich selbst auf diesem Gebie t ' sehr 
sehr lange tät ig bin, ein begeisterter Kommu­
nalpolit iker bin, oder ein Mensch bin, der sich 
sehr sehr gerne mi t dem Bauen und mit dem 
Bauhandwerk beschäftigt, obwohl es an sich 
nicht mein Beruf ist. Aber es beginnt einem 
buchstäblich das Herz zu bluten, wenn man 
sieht, wie hier Mittel hinausgegeben werden 
ohne Zweck, ohne Überlegung, sie haben nur 
den Endzweck, daß man den vorherigen Bau­
zustand wieder herstellen muß, aber damit wird 
faktisch kein Zweck erfüllt. Wenn diese P ro ­
bleme aufgezeigt werden, so nicht n u r deshalb, 
um einen Redestoff zu haben, sondern bi t te 
deshalb, verehr ter Herr Landeshauptmann, daß 
man doch künftighin trachtet, solche Dinge wei­
testgehend abzuwenden. Ich würde sogar emp­
fehlen, daß man die Baubezirkslei tung Juden­
burg, die ich keineswegs angreifen möchte, denn 
dazu bin ich nicht zuständig, ich stelle es nu r 
fest, in dieser Richtung vielleicht e twas anweist, 
unterweis t und ihr nun sagt, wie die Probleme 
richtig gemacht und gelöst werden sollen und 
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vor allen Dingen sagt, wie man es nicht ma­
chen soll, denn um diese Mittel ist es doch viel, 
viel zu schade. Ich möchte mich auf dem Stra­
ßengebiet weiter nicht mehr verbreitern, son­
dern möchte zu einem anderen Kapitel kommen. 

Ich darf, weil der Herr Abg. Feldgrill heute 
von der Sobother Straße gesprochen hat, noch 
sagen, was für die Steiermark die Soboth-
Straße ist, ist für den Kärntner die Turracher 
Straße. Wir treffen uns dort auf beiden Seiten 
an der Grenze. Die Kärntner warten natürlich, 
und das hängt auch ein bisserl mit dem Un­
wetter zusammen und mit den Auswirkungen 
des Unwetters und dem Ausmaß der Katastro­
phen. (Landeshauptmann Krainer: „Tun Sie 
nicht die Kärntner unterstützen!" — Landesrat 
Gruber: „Ein gelernter Kärntner!") Nein, nein. 
Erstens wäre ich ja ein gelernter Kärntner, 
aber ich darf sagen, die Kärntner haben eine 
herrliche Straße auf der anderen Seite aufge­
baut. Wir warten als Steirer, bis sie von der 
Steiermark fortgesetzt wird, so wie wir auf der 
anderen Seite warten, daß die Sobothstraße von 
den Kärntnern in der anderen Richtung fort­
gesetzt wird. Herr Abg. Leitner, ich möchte also 
keineswegs die Nordrampe in Eisenerz angrei­
fen, ich unterstreiche selbstverständlich alles. 
Aber ich könnte mir vorstellen — und hier ist 
ehr sehrixetter -Einwand- gefallen- -•—•,- daß-diese 
Verbindungsstraße über die Soboth direkt nach 
Kärnten für das steirische Grenzland und den 
Fremdenverkehr von allergrößter Bedeutung 
sein könnte. (Abg. Leitner: „Das streite ich nicht 
ab, aber Rang Nr. 1 ist die Präbichlstraße!") Ich 
möchte Sie, Herr Abg. Leitner, nur gleich ein­
rangieren, weil der Fremdenverkehr für uns von 
größter Bedeutung ist. 

Nun, meine Damen und Herren, noch ganz 
kurz zum Wohnungsbau. Der Wohnungsbau 
stellt in Österreich wohl eines der schwierig­
sten Probleme dar, und ich möchte mich zum 
Teil auf mein Konzept konzentrieren und werde 
mich nicht zu verbreitern, weil der Herr Lan­
desrat hier schon eine kurze Bemerkung ge­
macht hat. Der Wohnungsbau stellt in Öster­
reich ein sehr heikles Problem dar, meine Da­
men und Herren. Eine intensive Wohnbautätig­
keit soll nicht nur die Wohnungsnot in unserem 
Lande beseitigen und dem Barackenelend end­
lich ein Ende setzen, sondern ist auch von weit­
tragender Bedeutung für die gesamte Bauwirt­
schaft. Beschäftigen wir doch in der Bauwirt­
schaft über 200.000 Bauarbeiter und über 24.000 
Angestellte und macht doch diese gesamte 
-Wohnbautätigkeit im Brutto-Nationalprodukt in 
den letzten beiden Jahren rund 9 Prozent aus. 
Alle Interessenvertretungen wie Arbeiterkam­
mer und Gewerkschaften sowie auch die poli­
tischen Parteien haben in erster Linie die Haupt­
sorge, wie könnte auf dem schnellsten Wege die 
Wohnungsnot beseitigt werden und in diesem 
Zusammenhang aber auch gleichzeitig die bis­
herige Handhabung geändert werden, damit in 
Österreich Wohnraum, aber vor allen Dingen 
Wohnraum mit erträglichen Mieten geschaffen 
wird. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich 
mit fünf Punkten nur ganz kurz beschäftigen. 
Die Wohnbauiinanzierung, die Erhöhung der 
Baukapazität, die Beschaffung von Baugründen, 
die wohnstrukturelle Mindestanforderung, die 
heute auch schon genannt wurde und wieder­
holt schon in diesem Haus zum Ausdruck kam, 
und die bessere Verwendung des Arbeitskräfte­
potentials. Zu diesen fünf Punkten haben in den 
vergangenen Jahren eine Reihe von Interessen­
vertretungen und Verbänden Stellung genom­
men, Konzepte ausgearbeitet, Vorschläge unter­
breitet und dann Anträge gestellt. Diese An­
träge wurden z. B. sowohl von Kurier, Expreß, 
Volksblatt, Arbeiter Zeitung, die Presse, Neues 
Österreich usw. positiv kommentiert und diese 
Vorschläge wurden auch im allgemeinen sehr 
positiv aufgenommen und zur tatsächlichen 
praktischen Ausführung empfohlen. Es hat sich 
lediglich eine Zeitung dagegen ausgesprochen, 
Herr Kollege Leitner, und zwar war das die 
Volksstimme, welche ein Presseerzeugnis jener 
Gruppe Österreichs ist, welche noch keinen 
Wohnraum geschaffen hat, sondern sich ledig­
lich mit der Kritik begnügt hat und jedes Pro­
gramm, jeden Vorschlag und jeden Antrag kri­
tisiert hat, weil diese Zeitung der Meinung ist, 
alles ist lückenhaft. Es wird uns natürlich nicht 
gelmgenr-für-diese Zeitung-^undfür-die-Gruppe, 
die dieser Zeitung sehr nahesteht, ein Konzept 
zu entwickeln, daß sie mit uns zufrieden ist 
und sagt, das ist das Idealkonzept, es sei denn, 
es würde vielleicht jemand bei einer Wohnung 
noch etwas dazugezahlt bekommen, wenn man 
sie ihm zuweist. Meine Damen und Herren, in 
bezug auf Wohnbauflnanzierung: Die Wohnbau­
finanzierung hängt derzeit vom Ergebnis der je­
weiligen Budgetverhandlungen ab. Damit ist sie 
in den Bereich der Tagespolitik einbezogen. Dem­
gemäß ist die Höhe der jährlichen Budgetan­
sätze und Anträge sehr unterschiedlich. In man­
chen Jahren ist eine Dotierung im Bundeshaus­
halt überhaupt gänzlich unterblieben und wur­
den vom Herrn Finanzminister keinerlei Mittel 
eingesetzt. Wir dürfen für das Jahr 1967, meine 
Damen und Herren, verzeichnen, daß nur jene 
Mittel zum Tragen kommen, die sich im Um­
lauf befinden, die durch die Wohnbauförderung 
im allgemeinen, durch die Wohnbausteuer her­
einkommen, aber wir dürfen feststellen, und 
zwar im negativen Sinne, daß der Herr Finanz­
minister für das Jahr 1967 keinen zusätzlichen 
Groschen bereitgestellt hat. Ich möchte hier nicht 
die Behauptung aufstellen (Abg. Leitner: „Tun 
Sie das nicht kritisieren!") Lieber Herr Abgeord­
neter Leitner, ich habe jetzt nicht die Absicht, 
mich mit Ihnen zu beschäftigen, sondern mit 
dem ganzen Haus. Herr Kollege Leitner, Sie 
haben es unterlassen, einen konkreten Finan-
zierungsvorschlag zu unterbreiten. Sie haben 
sich ebenfalls wieder nur mit der Kritik be­
gnügt. Ich würde Ihnen empfehlen, hören Sie 
mir jetzt zu, dann hatten Sie vielleicht einen 
kleinen Überblick. Bei den einzelnen Wohnbau­
fonds bestehen völlig verschiedene Bestimmun­
gen, die der Wohnungssuchenden Bevölkerung 
kaum begreiflich sind, Es ergibt sich dadurch 
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eine willkürliche Belastung der Wohnungswer­
ber, die vielfach Anlaß zu einer nicht ungerecht­
fertigten Kritik an der öffentlichen Baufinan­
zierung gibt. Am schwersten jedoch wird von 
den Wohnungssuchenden und von allen Wohn­
bauunternehmungen die Tatsache kritisiert, daß 
der Herr Finanzminister es in den vergangenen 
Jahren und im Jahr 1967, wie ich schon er­
wähnt habe, wiederholt unterlassen hat und wie­
der unterläßt, zusätzliche Mittel aufzubringen, 
damit wir schneller dem Wohnungselend und 
der Wohnungsnot in diesem Lande begegnen. 
Die Arbeiter und Angestellten selbst tragen 
nicht nur durch ihre allgemeine Steuerleistung, 
sondern insbesondere durch ihre Wohnbauför-
derungsbeiträge die Hauptlast der Wohnbaufi­
nanzierung. Das jetzige Förderungssystem be­
rücksichtigt aber die soziale Lage nur ungenü­
gend. Dadurch kommt jener Personenkreis, der 
den Hauptanteil der öffentlichen Mittel bereit­
stellt, immer weniger zum Zuge, da weite Kreise 
der Arbeitnehmerschaft nicht mehr in der Lage 
sind, den immer höher werdenden Aufwand 
für eine Neubauwohnung zu tragen. Um diese 
Probleme für die Arbeitnehmer zu lösen, wä­
ren die folgenden Maßnahmen erforderlich — 
Herr Kollege Leitner, und hier kannst Du zu­
hören. Der Wohnungsbau ist im Rahmen eines 
Zehn-Jahres-Programms langfristig zu sichern. 
Hiebei sind die jährlichen Bundesbeiträge in 
einer Höhe anzusetzen, die dem Beitragsaufkom­
men der Arbeiter und Angestellten zum Bundes-
Wohn- und Siedlungsfonds und der Wohnbau­
förderung 1954 entspricht. Durch eine gesicherte 
Rahmenflnanzierung könnte der Volkswohnbau 
langfristig disponieren. Auch die Förderungs­
werber könnten dadurch ihre Bauvorhaben bes­
ser und vor allem wirtschaftlicher planen. Die 
Bedingungen der öffentlichen Wohnbaufonds 
sind zu vereinheitlichen, wobei als Basis die Be­
stimmung des Bundes-Wohn- und Siedlungs­
fonds dienen soll. Die zinsfreie Finanzierung bis 
zur vollen Höhe der Baukosten ist nur gerecht­
fertigt, wenn die Wohnungswerber ihren Wohn­
raum durch Kriegseinwirkung verloren und bis­
her keinen ausreichenden Ersatz bekommen ha­
ben. Durch die Beseitigung der bestehenden 
gesetzlichen Ungleichheiten wären nicht nur 
gleiche Startmöglichkeiten hergestellt, sondern 
es könnte überdies durch die allgemeine Auf­
bringung von Eigenmitteln ein größerer För­
derungseffekt erzielt werden. Das bestehende 
Förderungssystem wäre so umzugestalten, daß 
die soziale und wirtschaftliche Lage der Woh­
nungssuchenden echt berücksichtigt wird. Dies 
bedeutet jedoch nicht, meine Damen und Herren, 
ein völliges Abgehen vom derzeitigen System 
der Objektfinanzierung. Die bisherigen Diskus­
sionen haben gezeigt, daß eine solche Vorgangs­
weise schon deshalb nicht möglich wäre, weil 
die ausfallenden öffentlichen Mittel durch Ka­
pitalmarktmittel schon allein wegen der hohen 
Zinsen nicht ersetzt werden können. Es muß 
daher die derzeitige Objektförderung etwa im 
Umfange des Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds 
als fundamentaler Bestandteil eines Förderungs­
systems beibehalten werden. Die Belastung aus 

dem Wohnungsaufwand durch Tilgung und Ver­
zinsung der auf dem Kapitalmarkt beschafften 
Mittel soll dem Familieneinkommen des Woh­
nungsinhabers angepaßt werden. Festlegung 
einer Untergrenze der Wohnungsbelastung von 
der angefordert wird, also Festlegung eines dem 
Wohnüngsinhaber zumutbaren Mietaufwandes. 
Den gegebenen Lohn- und Gehaltsverhältnissen 
in Österreich Rechnung tragend, wird eine sol­
che Grenze kaum — und darüber läßt sich strei­
ten —• über 10 Prozent des Einkommens liegen 
können. Festlegung der Obergrenze der Kosten, 
Miete und der Wohnungsgröße, für die je nach 
dem Familienstand, eine subjektive Förderung 
gewährt werden kann. Wohnungen mit über­
durchschnittlichen Ausstattungen oder über die 
dem Familienstand angepaßte Größe hinaus, ge­
messen nach internationalem Standard, können 
nicht gefördert werden. Festsetzung von Ein­
kommensgrenzen für den Anspruch auf Sonder­
finanzierung und zusätzlicher Subjektförderung, 
diese beiden Grenzen können dem Gedanken des 
Systems entsprechend nicht in gleicher Höhe 
festgelegt werden. Sie müssen vor allem den 
Familienstand berücksichtigen. Im Zusammen­
hang mit der Genehmigung der Objektförde­
rung hat die Förderungsstelle auf Möglichkeiten 
der Erlangung der Subjektförderung hinzuwei­
sen. Die Mittel dieser zusätzlichen Subjektför­
derung könnten zum Teil aus den Rückflüssen 
des Wohnungsfonds genommen werden, zum 
Teil müßte aber auch die öffentliche Hand sie 
entsprechend dotieren und der Herr Finanzmini­
ster seine negative Einstellung zur Wohnbau­
förderung aufgeben. Die Aufbringung darf je­
doch die Finanzierung der Objektförderung nicht 
vermindern. Alle Maßnahmen auf dem Gebiet 
der Finanzierung mit dem Ziel, die jährliche 
Bauleistung zu erhöhen, setzen aber eine Ord­
nung in der Bauwirtschaft voraus. Es muß zur 
Rationalisierung nach kosten- und zeitsparenden 
Methoden dafür gesorgt werden, daß die höhe­
ren finanziellen Mittel auch tatsächlich für den 
Wohnbausektor zum Tragen kommen und nicht 
allein durch Baupreis, Baukostensteigerungen 
und sonstige Manipulationen verloren gehen. 
Und hier, meine Damen und Herren, möchte 
ich auf einen besonderen Umstand und auf ein 
praktisches Beispiel hinweisen. Es hat sich heuer 
in den Früh Jahrsmonaten gezeigt, daß in einem 
Gebiet Baufirmen sich abgesprochen haben, sich 
vereinigt haben, Deckanbote, ja ich möchte sa­
gen zum Teil vollkommen gleichlautende An­
bote für ein bestimmtes Wohnbauvorhaben, An­
bote gelegt haben, die einen Preisunterschied bis 
zu 3 Millionen Schilling aufgewiesen haben, 
einen Preisunterschied aufgewiesen haben, 
meine Damen und Herren, bei einem Volu­
men von insgesamt 46 Wohnungen, wo­
bei eine Wohnung im Durchschnitt 60 Qua­
dratmeter groß ist. Dieses Projekt mußte auf 
schnellstem Wege umgearbeitet werden und mit 
dem Amt der Steiermärkischen Landesregierung 
das Einvernehmen hergestellt werden, damit 
dieses Projekt neu intern beschränkt ausge­
schrieben werden konnte, um diese Methoden 
auszuschalten und vor allen Dingen hier diese 
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Wege abzufangen. Siehe und staune; 46 Woh­
nungen kosten genau 12,3 Millionen Schilling in 
der gesamten Anbotssumme. Es wurde kurzer­
hand umgeplant und zwar nur mehr 45 Woh­
nungseinheiten, ebenfalls wieder im Durchschnitt 
mit 60 Quadratmeter geplant und auf einmal 
kostet dasselbe Bauvorhaben nur mehr 8,300.000 
Schilling. Wenn also das nicht ein Skandal ist, 
wenn also das nicht angeprangert gehört in der 
Wohnbauwirtschaft, oder in der Bauwirt-

] schaff, meine Damen und Herren, dann glaube 
I ich, ist überhaupt nichts mehr anzuprangern. 

Anzuprangern nämlich deshalb, weil jeder ein­
zelne Gemeinde- und Wohnbaufunktionär das 
nehme ich zumindest an und ich glaube, das 
sind sie ja alle, ehrlich bemüht ist, die Wohn-

"i baunot in Österreich und im besonderen im 
Lande Steiermark zu beseitigen und so günstig 
als möglich Wohnungen hinzustellen und vor 
allen Dingen Mieten zu erstellen, die von den 

j Arbeitnehmern auch noch aufgebracht werden 
"| können. Es ließe sich in diesem Kapitel noch vie­

les fortspinnen, es wäre sehr viel darüber zu 
reden über die Standardisierung, das bedeutet 
aber keineswegs eine Uniformierung des gesam­
ten Wohnungsbaues. Ich könnte mir aber vor­
stellen, daß man selbstverständlich eine be-

J stimmte Typisierung bei den Fenstern, bei den 
_ Türen und ähnlichen Dingen-vornimmt, um bil-

_: liger, rascher und schneller bauen zu können. 
Ich könnte mir vorstellen, daß selbstverständ-

: lieh durch geschickte Rationalisierung, meine 
Damen und Herren, Bauteile angefertigt wer­
den könnten. Und ich könnte mir vorstellen, 
daß wesentlich mehr erzielt werden könnte, 
wenn auch die Baustellen entsprechend ratio­
nell eingerichtet werden würden, damit also 
schneller, kürzer gebaut werden könnte. Und 

— ich kann mir selbstverständlich vorstellen, daß 
bei all diesen Maßnahmen Voraussetzungen, 
Bemühungen und Bestrebungen Mieten zustan-

— dekommen, die einerseits vertretbar sind, von 
den Wohnungssuchenden bezahlt werden könn-

= ten, die die Ausgabe der öffentlichen Mittel 
rechtfertigen, weil sie nicht in einem solchen 

— ungerechten Maße in die Taschen jener Men­
schen fließen, die sie nämlich gar nicht verdie-

_ nen und es könnte in weiterer Folge selbstver­
ständlich auf dem Wohnbausektor so manches 

— noch verbessert werden. 
— Zu dem gesamten Wohnbauwesen möchte ich 
— abschließend, meine Damen und Herren, sagen. 
_ Es ist für jeden Unternehmer selbstverständlich, 
3 wenn er eine neue Produktionsmaschine, Ferti-
— gungsmaschine ankauft, dieselbe in Betrieb 
— setzt, daß diese ein anständiges Dach über sieh 

bekommt, damit sie anständig produzieren kann, 
_ daß sie vor Korrosion usw. geschützt ist. Ich bin 
= aber der Meinung, und ich glaube, das müssen 

wir alle sein, daß das gleiche Recht auch jener 
Mensch hat, ein anständiges Dach über dem 

_ Kopf zu haben, der diese Maschine für Produk­
tionszwecke bedient. Ich danke für Ihre Auf­
merksamkeit. (Beifall.) 

Präsident: Als nächstem Redner erteile ich dem 
Abgeordneten Hofbauer das Wort. Nächste Wort­
meldung Abg. Dr. Heidinger.-

— 13., 14., 15. und 16. Dezember 1966 

Abg. Hofbauer; Hoher Landtag! Ich darf mich 
ganz kurz halten, weil ich zum 14. Male in die­
sem Hohen Hause zur Straßendebatte das Wort 
ergreife. (Landeshauptmann Krainer: „Wird eh 
alles gebaut bei Dir, brauchst auch nicht reden".) 
So ist das wieder nicht Herr Landeshauptmann. 
Und ich wäre hier undankbar und ungerecht, 
wenn ich nicht sagen würde, daß in diesen 
14 Jahren sehr wohl viel geschehen ist. Aber auf 
einem Sektor ist in diesen 14 Jahren, ich möchte 
sagen, fast nichts geschehen und das ist die 
Übernahme von Gemeindestraßen als Landes­
straßen. Sehr verehrte Damen und Herren des 
Hohen Hauses, wer so lange dem Landtag an­
gehört wie ich — ich weiß nur noch den Herrn 
Kollegen Hegenbarth und einige andere Her­
ren — ein jeder haben wir zum vierten, fünften 
Mal Anträge auf Übernahme von Gemeinde­
straßen eingebracht, aber nicht nur deswegen, 
weil wir der Meinung waren, daß wir in der 
Zeitung oder nicht in der Zeitung stehen, son­
dern immer mit diesem Fünkchen Hoffnung, 
daß wir vielleicht doch in dieser Periode dem 
berechtigten Wunsch einer Gemeinde zum 
Durchbruch verhelfen könnten. Und nun haben 
die Abgeordneten des Hohen Hauses im Finanz-
Ausschuß einen gemeinsamen Resolutionsantrag 
eingebracht — ich nehme auch an, daß er an­
genommen wird im Hohen- Haus der lautet: 
Resolutionsantrag auf Überprüfung, welche Ge­
meindestraßen mit überörtlicher Verkehrsbe­
deutung in das Landesstraßennetz bevorzugt zu 
übernehmen sind. Ich darf annehmen, daß die 
Abgeordneten dieses Hohen Hauses wieder einen 
Funken Hoffnung haben, daß vielleicht doch 
endlich einige dieser Gemeindestraßen über­
nommen werden. Die älteren Abgeordneten 
werden sich erinnern können, daß man vor 8 
oder 10 Jahren in den letzten Dezembertagen 
hier in diesem Hause einen Antrag eingebracht 
hat, der auch angenommen wurde, wonach so­
lange keine Gemeindestraßen vom Land über­
nommen werden, solange uns der Bund nicht 
500 km Straßen abgenommen hat. Seit dieser 
Zeit sind 8 oder 10 Jahre vergangen. Ich glaube, 
es kann uns niemand nachsagen, daß wir uns 
vielleicht nicht in Geduld geübt hätten, aber 
letzten Endes muß einmal doch jedem Abgeord­
neten die Geduld ausgehen, wenn etwas länger 
wie 10 Jahre dauert. Und ich habe vorhin ge­
sagt, dieser neue Resolutionsantrag gibt uns 
wieder einen Funken Hoffnung. (Landeshaupt­
mann Krainer: „Geld, Geld und Geduld!") 

Ich Weiß noch nicht, Herr Landeshauptmann, 
wie man diesem Resolutionsantrag in der 
Steierm. Landesregierung beitreten wird, ob man 
sich mit energischer Vehemenz an den Bund 
wendet, daß er uns doch endlich Landesstraßen 
abnimmt, oder ob man sich auf diesem Gebiet 
doch auch durchringt. .Hunderte Millionen wur­
den im Laufe der letzten Jahre für die ver­
schiedensten sehr wohl notwendigen Gebiete 
ausgegeben. Ich glaube, es wäre höchst an der 
Zeit, daß man auch diesem Antrag einmal nä­
hertritt. Denn ich glaube kaum, daß einer der 
Abgeordneten einen Antrag eingebracht hat nur 
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für sich selbst, ich glaube, es hat j eder die echte 
Hoffnung ver t re ten, daß er für seine Gemeinde, 
für eine höchstwahrscheinlich ländliche, a rme 
Gemeinde e twas tut , damit endlich geholfen 
wird. Jeder von uns ha t mehr als so einen Sta­
pel Anträge, und man wird nu r von einer 
Periode auf die andere vertröstet. Und ich würde 
bitten, daß man sich ernste und echte Gedanken 
macht — es ist das ein Resolutionsantrag, mit 
dem sich wirklich alle Par teien ohne Unterschied 
im Haus befassen sollten, wie man diesem 
Problem echt näher t re ten könne. Denn seit 
14 J ah ren sind keine Gemeindestraßen übernom­
men worden. (Landeshauptmann Kra iner : Das 
s t immt nicht! 320 km!") Das wa ren die Aus­
nahmen, denn es ha t immer geheißen, eine 
Straße, die länger als zwei oder drei km ist, 
könnte nicht übernommen werden, das müßten 
dann Ausnahmen gewesen sein. 

Aber ich glaube doch, daß es langsam ernst 
wird. Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht 
das ganze S t raßenproblem von Liezen aufrollen, 
weil die Anträge seit vier Perioden aufliegen. 
Eines liegt mi r noch besonders am Herzen, die 
Ennsbrücke Al tenmarkt , es wäre keine Hexerei, 
wenn das in die Tat umgesetzt werden würde, 
in Richtung Unterlauf, ein 5 km langes S t raßen­
stück, und das ist in einem trostlosen Zustand. 
Ich weiß, daß 1966 keine Mittel vorhanden sind, 
würde aber doch ersuchen, daß man dieses 5 km 
lange Straßenstück staubfrei macht, und zwar 
im J ah r 1967. 

Ganz besonders liegt mir auch in diesem Ka­
pitel am Herzen — ich weiß, daß mein Kollege 
Abg. Lackner es schon gebracht ha t — die Hoch­
wasserkatastrophe, die Donnersbachwald heim­
gesucht hat . Herr Landeshauptmann, ich b rau­
che es Ihnen und der ganzen Regierung nicht zu 
sagen, welch a rme Gemeinde diese Donnersbach-
walder Gemeinde ist, und wenn man bedenkt, 
daß sie jeden Kubikmeter Schotter von Gröb-
ming nach Donnersbachwald hinein liefern muß, 
kann man ermessen, welch großes Unglück das 
ist. Und der Kollege Lackner wa r selber dr in­
nen, er ha t selbst gesagt, daß der Schaden für 
diese kleine Gemeinde mindestens 1 Million 
Schilling ausmacht, abgesehen davon, daß drei 
Brücken bei diesem Hochwasser gelitten haben. 
Auch da würde ich bitten, ich weiß, es wurden 
100.000 Schilling genehmigt von der S te iermär-
kischen Landesregierung, es war vielleicht ein 
Tropfen Wasser auf einen heißen Stein, aber ein 
Dauerzustand könnte das nicht sein, ich würde 
bitten, daß man diesem Einzelprojekt — es ist 
eine der kleinsten und ärmsten Gemeinden — 
noch einmal näher t r i t t und dieser Gemeinde 
hilft, denn wenn drei Brücken kaput t sind und 
k i lometerlang S t raßen weggerissen sind, dann 
sind 100.000 Schilling ein Tropfen Wasser auf 
den heißen Stein. 

Dann habe ich heuer einmal einen Ant rag 
eingebracht, und zwar hat das auch schon dan­
kenswerterweise der Kollege Lackner gebracht, 
wi r fahren da immer zweispännig und ziehen 

nicht auseinander, wegen Ausbaggerung der 
Enns von Öblarn aufwärts . Meine Damen und 
Herren, ich möchte nicht sagen, weil eine Hoch­
wasserkatast rophe war . Es braucht n u r ein mi t ­
telschwerer Regen fallen, und das ganze Gebiet 
Öblarn ist un te r Wasser. Dieses Gebiet -dort 
oben wa r in einem J a h r drei- oder v iermal un ­
ter Wasser. Ich könnte mich leicht abwenden 
davon — der Herr Kollege Lackner wird das 
wieder bestätigen — es sind beileibe keine so­
zialistischen Gemeinden dort hinauf — aber mi r 
geht es nicht darum, sondern man muß da vor­
beugen. Und ich würde bi t ten — der heurige 
Herbst wäre dazu angetan gewesen, das Wasser 
w a r so klein — ich k ann es nicht glauben, daß 
man in Vh J a h r en in dieses Gebiet mit dem 
Bagger nicht h inaufkommt. 

Meine Damen und Herren, ich bit te um Ent­
schuldigung, wenn ich Sie längere Zeit aufge­
hal ten habe, aber das sind so lebensnotwendige 
Dinge, daß sie auch — und wenn es zum 14. Mal 
ist —, bei der Budgetdebat te gesagt werden 
müssen. (Allgemeiner Beifall.) 

3. Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeord­
nete Dr. Heidinger. Als nächster Redner ist der 
He r r Abgeordnete Gerhard Heidinger zu Wort 
gemeldet. 

Abg. Dr. Heidinger: Hohes Haus! Zuerst muß 
ich erklären, daß es rein zufällig ist, daß schon 
wieder ein Ver t re ter der Weinbaugegend ausge­
rechnet zum Wasser spricht. (Heiterkeit.) Kol­
lege Aichholzer ha t ja als Generalredner Ih re r 
Frakt ion zu dem Wasserbaukapitel Stellung ge­
nommen. Ich darf Sie aber versichern, daß wir 
das Wasser nu r zum Fasselwaschen verwenden. 

Und nun, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, zum eigentlichen Thema. Es ist leider 
ein sehr ernstes Thema, und in Abwandlung des 
Dichterwortes, das wir wenigstens in der Volks­
schule noch gelernt haben — in modernen Volks­
schulen lernt man ja so e twas nicht mehr — 
würde ich sagen „Wohltuend ist des Wassers 
Macht, wenn es der Mensch bezähmt, bewacht". 
Das gilt für d ie 'gesamte Wasserwirtschaft, und 
ich möchte an die Spitze stellen, daß ich der 
Meinung bin, daß die Wasserwirtschaft eine Ein­
heit ist. 

Es geht nicht an, nu r den Schutzwasserbau 
oder die Wasserleitungen oder die Kanäle und 
die Abwasseranlagen zu betrachten, sondern das 
Wasser hat e inen Kreislauf und es muß als 
Ganzheit betrachtet werden. Wenn man heuer 
über Wasserfragen spricht, so ist es vers tänd­
lich, daß man die Hochwasserkatastrophe, die 
unser Land zweimal heimgesucht hat, an die 
Spitze stellen muß, und ich darf hier die Zah­
len und die Ermit t lungen der zuständigen Ab­
teilungen nennen. Wir haben an F luß- und öf­
fentlichen Bauten, vornehmlich S t raßen und 
Brücken, einen ermit te l ten Schaden von 465 
Millionen, und wir haben Privatschäden von 
e twa 120 Millionen Schilling feststellen müssen. 
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Über diejenigen, die geholfen haben, diese Schä­
den zu mildern und in Grenzen zu halten, wird 
ja beim einschlägigen Budgetkapitel Feuerwehr­
wesen mehr zu sagen sein. Ich möchte das nur 
an die Spitze stellen. 

Nun einige Grundsatzüberlegungen — ich 
möchte sagen blitzlichtartig, um die Sache nicht 
unnötig in die Länge zu ziehen. Die Wasser­
bilanz Österreichs schaut so aus: 

Auf das Bundesgebiet fallen im mittleren 
Jahr 100 Milliarden Kubikmeter Niederschlag, 
35 Milliarden Kubikmeter haben wir Zufluß 
über unsere Grenzen, vornehmlich Inn und Do­
nau, und 90 Milliarden haben wir Abfluß, das 
heißt, wir haben etwa 45 Milliarden Kubikme­
ter Verdunstung, davon 80 Prozent produktiv 
und 20 Prozent unproduktiv. Das ist natürlich 
nur eine sehr grobe Globalaussage. Die Beson­
derheiten in zeitlicher und örtlicher Folge sind 
ja mit eine der Hauptursachen für örtliche ka­
tastrophale Hochwässer. Wir brauchen nur etwa 
an Turrach und das November-Hochwasser zu 
denken. Ein Grundsatz im Wasserbau wird zwar 
gepredigt und ist in allen Fachbüchern nachzu­
lesen, es wird aber leider in der Praxis nicht 
immer danach gehandelt, und zwar ist das der, 
möglichst viel Wasser zu speichern, ~zu nutzen 
und erst dann geregelt abfließen zu lassen. 

Man kann sich zumindest als interessierter 
Laie des Eindrucks nicht erwehren, daß unsere 
Wasserbauer manchmal das Bestreben haben, 
das Wasser so rasch wie möglich über die Gren­
zen den Unterliegern zukommen zu lassen, und 
sicherlich sind diese Dinge einer der Gründe, 
daß wir jetzt uns so oft mit Hochwässern zu be­
schäftigen haben. Ich möchte da allerdings sa­
gen, daß die Wasserbauer allein dazu nicht bei­
tragen können. Es wurden in der General­
debatte und auch in der Spezialdebatte verschie­
dene Beispiele angezogen, die sicherlich richtig 
sind und die ich nicht mehr wiederholen oder 
ergänzen brauche. 

Vielleicht in einer Hinsicht aber doch, und das 
möchte ich gerade als bäuerlicher Vertreter sa­
gen. Wir haben beispielsweise im Wein- und 
Obstbau die sogenannte „Mulchwirtschaft "ein­
geführt, das heißt wir pflügen unsere Wein- und 
Obstgärten nicht mehr auf, sondern wir führen 
die Bodenpflege in der Form durch, daß wir das 
Gras immer wieder abmähen und liegen und 
verrotten lassen und ich bin überzeugt — 
exakte Versuche zu machen hat man ja als Prak­
tiker keine Zeit — daß etwa diese Art der Bo­
denpflege zu einer viel höheren Wasserhaltigkeit 
des Bodens führt und das ist natürlich im klei­
nen Rahmen nicht sehr bedeutend, in lokalen 
Gebieten können aber solche Dinge von ganz-
entscheidender und eminenter Bedeutung sein. 
Es ist ja dieses System auch nicht unsere Er­
findung, sondern es ist eine Erfindung der ameri­
kanischen Bodenstelle, die versucht die Boden­
erosion im goldenen Westen, wo der Boden 
bereits ruiniert wurde, wieder irgendwie her­

zustellen. Ich sage das deswegen, weil sicherlich 
alle diese Dinge einer der Gründe sind, der be­
rechtigten Gründe, daß die Landwirtschaft eine 
gewisse Vorzugsstellung für den bäuerlichen 
Familienbetrieb, der bisher diese Bodenpflege 
in vorbildlicher Weise durchgeführt hat, ver­
dient. 

Nun zu der Bodenspeicherfähigkeit nur zwei 
Zahlen. Die österreichische Bodenfläche ist in der 
Lage etwa 2.5 Milliarden m3 Wasser zu spei­
chern, wogegen alle Speicher der Elektrizitäts­
wirtschaft derzeit ein Fassungsvermögen von 
etwa einem Viertel dieser Menge, also rund 700 
Millionen m3 haben. Ein weiterer Grund, warum 
wir uns meistens in sehr unangenehmer Weise 
mit Wasserproblemen auseinandersetzen müs­
sen, will mir in der Einstellung zum Wasser lie­
gen. Schauen Sie, in der Antike, in den Hoch­
kulturen war es doch so, daß das Wasser der 
Inbegriff des Reinen war. Ich hoffe, daß dieser 
Inbegriff des Reinen in der heutigen Zeit und 
in der Steiermark nicht nach dem. Verschmut­
zungsgrad der Mur bestimmt werden muß. Das 
wäre außerordentlich bedauerlich. Und viele 
antike Kulturen sind an ihrer nicht funktionie­
renden Wasserwirtschaft — wobei wir nicht un­
tersuchen wollen, warum die nicht mehr funk­
tioniert h a t— zugrundegegangen. -

Die klassische Nationalökonomie hat das Was­
ser zu einem Überflußgut und damit außer die 
Betrachtung der Wirtschaft überhaupt gestellt. 
Mir scheint das einer der wesentlichsten Gründe 
dafür zu sein, daß heute kaum jemand bereit 
ist — und die Kommunalpolitiker wissen das — 
nur annähernd die Preise zu zahlen, die kosten­
deckend notwendig sind, um etwa eine Ge­
meinde mit einwandfreiem Wasser zu versorgen 
und für eine einwandfreie Ableitung der Ab­
wässer zu sorgen. Ich glaube dagegen, wir müs­
sen uns langsam daran gewöhnen, daß das Was­
ser ein höheres Gut ist, ein Gut höherer Ord­
nung, ein Lebenselement und ein Kulturträger. 
Wir verwenden das Wasser zweifellos als Le­
benselement, das weiß jeder, der eben lebt, auch 
wenn er nur Bier trinkt, braucht er "auch Wasser. 
Energieträger, wir wissen, daß wesentliche Ener­
gieversorgungszahlen unserer Produktion vom 
Wasser her kommen, seit altersher vom Wasser 
kommen und auch heute vom Wasser her be­
stimmt sind. Es ist Produktionshilfsmittel in der 
Industrie und in der Landwirtschaft und das 
wird das Bedrohliche, es ist Transportmittel für 
Abfälle. 

Nun zum Kapitel 67 Wasserbau selbst. Über 
die historische Entwicklung unserer Regulierun­
gen hat der Kollege Lackner bezüglich der Enns 
gesprochen. Das Gleiche gilt für die Mur. Diese 
Flüsse waren Ende der Dreißiger Jahre über­
wiegend oder die Mur praktisch vom Oberlauf 
bis zum Ausfluß in Radkersburg über die Staats­
grenze reguliert. Nicht reguliert waren die Sei­
tenflüsse. Man hat nun nach dem Zweiten Welt­
krieg vornehmlich die Konkurrenzgewässer zu 
regulieren begonnen und auch hier aus verstand-
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liehen, aber, technisch sicher nicht in Ordnung 
seienden Gründen Zufallstücke genommen, dort 
wo etwa die Anrainer besonders aufgeschlos­
sen waren. Ich kann Ihnen das am Beispiel der 
Sulm, der Laßnitz, der Kainach beweisen. Die 
Unterläufe wurden nicht reguliert, Mittellauf 
reguliert, Oberlauf wieder nicht reguliert. So 
kommt, es, daß natürlich die teilweise regulier­
ten Flächen das Wasser immer schneller nach 
unten abgeben, die Folge ist, daß die Seiten­
flüsse immer höhere Wasserfrachten bringen, 
auch bei normalen Niederschlägen, gar nicht bei 
Katastrophenniederschlägen und daß die ur­
sprünglich ausreichenden Regulierungen der 
Hauptvorfluter, das sind also Mur und Enns, 
nicht mehr ausreichen, schon bei einem mittle­
ren Hochwasser nicht mehr ausreichen, diese 
Wassermengen geordnet abzuführen. Dann 
kommt dazu — die Gründe sind auch hier nicht 
zu untersuchen, es wäre falsch da nach Schul­
digen zu suchen — daß die Regulierungsbauten 
an der Mur oft in einem erbärmlichen Zustand 
sind. Ich. lade Sie ein, sich einmal in die Auen zu 
begeben und sich die Dinge anzuschaun. Herr 
Kollege Ileschitz, er ist leider nicht hier, hat ja 
vom Bereich südlich von Graz einige Beispiele 
gebracht. Folge, ganz schlicht und einfach, oben 
regnet es und wir im Unterland ersaufen. 

Es wird also notwendig sein, daß man diese 
Dinge ganzheitlich sieht, daß man die hydrolo­
gischen Untersuchungen darauf einstellt und ich 
weiß aus laufenden Wasserrechtsverhandlungen 
in Radkersburg, daß dort die Amtssachverstän­
digen ganz offen erklären, mit solchen Hoch­
wassern wie sie etwa im Vorjahre gewesen sind, 
werden sie jetzt alle drei, vier Jahre rechnen 
müssen. Und das heißt, daß wir den Unterlauf 
der Mur raschest wieder diesen Gegebenheiten 
anpassen müssen. Wo das Geld herkommen soll, 
das ist eine Frage über die ich mir den Kopf 
zerbrochen habe, aber ich bin ehrlich genug zu 
sagen, daß da sehr viel gefordert wird und man 
bestenfalls durch eine Umschichtung in den Aus­
gabenansätzen diese Wünsche erfüllen kann. Es 
wäre aber ungerecht zu sagen, daß nichts ge­
schehen ist. Von 1945 bis 1964 sind etwa in der 
Steiermark 117 Millionen für Bundesflüsse, 352 
Millionen für Konkurrenzgewässer verbaut wor­
den. Das ist zu entnehmen der sehr instruktiven 
Schrift des Bundesministeriums für Land- und 
Forstwirtschaft über den Wasserbau in Öster­
reich, die im Vorjahr erschienen ist. 

Zu den heurigen Budgetansätzen: Die Schutz­
wasserbauansätze sind von 27.6 auf 45.5 Millio­
nen, echt allerdings nur auf 33.4 Millionen oder 
um knapp 6 Millionen = + 20 Prozent gestie­
gen, wir haben ja eine Post drinnen, die 8 Mil­
lionen, die ein Rest aus dem heurigen Budget­
jahr sind, um die Bundesmittel, die nach der 
Hochwasserkatastrophe zusätzlich zur Verfü­
gung gestellt wurden, sozusagen zu lukrieren. 
Nehmen wir allerdings nur den Ansatz zu der 
Position 701 Beiträge zu Flußbauten, zu den 
sogenannten Konkurrenzbauten, so ergibt sich 
bei den in den Erläuterungen angeführten Ko­

stenverteilungen ein verbauter Betrag von rund 
50 Millionen Schilling, da etwa bei der Laßnitz-
regulierung der km 1.5 Millionen kostet und das 
meiner Meinung nach ein mittleres Beispiel ist, 
es gibt aufwendigere, es gibt billigere Regulie­
rungen, je nach der zu verbauenden Wasser­
fracht, so kann man sich also ausrechnen, wie­
viel Kilometer Regulierung an Konkurrenzge­
wässern in der ganzen Steiermark durchgeführt 
werden können. Nun, die Wünsche glaube ich, 
sind der Hohen Regierung bekannt, ich darf 
mich also ganz kurz fassen. Das Ennstal hat Kol­
lege Lackner bereits vorgebracht. Bezüglich der 
Mur liegt ein Initiativantrag, von mir initiiert 
und von unserer Fraktion unterstützt,, ja bereits 
im Hohen Haus. Ich darf also diese Punkte auch 
auslassen. Dann wäre die Raab als Bundesfluß 
zu erwähnen und sehr entscheidend die Kainach. 
Die Kainach deswegen, weil uns hier wieder das 
droht, was ich eingangs gerügt habe, daß näm­
lich im Raum Mooskirchen mit Rücksicht auf die 
Autobahn, reguliert wird, es ist die Kainach am 
Mittel- und am Oberlauf noch teilweise aus dem 
Ersten Weltkrieg reguliert und der Unterlauf, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, ich 
würde Ihnen wirklich empfehlen, sich das anzu­
schauen. Allein in der Gemeinde Weitendorf 
sind im Vorjahr bei wiederholten Hochwässern, 
ich glaube, es waren deren acht, zehn Hektar 
besten Acker- und Wiesenbodens, also ein mitt­
lerer Bauernhof einfach davongeschwommen. 

Das Flußbett ist teilweise 40 bis 50 m breit 
verschottert und verlandet. Ich habe mit großer 
Freude gehört, daß die Projektierung für die 
Regulierung des Unter lauf es im Frühjahr ab­
geschlossen sein wird. Hoffen wir, daß auch die 
Bundesbeiträge fließen, weil . die Interessenten 
dieses Gebietes und die Gemeinden bereit sind, 
die nach dem Gesetz notwendigen Beiträge zu 
leisten. 

Nun, bei den Konkurrenzgewässern ist es so, 
daß diese vielfach Voraussetzung für Melioratio­
nen, für Produktionssteigerungen der dort an­
liegenden, meist sehr kleinen Bauernbetriebe 
sind, daher sind wir froh, daß im Budget diese 
Ansätze drinnen sind und wir rund mit 35 km 
Regulierung im Land Steiermark rechnen kön­
nen. 

Ich darf die Flüsse aufzählen, es sind praktisch 
alle des west- und oststeirischen Grabenlandes, 
Sulm, Saggau, Laßnitz, Stainzbach, Gamlitzbach, -
in der Oststeiermark die Schwarzau, Saßbach, 
Gnasbach, Ottersbach, Drauchenbach, der Grenz­
bach Kutschenitza, Safen, Lafnitz, Rittschein, 
Wünsche bezüglich des Beginnes der Regulie­
rung an Feistritz und Ilzbach sind auch ange­
meldet. Ich möchte damit dieses Kapitel ab­
schließen. 

Ich darf vielleicht zusammenfassen: Fluß-Was­
serbau und Schutzbau — dazu gehört selbstver­
ständlich auch die Wildbachverbauung in den 
kleineren Gräben — ist notwendig. Ich würde 
aber doch bitten, daß in technischer Hinsicht 
mehr — ich. weiß schon, daß das a) Wirtschaft-
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lieh teuer und b) nicht immer ganz leicht ist —'• 
aber daß doch den Rückhaltemöglichkeiten be­
sonderes Augenmerk zugewendet wird, vor al­
lem bei der Wildbachverbauung, Rückhalte­
becken und Energievernichtung, denn sonst geht 
es uns also so, wie der Herr Kollege Lackner das 
so drastisch geschildert hat, die Geschiebe, die 
die Enns bekommt, kommen ja aus den Seiten-
wildbächen. 

Ein zweites Kapitel, das man auch ernstlich 
betrachten muß, ist das: Ist unsere Bauwirtschaft 
überhaupt in der Lage, die jetzt zusätzlich zur 
Verfügung stehenden Mittel zu verbauen? Ich 
glaube, diese Frage kann man mit ja beantwor­
ten. Wir haben in der Diskussion gehört, Pro­
jekte liegen in der Schublade der Wasserbauab­
teilung reichlich, weil in der Vergangenheit zu 
wenig Geld zur Verfügung stand. Man wird mit 
den Planungsarbeiten verhältnismäßig rasch zu 
Rande kommen, und wir haben dann eine echte 
Möglichkeit volkswirtschaftlicher Mehrleistung, 
weil Wasserbauten in erster Linie Winterbau­
ten sind. Wir können damit wahrscheinlich die 
Arbeitslosenzahl senken, die Arbeitsspitzen 
glätten und erreichen volkswirtschaftlich doch 
mehr. Wenn aber jetzt neue Vorhaben in An­
griff genommen werden können, dann bitte fan­
gen wir von unten an oder —ganz oben,; aber 
nicht in der Mitte beim Regulieren. 

Nun ganz kurz zum Abschnitt 68: Wir haben 
hier ein sehr wirksames Mittel trotz der Kriti­
ken, die in der Diskussion schon gebracht wur­
den. Das Wasserbautenförderungsgesetz sieht 
eine Bezuschussung von Wasserversorgungs- und 
Abwasseranlagen vor, die bisherige Übung geht 
etwa dahin, 30 Prozent Eigenmittel der Gemein­
den, 20 Prozent Landeszuschuß, verlorener Lan­
deszuschuß, 50 Prozent Bund, in der Regel auf 
20 Jahre mit 1 Prozent Verzinsung. 

Wir haben dabei folgendes zu beobachten: 
Bisher war der Vorgang eindeutig bei zentralen 
Wasserversorgungsanlagen. Man hat sich viel­
leicht zu wenig um die Abfallwasserbeseitigung 
gekümmert; 1960 etwa 43 Millionen für Wasser­
versorgungsanlagen, 7.9 Millionen Kanalbau als 
Bauvolumen. 1965 hatte sich das Bild bereits 
wesentlich gewandelt, 22.3 Millionen für Was­
serversorgungsanlagen und 44.6 Millionen für 
Kanalbau. Es ist erfreulich, so unerfreulich es 
an und für sich ist, ich glaube, Kollege Fellinger 
hat das in der Diskussion gesagt, daß die Lan­
desmittel zu gering sind, das ist ein Zeichen, 
daß jetzt die Gemeinden dem Abfallwasser-
problem eine besondere Bedeutung beimessen. 
Sicherlich wird man darüber nachdenken müs­
sen, ob die Ansätze noch erhöht werden können, 
aber das ist nicht nur eine Sache des guten Wil­
lens, sondern, wie wir ja wissen, eine Sache der 
Möglichkeit. 

Immerhin sind die Ansätze auch erhöht wor­
den. Es ist erstmals auch eine Position 852 ein­
geführt, Darlehen an Gemeinden, und ich 
glaube, daß das auch eine bemerkenswerte Fest­

stellung ist, weil vielleicht damit das Land von 
der bisherigen Übung abzugehen die Möglichkeit 
hat und in besonders berücksichtigungswürdigen 
Fällen die Eigenmittelanteile durch Darlehens­
gewährung zusätzlich durch das Land senken 
kann. Ich nehme an, es ist auch beabsichtigt. 
Derzeit sind etwa 100 Anträge auf Wasserver­
sorgungs- und Abwasseranlagen in Behandlung. 
Nur um eine Größenvorstellung zu vermitteln, 
nach Schätzungen des Jahres 1963 würden etwa 
800 Millionen für die zentralen Wasserversor­
gungsanlagen, 1.5 Milliarden für Abwässerbe­
seitigung, davon gut 1 Milliarde für die Schwer­
punktabwässerbeseitigung, benötigt werden — 
nur auf dem kommunalen Sektor. 

Zur Abfallverwertung: Ich glaube, jeder von 
uns — es wurde beim Kapitel Naturschutz die­
ses Problem angezogen — der Besitzer von 
Waldgrundstücken ist, kann ein Lied davon sin­
gen, ich betätige mich manchmal persönlich als 
Abfallräumer, weil irgend ein lieber Nachbar 
aus der Nähe bei Nacht und Nebel einen Kübel 
Unrat in meinen Wald hineingeschmissen hat. Es 
ist sicherlich ein brennendes Problem, und soll 
nicht die ganze Steiermark zu einer „Mist-
gstättn" werden, zumindest im Bereich der 
Städte wird man um die Abfallverwertung, 
wahrscheinlich Müll Verbrennung, nicht herum­
kommen, daher besondere Freude über die Po­
sition 783 des Landesvoranschlages, die Beiträge 
des Landes dafür vorsieht. Daß das Abfall- und 
Müllproblem ein sehr ernstes ist, dafür möchte 
ich Ihnen nur ein Beispiel sagen. Ich sage nicht, 
in welcher Gegend, damit nicht die Leute dann 
alle dort zum Arzt rennen, wie wir das in einem 
anderen Kapitel gehört haben. Von zehn Beob­
achtungsbrunnen wurden in der letzten Zeit 
drei durch Müll und einer durch Fäkalien un­
brauchbar, das heißt eine Ausfallsquote von 40 
Prozent. Und wer von uns kennt nicht die Sied­
lungen, wo der eine einen Brunnen und der an­
dere fünf Meter daneben die Kläranlage hat. 
Hier werden uns die Sozialkosten, die uns durch 
diese an und für sich förderungswürdige Sied­
lungsart erwachsen, noch ganz gewaltig auf den 
Kopf fallen. Das ist meine ehrliche Überzeu­
gung. 

Nun noch ein Wort zu den Industrieabwäs­
sern: Es unterliegt keinem Zweifel, daß die In­
dustrieabwässer ein besonderes Problem sind. 
Daß in der Vergangenheit diesem Problem keine 
Bedeutung beigemessen wurde, geht aus den 
eingangs dargestellten Einstellungen zum Was­
ser hervor. Heute gilt der Grundsatz des Was­
serrechtes, daß der, der Wasser verschmutzt oder 
der Wasser gebraucht, es wieder gereinigt ab­
zugeben-hat. Und die Behörde führt entspre­
chende Vorschreibungen auch bei Neuinstallie­
rungen von Betrieben durch. Wir dürfen aber 
nicht übersehen, daß es für altbestehende Be­
triebe unzumutbare Belastungen mit sich brin­
gen würde, noch dazu liegen ja die Hauptver-
schmutzer in Bereichen unseres Wirtschaftskör­
pers, die durchaus nicht mehr in Konjunktur 
leben, sondern eher in solchen Bereichen, die 
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im Konjunkturschatten leben, sprechen wir es 
ganz klar aus, Stahl- und Eisenindustrie, Zellu­
loseindustrie, daher ist auch hier wieder freudig 
zu vermerken, daß die Position 851 ein Novum 
ist, das die Möglichkeit schafft, daß das Land 
Gelder gibt und Darlehen gibt an die Industrie 
für versorgungswasserwirtschaftliche Bauten 
von 1 Million Schilling. 

Ich glaube aber, daß man diesem Problem 
doch auf Bundesebene beikommen wird, wobei 
ich auch zur Aufklärung sagen möchte, daß die 
Industrie sich seit Jahren in ihrer zuständigen 
Sektion und in der Industriellenvereinigung mit 
dem Abwasserproblem ernstlich beschäftigt. Ich 
könnte mir vorstellen, daß man a) durch Be­
reitstellung von besonders billigen, langfristigen 
Krediten die Betriebe veranlaßt, die Abwässer­
beseitigung nun ernstlich anzugehen und in den 
Bereichen, wo die Betriebe noch genug verdie­
nen, durch eine Sonderabschreibung entweder 
parallel mit der Laufzeit des Kredites oder sonst 
durch eine Sonder-Afa, ähnlich der vorzeitigen 
Abschreibung, da einen Anreiz zu geben, diese 
Dinge zu ändern. Denn man kann nicht von 
einem Betrieb verlangen, daß er eine Abwäs­
seranlage baut und sie dann in der technischen 
Nutzungszeit abschreibt, weil sie für den Betrieb 
also nur eine kalkulatorische Belastung und kein 
Vorteil ist. Für uns alle ist es aber eine Notwen­
digkeit, es sind echte Sozialkosten und wir kön­
nen nicht hinterher den Betrieben Vorschreibün-
gen machen, die man vor 30, vor 50, vor 100 
Jahren, aus welchen Gründen immer, nicht ge­
macht hat. 

Darum bitte ich also, diesem Industrieabwas­
serproblem ein besonderes Augenmerk zuzu­
wenden, vielleicht kann in dieser Richtung ein 
Vorstoß der Landesregierung beim Bund erfol­
gen. Meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ich habe nicht deswegen zu diesem Kapitel ge­
sprochen, weil ich der Meinung bin, daß hier 
noch nie darüber gesprochen worden wäre, man 
kann ja schließlich die alten Protokolle nachle­
sen und sich vom Gegenteil überzeugen. Aber 
ich habe bemerkt und ich vermerke das mit be­
sonderem Blick zur Pressetribüne, daß man über 
diese Dinge in der Presse nicht genug schreibt 
und ich bitte daher die Herren der Presse, ich 
möchte sagen schreiben Sie eine Spalte über Be­
zirksgericht und Watschenkadi weniger, und Sie 
können ebenso spannend über Probleme der Ab­
wässerbeseitigung und der Abfallbeseitigung 
schreiben. Wenn Sie das ein Jahr lang getan 
haben, dann wird sich die Gesinnung der ge­
samten Bevölkerung vielleicht geändert haben. 
Wenn wir hier im Hohen Haus 15 Minuten darü­
ber sprechen, so wird das vielleicht wohlwollend 
aufgenommen, aber dann schaut man auf die 
Uhr und ist verärgert, daß diese Gruppe noch 
immer nicht erledigt ist. Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Eines muß uns wenigstens 
klar sein, tun wir alles, um die Reinheit und 
Gesundheit von Raum, Wasser und Mensch zu 
erhalten. (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Als nächster Redner hat der Herr 
Abg. Gerhard Heidinger das Wort. Die weitere 
Wortmeldung ist die des Abg. Vinzenz Lackner. 

Abg. Gerhard Heidinger: Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Die sozialistische Frak­
tion hat im Finanz-Ausschuß einen Antrag ein­
gebracht, der beinhaltet, daß die an den Bundes­
straßen aufgestellten Tafeln „Straßen für die 
Zukunft bauen" beseitigt werden sollen. Ich 
möchte da gar nicht von den Kosten reden, ich 
möchte auch nicht fragen, ob es im Sinne der 
vielzitierten Sparsamkeit ist, wenn man die Ta­
feln aufstellt, sondern ich möchte auf, eines hin­
weisen, es könnte auch zu Mißverständnissen 
führen. Wenn einer vorbeifährt und liest dort an­
statt „Für die Zukunft bauen" „Für die Zukunft 
schauen" ist er mitten drinnen im Sumpf. Man 
soll diese Tafeln schon aus diesen Gründen besei­
tigen. Außerdem, meine Damen und Herren, es 
wird hier etwas verheißen und versprochen, was 
nicht zutrifft. In den meisten Fällen werden 
hier zweibahnige Straßen gebaut. Aber ich 
glaube, da sind wir uns alle einig, daß der Ver­
kehr der Zukunft nicht auf zweibahnigen Stra­
ßen abgewickelt werden kann, oder gar, wenn 
Sie von Gleisdorf nach Pischelsdorf fahren, se­
hen Sie zur rechten Hand ebenfalls diese Tafel 
und wer nun glaubt, hier sei schon der Beginn 
oder eine Baustelle der Autobahn, wird über­
rascht sein, daß nichts anderes getan wird, oder 
Gott sei Dank schon getan wird, daß hier rie­
sige Erdrutschungen ausgebessert werden müs­
sen. Ich glaube, hier wird wirklich etwas ver­
heißen und versprochen, was nicht zutrifft und 
noch eines — und damit bin ich schon am Ende 
meine sehr verehrten Damen und Herren — 
diese Tafeln sind auch gesetzwidrig. In der Stra­
ßenverkehrsordnung § 84, Abs. 2 steht: „Anson­
sten sind außerhalb von Ortsgebieten Werbun­
gen und Ankündigungen an Straßen innerhalb 
einer Entfernung von 100 m vom Fahrbahn­
rand verboten". Die Sozialisten wurden im Fi­
nanz-Ausschuß niedergestimmt, wir sind der 
Meinung, diesen Antrag als Minderheitsantrag 
aufrechterhalten zu müssen. (Beifall.) 

Präsident: Als nächster Redner hat der Herr 
Abg. Vinzenz Lackner das Wort. Der nächste 
Redner ist der Herr Landesrat Dr. Niederl. 

Abg. Vinzenz Lackner: Hoher Landtag! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die rege 
und langandauernde Debatte zu dieser Gruppe 6, 
Straßen, Brückenbau, Flußbau, beweist allein 
schon, wie unterschiedlich die Verhältnisse im 
Lande Steiermark sind. Von den fest auf Felsen 
grundierten Straßen der Obersteiermark bis zu 
den Rutschgebieten in die Oststeiermark, von 
den zahmen Flüssen in der Untersteiermark, die 
trotz alledem verheerenden Schaden anrichten 
bis zu den Wildbächen im Mur- und oberen 
Ennstal ist ein weitgespannter Bogen und dieser 
Bogen läßt natürlich viele, viele Wünsche offen. 
Und wenn man längere Zeit diese Budgetdebat­
ten hier mitgemacht hat, wundert es einen nicht, 
wenn auf den Tisch des Weihnachtsmannes un-
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seres Landes soviele Wünsche zu liegen kom­
men, und ich getraue mich daher nicht mehr 
noch einen Wunsch dazuzulegen, denn der Berg 
ist bald so groß, daß sich bald der Herr Landes­
hauptmann und der Landesfinanzrefererit Flügel 
anschaffen müssen und als Christkindel jahraus 
jahrein umhergeistern, um das machen und er­
füllen zu können. 

Es muß aber eindeutig festgestellt werden, 
daß in der Steiermark auf allen diesen Gebieten 
sehr viel geschehen ist und richtige Millionen­
werte in die Brücken und Straßen hineingebaut 
wurden. Wenn es dann in der letzten Zeit trotz­
dem zu solchen Katastrophen gekommen ist, daß 
neue Straßenstücke einfach weggerissen wurden, 
so ist natürlich mit den Launen der Natur eben 
zu rechnen aber man muß auch bedenken, daß 
auf allen diesen Straßen der Baufortschritt nicht 
gleichmäßig vor sich geht. Teils sind es Bun­
desstraßen, wo das Land nur mit Nachdruck 
operieren, und selbst auch nicht soviel dazu bei­
tragen kann, als es wünschenswert wäre. Und 
das ist die Turracherstraße, die auf einer Länge 
von 19 km 17 Brücken hat, von denen drei noch 
Holzbrücken sind und diese Brücken sind es, die 
bei Hochwasser, wenn Holz- und Wurzelstöcke 
mit herunterkommen, am meisten gefährdet 
sind und" sich aber auch am ̂ meisten verklausen, -
einen Stausee bilden und wenn dann die ganze 
Brücke losgeht, umso verheerender für den Un­
terlauf dieses Flusses wirken. 

Und wenn hier angeregt wurde, man soll von 
der Baubehörde her beobachten, wo und wie ge­
baut wird in der Nähe solcher Flüsse, so ist das 
allein ja noch gar nicht genug, wenn man schaut, 
daß z. B. im Turrachergraben drinnen just unter 
der Talsperre ein Haus gestanden ist, das auch 
daran glauben hat müssen, und wo die Feuer­
wehr mit Müh und Not noch drei Frauen ret­
ten konnte. Es gehört aber auch dazu, daß diese 
Talsperren, wenn sie einmal vorhanden sind, 
auch von Zeit zu Zeit geräumt werden. Wenn sie 
einmal voll sind, sind sie keine Talsperren mehr 
und fangen das Geschiebe auch nicht ab. Und 
nachdem auf dieser Straße von Predlitz bis Tur-
rach zur Kärntnergrenze schon mehr als zehn 
Jahre gebaut wird und die Straße noch immer 
nicht fertig ist, noch Holzbrücken vorhanden 
sind und andere schlechte Straßenstücke, so liegt 
das wohl daran, daß man in erster Linie zuerst 
die Brücken bauen muß und die Brücken sind 
einmal die teuersten Straßenstücke überhaupt. 

Daß da natürlich Wünsche offen bleiben, das 
ist irgendwie selbstverständlich. Im allgemei­
nen sind ja die Straßen in der letzten Zeit we­
sentlich instandgesetzt worden. Man hat da ein 
neues Verfahren, wo man kurz und schnell die 
Decke ausbessern kann, auch auf langen Strek-
ken. Aber wenn auch die Bundesstraßen und der 
Großteil der Landesstraßen gut sind, so muß 
man trotz alledem auch die parallel daneben 
laufenden Seitenstraßen entsprechend instand­
setzen und ausbauen, denn es hat sich ja gezeigt, 
daß fast kein Tag vergeht, wenn man vom Ober­

land nach Graz fährt, daß man auf eine Umlei­
tung hingewiesen wird, weil irgendwo ein 
schwerer Tankwagen hängt, und wenn man 
dann gezwungen ist, auf eine Umfahrung zu 
kommen, so fährt man da gleich 5, 6 km und 
auch mehr durch engste Gässchen, durch die ver­
schiedenen Dörfer, wo die Brücken gar nicht 
mehr der Belastung entsprechen, so daß man 
dort erst recht wieder gehandikapt ist, und die 
schönen Umfahrungen, und die schönen Begra­
digungen, wie wir erst vor kurzem etwa Grat­
korn eröffnet haben, nützen nichts, wenn man 
dann wieder einmal durch einen Unfall auf 
einer Umfahrungsstraße in einem Engpaß drin­
nen ist. Auch da wäre noch viel zu tun. 

Ich erspare es mir aber, auf Detailwünsche 
einzugehen. Alle diese Dinge sind natürlich mit 
verschiedenen schweren Belastungen des Lan­
des, aber auch der Gemeinden verbunden. Das 
ist ja nichts Neues. 

Und wenn ich zurückkommen darf auf die 
letzten Hochwasser, so möchte ich anregen, ob 
man nicht im Oberlauf der Mur ein bestimmtes 
Gebiet dazu aussuchen könnte, diesen Wasser­
stoß aufzufangen, denn die Überschwemmung 
beginnt ja nicht erst bei Knittelfeld, die fängt 
schön oben- anvTmter-Murau, und das-geht dann 
herunter bis Judenburg. Dazu fehlt aber noch — 
das muß ich hier offen aussprechen — ein ent­
sprechender Warndienst. Ansonsten wäre es 
nicht möglich, daß im Oberland, in Turrach usw. 
bereits das Hochwasser niedergeht, herunten 
treiben die Bauern noch das Vieh auf die Weide 
und werden dann alarmiert, das Vieh steht be­
reits bis zum Bauch im Wasser, und es ist nicht 
einmal ein Gerät da, daß man hinüber kann, 
um das Vieh entweder auf höhere Anwesen zu 
treiben oder überhaupt herauszubringen, so daß 
man hat zuschauen können, wie die Bauern mit 
einem Waschtrog hinübergepaddelt sind, um ihr 
Vieh zu retten. 

Der Warndienst müßte besser organisiert wer­
den vom Oberlauf weg bis herunter und die 
Auffangbecken, ähnlich wie im Überschwem­
mungsgebiet bei Wien, es könnten ja da Grund­
stücke ausgesucht werden, die nicht entspre­
chend ertragreich sind und die man dafür ver­
wenden könnte. 

Aber in dem Zusammenhang möchte ich noch 
eine Anregung geben und zwar die — sie gehört 
ja eigentlich schon in die Gruppe 7 —, daß man 
unsere Feuerwehren jetzt auch anders ausrü­
sten müßte. Die Feuerwehren werden in Zu­
kunft Schlauchboote brauchen mit Außenbord­
motoren usw., denn immer wieder liest man, 
daß Menschenleben zu retten sind und daß man 
nur mehr mit Booten die Leute in Sicherheit 
bringen kann. Wir haben ja, seitdem wir das 
Bundesheer haben, auch eine Reihe junger 
Feuerwehrleute, die von den Pionierausbildun­
gen zurückkehren, die dann ergänzend zu die­
sem Dienst wirklich in den Bezirksstellen rasch 
einen Einsatz vorbereiten können, und so kann 
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von dieser Warte her wirklich auch alles getan 
werden. Ich möchte nicht versäumen zu erwäh­
nen, daß damals bei dem Hochwasser in Tur-
rach oben — ich habe es als meine Pflicht ge­
halten, und jeder andere Abgeordnete tut es 
genauso, daß er, wenn er davon erfährt, sofort 
im das Gebiet geht und schaut, was die Leute 
brauchen, was zu tun ist, daß ich dort auch die 
Landesbeamten, allen voran den Hofrat Gruber, 
angetroffen habe und die sich bereits geküm­
mert haben und alles Notwendige eingeleitet 
haben, ich sehe ihn immer noch, wie er auf 
einem entliehenen Motorrad in Gummistiefeln 
dahergekommen ist und keine Mühe gescheut 
hat, daß er auch an Ort und Stelle alles aufge­
nommen hat und das Notwendige veranlaßt 
hat. Straßenwärter, Feuerwehrleute, alle waren 
da und haben geholfen nach bestem Wissen und 
nach besten Möglichkeiten. Ich möchte es daher 
nicht versäumen, für diese Leistungen allen je­
nen den Dank auszusprechen, wenn man auch 
im ersten Moment nicht selber Hand anlegen 
kann und helfen kann, so sieht die Bevölkerung 
doch, daß sie nicht verlassen ist und daß man 
an sie denkt auch in schwerer Stunde. (Beifall.) 

3. Präsident: Als nächstem Redner erteile ich 
dem Herrn Landesrat Dr. Niederl das Wort. Der 
nächste Redner ist der Herr Landeshauptmann. 

Landesrat Dr. Niederl: Hohes Haus, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn man 
die Wechselrede über den Abschnitt Wohnungs­
wesen verfolgt hat, dann muß man sich sagen, 
diese Übereinstimmung in den Vorschlägen 
wäre in der Vergangenheit auf der Bundes­
ebene sehr zweckmäßig gewesen. Wir würden 
uns heute um die Reform des Wohnungswesens 
nicht mehr kümmern brauchen. 

Ich möchte zu den einzelnen Punkten, die vor­
gebracht wurden, Stellung nehmen. Es wurde 
die Forderung erhoben, daß auf dem Lande 
mehr Lehrerwohnungen gefördert werden. Hier 
kann ich darauf verweisen, daß das Land 
Steiermark gerade an diese Wohnversorgung ge­
dacht hat. So sind im heurigen Jahr drei Grenz­
landlehrerwohnhäuser fertiggestellt worden, um 
vor allem auch für unsere jungen Lehrerinnen 
und Lehrer Unterkünfte bereitzustellen. Es muß 
aber auch vermerkt werden, daß neben der 
Wohnbauförderuhg unsere Bürgermeister bereit 
sind, für die Bereitstellung von-Lehrerwohnun­
gen wesentliche Mittel aufzubringen. 

Es wurden auch Beispiele über eine verbes­
serte Wohnbauförde'rung in den Ländern Schwe­
den, Schweiz und in anderen westlichen Län­
dern gebracht. Das stimmt, daß wir in Öster­
reich noch viel aufzuholen haben, denn während 
in der Bundesrepublik Deutschland 9.9 Wohnun­
gen auf 1.000 Einwohner kommen, in Schweden 
sind es 10.7 Wohnungen auf 1.000 Einwohner, 
sind es in Österreich im Jahre 1965 5.9 Wohnun­
gen gewesen, im Jahre 1966 sind es mehr ge­
worden. Es sind aber nicht nur die Baupreise 
allein, die dieses Verhältnis schaffen, sondern 

es ist auch die Art der Finanzierung, die es un­
möglich gemacht hat, daß mehr Wohnungen ge­
baut wurden. Denn in der Bundesrepublik 
Deutschland werden nur 19 bis 22 Prozent öf­
fentliche Mittel für die Wohnbauförderung zur 
Verfügung gestellt, in Schweden sind es 37 Pro­
zent, und bei uns in Österreich liegt der Durch­
schnitt bei Gemeinden und Wohnbauvereinigun­
gen bei 65 Prozent öffentlicher Mittel und bei 
Einfamilienhausbauern bei 40 Prozent öffentli­
cher Mittel. Wir werden daher bei der kommen­
den Wohnbaureform gerade auf die Finanzie­
rung besonderen Wert legen und trachten müs­
sen, daß mehr Privatkapital für diese Wohnbau­
finanzierung zur Verfügung steht. 

Der Herr Abg. DDr. Götz hat vorgebracht, 
daß er rund 18.000 Vorsprachen von Wohnung­
suchenden hatte. Ich bin der Wohnbauförde-
rungsreferent der Steiermark. Ich weiß es nicht 
genau, wieviel Vorsprechende ich jeden Diens­
tag und Freitag und bei den Sprechtagen in den 
einzelnen Bezirken habe, aber ich kann Ihnen 
versichern, alle jene Probleme, die Sie aufge­
zeigt haben, sind mir auch sehr wohl bekannt. 
Wir haben sie vor Ostern bei der Wohnbau-
referententagung in Salzburg erörtert und sie 
auf die Tagesordnung für die Wohnbaureform 
gesetzt. Bereits morgen wird ein Beamten­
komitee zusammentreten, das die Vorarbeiten 
leistet, damit ein neues Gesetz über die Wohn­
bauförderung erlassen werden kann. 

Es ist richtig, daß die Wohnbauförderung das 
soziale Problem Nr. 1 in Österreich sein muß. 
Eine Schwierigkeit bei der Lösung der soge­
nannten Subjektförderung oder individuellen 
Wohnbauförderung liegt darin, daß wir halt 
immer noch eine Art Wohnungszwangswirtschaft 
haben, daß wir viel mehr Wohnungssuchende 
haben als wir Wohnungen bauen können. Und 
es wird nicht ganz leicht sein, gerade diese 
Frage zu lösen. 

Ich möchte mich mit den Ausführungen des 
Herrn Abg. Leitner nicht weiter befassen. Denn 
ich habe festgestellt, daß da riesengroße ideelle 
Unterschiede bestehen. Während Sie auf eine 
radikale Enteignung drängen, während Sie 
darauf hinweisen, daß alles zentralisiert werden 
soll, haben wir eben andere Ansichten und ich 
wäre sehr neugierig, was die Arbeiter sagen, 
die sich ein Einfamilienhaus bauen, wenn sie 
Ihre Worte hören. (Beifall.) Aber eines möchte 
ich zurückweisen, Herr Abg. Leitner, als eine 
Unterstellung übelster Art, nämlich daß ich kein 
Gefühl für die Kleinverdiener hätte. Ich habe 
als Landarbeiter, als Externist meine Reifeprü­
fung gemacht und habe als Familienvater die 
Hochschule besucht. Ich weiß nicht, ob Sie un­
ter solchen Opfern Ihr Wissen erweitert haben. 
(Beifall.) 

Nun noch einige Worte zu den allgemeinen 
Problemen: Sie wurden ja von den Abgeord­
neten schon vorgebracht. Wo liegt nun der 
Grund, daß wir diese Wohnungsnot haben? Ei-
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nerseits steigt die Zahl der Bevölkerung, an­
dererseits ist es die Abwanderung aus der 
Landwirtschaft, die eine größere Nachfrage an 
Wohnungen ergeben und schließlich sind es die 
Ansprüche an Wohnuhgsgröße und Ausstattung, 
die Gott sei Dank und auch verständlicherweise 
heute gestiegen sind. Alle diese genannten 
Punkte zusammen und dazu die durch, den Krieg 
bedingten Zerstörungen haben es mit sich ge­
bracht, daß wir einen laufenden Wohnungsfehl­
bestand haben und daß wir mit diesem Woh­
nungsfehlbestand kämpfen. Wir alle wissen — 
das ist aus der Debatte sehr klar hervorgegan­
gen — welch große Bedeutung die Wohnungs­
frage für unsere Familien hat. In Österreich gibt 
es seit 50 Jahren das Wohnungsproblem; es gibt, 
möchte ich besser sagen, ein Mietenproblem, und 
es gibt ein Wohnungsproblem. Wir werden das 
Wohnungsproblem viel leichter lösen können als 
das Mietenproblem, denn das Mietengesetz, das 
uns vorliegt, ist ein Irrgarten. Ja, es gibt wenig 
Juristen, die sich durch diesen Irrgarten über­
haupt durchfinden. In den vergangenen 21 Jah­
ren ist es nicht gelungen, diese wichtige Sache 
zu bereinigen und wir können nur hoffen, daß 
es mit der Zusammenarbeit aller 'gelingt, mit 
1. Jänner 1968 eine Neuregelung der Wohnbau­
förderung zu schaffen. Ich weiß aber nicht, ob es 
ab dem gleichen Tag auch eine Neuregelung der 
Mietenfrage geben wird. Denn dieses 50jährige 
Problem wird sicher nicht so leicht und schnell 
gelöst werden können, wenn es nicht wirtschaft­
liche und soziale Schwierigkeiten dabei geben 
soll. 

Bei den verschiedenen zur Förderung des 
Wohnungsbaues bestimmten Fonds sind derzeit 
Einreichungen auf Gewährung von Förderung 
im Gesamtausmaß von ungefähr 20 Milliarden 
Schilling vorhanden. Für diese Förderungsan­
träge muß auch das Bauland nachgewiesen wer­
den. Es wird daher notwendig sein, neben der 
Wohnbauförderung auch solche Bestimmungen 
aufzunehmen, die sich mit der Baulandbeschaf-
fung befassen. Denn unsere Städte und die Bal­
lungszentren unserer Industrie werden eine sehr 
sinnvolle Baulandbeschaffung vorsehen müssen, 
um für unsere Gemeinden eine ungeheure Be­
lastung zu vermeiden. 

Mit dem. fortschreitenden Wohnungsbau 
wächst aber nicht nur die Notwendigkeit einer 
zielbewußten, umfassenden Raumordnungspoli­
tik, sondern auch die Notwendigkeit der Erken­
nung strukturpolitischer Maßnahmen. Durch un­
sere Wohnbauförderung vermeiden wir leere 
Räume an der Grenze, wie1 es der Herr Abg. 
Koch heute ausgedrückt hat und wir sind in der 
Lage, durch eine gezielte Wohnbauförderung In-
dustrie-Ansiedlungen zu ermöglichen und auch 
zu erleichtern. Also sind alle Maßnahmen, die 
der Wohnbauförderung dienen, auch dazu da, 
um den Wirtschaftsausbau zu verstärken und zu 
nutzen. Das wirtschaftspolitische Moment der 
Wohnbauförderung darf daher nicht übersehen 
werden. 

Der Debatte, insbesondere unserer General­
redner, konnten wir entnehmen, daß bis Ende 
1965 ein Förderungsvolumen von rund 5,5 Mil­
liarden Schilling ausgegeben wurde. Diese be­
achtliche Summe ist der steirischen Wirtschaft 
zugeflossen und hat zur Existenzsicherung und 
auch zur Arbeitsplatzbeschaffungbeigetragen. Wie 
gesagt, eine Einigung bezüglich der Wohnbau­
förderung, bezüglich der Reform der Wohnbau­
förderung konnte bisher nicht erzielt werden 
und so haben wir im Jahre 1966 diesen schweren, 
dornigen Weg eben begonnen. Die Neuregelung 
der Wohnbauförderung wurde in der Regie­
rungserklärung des Bundeskanzlers Dr. Klaus 
skizziert. Er führte aus, daß der Schwerpunkt 
der Regierungstätigkeit auf sozialem Gebiet der 
Wohnungsbau sein wird, daß es hier keine Ein­
zelmaßnahmen geben darf, sondern daß Abhilfe 
durch eine Generalbereinigung erfolgen soll. In 
dieser Regierungserklärung sind auch die Grund­
züge dieser Generalreform des Wohnungswesens 
verzeichnet. 

Die Förderung der Wohnbautätigkeit kann 
aber nicht allein Aufgabe der öffentlichen Hand 
sein. Auf diesem Gebiet wird nach wie vor die 
Selbsthilfe erfolgen müssen, um mehr Wohnun­
gen bauen zu können. Der Staat hat die Auf-

ngabe, die Eigen-initiative zu fördern und zu 
unterstützen und die Entwicklung der Eigen-
Initiative zuzulassen. Mit den Wohnbauförde-
rungsmitteln sollen auch Wohnungen gefördert 
werden, die nicht Kleinstwohnungen sind, son­
dern es soll ein gerechtes Maß gefunden werden, 
damit auch größere Familien ihre Unterkunft 
finden. In Ausnahmefällen, wie der Herr Abg. 
Maunz ausgeführt hat, soll künftig die Förde­
rung auch über 130 Quadratmeter hinausgehen, 
gerade deshalb, weil in unseren bäuerlichen 
Familien oft zwei bis drei Generationen beisam­
men wohnen. Daneben sind Wirtschaftsräume in 
diesen Häusern vorhanden, so daß mit den 130 
Quadratmetern nicht das Auslangen gefunden 
werden kann. 

Ein anderes Kapitel: Ganze Stadtteile werden 
wegen Überalterung neu zu gestalten sein. Es 
wird die Assanierung unserer Städte ein drin­
gendes Problem werden. Wir werden in der 
künftigen Bundesgesetzgebung auch über diese 
Assanierung sprechen müssen. Wir müssen aber 
vermerken, daß in der Steiermark bereits seit 
Jahren Zinsenbeihilfen für die Instandsetzung 
von Altwohnhäusern gewährt werden. Es wäre 
auch zu prüfen, ob das Assanierungsgesetz aus 
dem Jahre 1929 noch seine Geltung haben kann. 

Für öffentliche Darlehen werden verschiedene 
Förderungsbeiträge gegeben und auch verschie­
dene Zinssätze verlangt. Das ist aus der Wech­
selrede sehr deutlich hervorgegangen. Die För­
derung und die Zinssätze wären zu vereinheit­
lichen, damit nicht der Zufall entscheidet, wer 
diesen oder jenen Zinssatz bekommt. 

Aus den vielen Vorsprachen in meinem Büro 
kann ich wieder feststellen, daß gerade junge 
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Ehepaare und einkommensschwache Bevölke­
rungskreise nur unter größten Schwierigkeiten 
in der Lage sind, die notwendigen Mittel für 
Wohnungsbeschaffung und den Betrieb der Woh­
nung aufzubringen. Daher müssen, das möchte 
ich bestätigen, was hierzu gesagt wurde, die 
sozialpolitischen Zielsetzungen bei der Wohnbau­
förderung wieder in den Vordergrund gerückt 
werden. Es darf eben nicht der Zufall entschei­
den, wer welche Förderungsmaßnahmen be­
kommt. 

Mit dem Inkrafttreten des neuen Wohnbau-
förderungsgesetzes und dem Übergang der 
gesamten Vollziehung auf die Länder soll aber 
nicht die Liquidation der alten Bestände ver­
bunden sein. Das Land Steiermark soll auf 
Grund des vorhandenen Wohnungsfehlbestandes 
und der notwendigen Strukturmaßnahmen selbst 
entscheiden können, wo und vieviel Wohnungen 
gebaut werden. Eine der Voraussetzungen ist 
eben, daß die gesamte Vollziehung an die Länder 
übergeht, daß für alle Fonds die volle Zustän­
digkeit der Bundesländer hergestellt wird. Wir 
sind gerne bereit, den Bundesstellen diese Ar­
beit abzunehmen. 

Die Sicherung vor Mißbräuchen bei der Ver­
gebung von geförderten Wohnungen haben wir 
in der Steiermark, soweit die Vollziehung in 
unseren Händen lag, immer wieder veranlaßt. 
Es ist auch eine der Grundvoraussetzungen 
unserer Tätigkeit. 

Neben der Festlegung eines dem Wohnungs­
inhaber zumutbaren Mietaufwandes und Festle­
gung der Obergrenze der Miete, bis zu der eine 
Förderung möglich sein soll, soll eben die Woh­
nungsgröße, die Wohnungsausstattung und der 
Familienstand Berücksichtigung finden. 

Es wird auch notwendig sein, das Mieten-
gefüge im sozialem Wohnungsbau zu regeln. 
Wir wissen, daß gerade die Mieten in den letzten 
Jahren auseinanderklaffen und für gleiche 
Wohnungen verschiedene Mietzinse gelten. Wir 
sind daran, auch diese Dinge zu reformieren. 

Derzeit gilt der Aufteilungsschlüssel nach § 5, 
Abs. 2 des Wohnbauförderungsgesetzes, der aus 
dem arithmetischen Mittel des Bevölkerungs­
schlüssels nach der Volkszählung und dem er­
mittelten Wohnungsfehlbestand berechnet wird. 
Nach Einigung der Landeshauptleute Österreichs 
wird die Bundesregierung in nächster Zeit eine 
Verordnung erlassen, daß für das Jahr 1967 
für die Steiermark ein Aufteilungsschlüssel von 
17,5 Prozent gelten wird. Er ist als eine Über­
gangslösung gedacht. Der neue Schlüssel wird 
von uns in der kommenden Wohnbaureform zu 
vertreten sein. Wir haben in Steiermark nach 
der Häuser- und Wohnungszählung 1961 einen 
Fehlbestand von 13.591 Wohnungen. Diese Zahl 
sagt jedoch, abgesehen davon, daß sie schon 
5 Jahre alt ist, über den tatsächlichen Woh­
nungsbedarf nichts aus. Sie stellt nur den quan­
titativen Wohnungsfehlbestand dar, während in 

Wirklichkeit — das möchte ich betonen — der 
qualitative Wohnungsfehlbestand, nämlich der 
Bedarf an neuzeitlich ausgestatteten, der Fami­
liengröße entsprechenden Wohnungen maßge­
bend ist. Über den qualitativen Wohnungsfehl­
bestand gibt es keine genaue Statistik. Ich habe 
vor einigen Tagen gelesen, es sollen in Öster­
reich 694.652 Wohneinheiten sein. Dieser Woh­
nungsfehlbestand wird solange bleiben, bis jeder 
die Wohnung hat, die er für sich wünscht. Bei 
der Einbeziehung des Wohnungsfehlbestandes in 
die Ermittlung des Aufteilungsschlüssels werden 
sich immer wieder Schwierigkeiten ergeben, 
weil der Begriff der Wohnung verschieden aus­
gelegt wird. Wenn ich nur hier im Kreise fragen 
würde, was man sich unter einer Wohnung vor­
stellt, würden wir sehr verschiedene Meinungen 
bekommen. Die sogenannte Einzelzimmerwoh­
nung ist im bäuerlichen und kleingewerblichen 
Bereich eine Selbstverständlichkeit. Wenn dort 
ein junges Ehepaar im Haus wohnt, so wird 
kein Mensch etwas daran finden. In Wien da­
gegen wird die Einzelraumwohnung natürlich 
als Wohnungsfehlbestand angegeben. Daraus ist 
zu ersehen, daß die Auffassungen der Bundes­
länder ganz verschieden sind. Bei der Erstel­
lung eines endgültigen Aufteilungsschlüssels 
muß meiner Meinung auf den Bevölkerungs­
zuwachs und auf den Wohnungszuwachs Rück­
sicht genommen werden. Aus einer Statistik 
kann man lesen, daß in Wien jährlich 2.500 
Menschen zuwachsen und rund 12.000 Woh­
nungen. In der Steiermark wachsen 7.400 Per­
sonen und rund 6.800 Wohnungen zu. Hier liegt 
ein Mißverhältnis vor, und es gilt, einen Auf­
teilungsschlüssel zu finden, der irgendwie dem 
Bevölkerungsschlüssel entspricht, da die anderen 
Methoden immer zu Streitfragen Anlaß geben 
werden. Ich möchte noch die derzeitige Situa­
tion auf dem Wohnbausektor in der Steiermark 
schildern. Es wurde bereits von mir gesagt, daß 
von 1948 bis 1965 68.303 Wohnungen mit einem 
Förderungsvolumen von 5,5 Milliarden Schil­
ling einschließlich des Bundes-Wohn- und Sied­
lungsfonds und Wohnhauswiederaufbaufonds 
gefördert wurden. Im Jahre 1966 waren es ins­
gesamt 378,145.000 Schilling und 5.182 Wohnun­
gen. Mit 1. Oktober 1966 befinden sich eine Reihe 
von unerledigten Anträgen im Wohnungs- und 
Siedlungsreferat. Für Barackenersatz sind es 
1.333 Wohnungen, für Gemeinden 1.194 Woh­
nungen, für Bau Vereinigungen 6.295 Wohnungen 
und für natürliche Personen 2.917 Wohnungen, 
insgesamt also Anträge für 11.039 Wohnungen. 
Wenn wir alle diese Anträge erledigen wollten, 
würden wir in der Steiermark den dreifachen 
Jahresbetrag brauchen. Wir haben daher in 
Erkenntnis dieser Sachlage auch im Jahre 1967 
das sogenannte Sonderwohnbauprogramm mit 
dem Betrag von 104 Millionen Schilling vorge­
sehen. 

Der größte Bedarf an Wohnungen überhaupt 
ist in Graz vorhanden. Wir haben daher auch 
für 1967 45 Prozent aller Wohnbauförderungs-
mittel für die Stadt Graz zur Verfügung gestellt. 

Ein Teil der Förderungsmittel wird auch im 
Jahre 1967 an natürliche Personen für den 
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Eigenheimbau entfallen. Wir halten am Eigen­
heimbau deshalb fest, weil es eine gute Wohn­
bauform ist und der Bau von Eigenheimen auch 
wesentlich zur Milderung der Wohnungsnot bei­
trägt. Diese Maßnahmen werden auch bei. der 
Lösung der Wohnungsfrage in der Zukunft einen 
Bestandteil der Verhandlungen bilden. Wir 
stehen auf dem Standpunkt, daß derjenige, der 
die vielen Mühen und Qpfer auf sich nimmt, 
um für sich und die Seinen ein Heim zu schaf­
fen, es auch wert ist, von der öffentlichen Hand 
gefördert zu werden. (Allgemeiner. Beifall.) Im 
Interesse der sozialen Sicherheit unserer Fa­
milien müssen wir schauen, daß wir soviele 
Eigenheime als möglich bauen können. In diesem 
Sinne muß die Förderung des Eigenheimbaues 
vorangetrieben werden. In den letzten Jahren 
ergab sich eine höhere Zahl unerledigter An­
träge von Eigenheimwerbern auf Bewilligung 
von öffentlichen Förderungsmitteln. Mit 5, De­
zember — das ist zwei Monate später als die 
letzte Statistik — liegen bereits rund 2.600 An­
träge vor. Ich weiß nicht, ob es heute schon 
wieder mehr sind, weil ja tagtäglich Anträge 
kommen, das sind um rund 20 Prozent mehr 
als im Vorjahr. Für diesen Antragsbestand 
würden wir den 1,5 fachen Jahresbetrag brau­
chen, den wir tatsächlich haben. Ich möchte 
auchdaraui Trerweisenv dalä- mehrmals-die; -Hälfte 
der Antragsteller Arbeiter sind. Es ist besonders 
anzuerkennen, daß es diese Menschen auf sich 
nehmen, ein Eigenheim zu schaffen. 84 Prozent 
aller Eigenheimbauer sind: Arbeitnehmer; Den 
größten Bedarf, an Eigenheimbauten haben :wir 
in der Stadt Graz selbst, in den Bezirken Graz-
Umgebung, peutsehlandsberg, Feldbach, Hart-
berg, Leibnitz und Weiz. Neben dem Eigenheim 
sind es aber auch die Eigentumswohnungen, die 
immer mehr gewünscht, werden. Daraus geht 
hervor, daß es eigentlich in der Menschennatur 
liegt, für sich und die Seinen Eigentum zu be­
sitzen. Wir haben diese auch für unsere Ge­
samtwirtschaft so günstigen Bestrebungen zu 
unterstützen. 

Abschließend möchte ich zusammenfassend 
feststellen, daß die Wohnungfräge zu den wich­
tigsten Anliegen unseres Staates zählt. Sie wird 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik noch auf 
Jahre hinaus beschäftigen. Die Entwicklung 
unseres Staates und die Erfordernisse der mo­
dernen Zeit stellen an die Wohnung immer 
größere Anforderungen. Daher ist auch der 
qualitative Wohnungsfehlbestand so schwer 
meßbar. Die Schaffung und die moderne Aus­
gestaltung von Wohnungen, in denen glückliche 
Familien leben können, ist eines der vordring­
lichsten Ziele, die wir uns gestellt haben. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Präsident Kaan: Am Wort ist nunmehr Herr 
Landeshauptmann Ökonomierat Josef Krainer. 
Ich erteile ihm das Wort. 

\ • 

Landeshauptmann Krainer; Hohes Haus, ver-
ehrete Damen und Herren! Ich möchte fast sagen, 
hier bin ich, hier stehe ich. Sie fordern, und das 

ist Ihr gutes Recht, weil zu Ihren Aufgaben 
nicht nur die Gesetzgebung gehört und das 
Fassen von Beschlüssen, sondern selbstverständ­
lich auch die Kontrolle der Regierung. Und Sie 
fordern, und Sie fordern mehr, als wir etwa 
geplant haben oder als wir, die wir mit den 
Beamten zusammen die Verantwortung tragen, 
imstande sind, in den nächsten Jahren zu er­
füllen. Aber nichtsdestoweniger ist es richtig 
und gut, daß die Abgeordneten die Wünsche in 
den verschiedenen Gebieten der Steiermark 
nicht nur kennen, sondern auch hier im Landtag 
zur Diskussion stellen und selbtsverständlich 
die damit verbundenen Forderungen aufstellen. 
Es wird sehr gewissenhaft aus den Protokollen, 
die ja einen wortwörtlichen Niederschlag finden, 
immer wieder nach Vorlage der Protokolle nach­
gesehen- welche B.auwünsche, die hier vorge­
tragen wurden, erfüllbar sind, ob nicht etwa 
durch die Organisation des Bauamtes und der 
Bezirksbauämter etwas . übersehen wurde und 
dann wird noch versucht, wenn es nicht ein 
Übermaß an Geldmitteln verlangt, im gleichen 
Jahr einzuplanen oder Vorsorge zu treffen, daß 
im kommenden Jahr, also im Jahr 1968, die 
Wünsche erfüllt werden. 

Es ist viel an Wünschen vorgelegen. Aber wir 
haben auch ebenso viele Wünsche in unseren 
Programmen, in unseren Planungen. Ich möchte 
zuerst einmal ein bißchen versuchen, auf die 
Anregungen und Wünsche einzugehen, die die 
Damen und Herren vorgebracht haben. Und 
dann möchte ich einen kurzen Abriß der Tä­
tigkeit des Landesbauamtes auch hier vortragen. 

Stellen Sie sich vor, meine Damen und Her­
ren, wir hätten etwa dringend notwendige 
Wünsche an Landesstraßen, Bundesstraßen, an 
Autobahn von 2 Milliarden Schilling. Wir wer­
den im heurigen Jahr, wenn es gut geht, für 
die Autobahn etwa 300 Millionen erreichen, für 
die Buhdesstraßen etwa 350 Millionen. Sie sehen 
hier schon die gewaltige Größe, die Sie fordern 
oder die wir auch schon eingeplant hätten und 
die Möglichkeiten der Bedeckung, das heißt das, 
was also tatsächlich ausgeführt werden kann 
und gebaut werden kann und was an Geld vor­
handen ist. 

Eine große Post, die nicht übertrieben ist und 
auch 2 Milliarden in Anspruch nehmen würde 
in den nächsten Jahren, sind unsere Kanal- und 
Wasserleitungsbauten. Dringende Vorhaben, die 
eben dazu dienen sollen, der Verschmutzung zu 
begegnen, um das gesunde, reine Wasser den 
Menschen dieses Landes zu sichern. Das sind 
zwei Milliarden! Und wenn ich die Frage stelle, 
wieviel Wir für diesen Zweck zur Verfügung 
haben, dann sind es im heurigen Jahr rund 
100 Millionen Schilling. Sie sehen auch hier 
wieder Möglichkeit und berechtigte Wünsche, 
welch klaffende, welch große, nicht überbrück­
bare Diskrepanz! Wie viel berechtigte Wünsche 
da drinnen sind, die aber auch auf ihre Erfül­
lung noch eine Zeit lang warten müssen! 

Der Wasserschutzbau, der in der Diskussion 
auch eine sehr umfassende Rolle spielt und viel 
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Zeit in Anspruch genommen hat. Es würden 
hier nach sehr ernsten Schätzungen etwa 500 
Millionen notwendig sein, um unseren Schutz­
wasserbau und die Absicherung der Gewässer 
vor Überflutungen einigermaßen durchführen 
zu können. Davon sind etwa 250 Millionen Schil­
ling, also etwa die Hälfte, nur für die Besei­
tigung der Hochwasserschäden des vergangenen 
und heurigen Jahres notwendig. Wir werden 
dafür im heurigen Jahr, wenn es gut. geht, 80 
Millionen Schilling zur Verfügung haben. Lan­
desmittel, Bundesmittel und Interessentenbei­
träge. Sie könnten vielleicht einwenden, ja wo­
für werden wir ab 1. 1. 1967 die Beiträge zum 
Katastrophenfonds leisten? Wir dürfen nicht 
übersehen, daß die Katastrophen in Kärnten 
und in Ost-Tirol ein Vielfaches von dem betra­
gen, was sie bei uns betragen. Und die Rechnung, 
die der Nationalrat und die Bundesregierung 
aufgestellt haben, sieht ein Aufkommen von 
etwa einer, halben Milliarde Schilling vor, die 
Hälfte davon für die Beseitigung der Schäden 
und die Hälfte für einen echten Schutzwasser­
bau. Und diese Rechnung mußte durch das letzte 
Hochwasser vom 6. November wieder völlig 
umgestoßen werden. Auch die Zuteilungen, die 
schon sichtbar waren — und zwar für die Stei­
ermark an die 100 Millionen Schilling — müssen 
wieder gekürzt werden, weil die Beseitigung der 
Hochwasserschäden nicht nur vom 16.—18. 
August sondern auch vom 5. und 6. November 
eben solche Ausmaße angenommen haben, daß 
diese Rechnung nicht mehr stimmt, weshalb sie 
umgeworfen werden muß und für Beseitigung 
von Hochwasserschäden Mittel im erhöhten Aus­
maß eingesetzt werden müssen. . 

Sie sehen also, daß wir in allen wichtigen 
Abschnitten unserer Arbeit des Landesbauamtes, 
unserer Fachabteilungen, große Wünsche offen 
haben und daß wir nur allmählich diese Wün­
sche zu erfüllen imstande sind. 

Ich möchte nun auf die einzelnen Anregungen 
eingehen. Der Herr Abg. Dr. Klauser hat ge­
meint, unsere Flächennutzungs- und Bebauungs­
pläne, oder überhaupt unser Raumordungsgesetz 
sei so ein richtiges Luftgeschäft gewesen. Er 
hat auch Kritiken zitiert, die im Zusammen­
hang mit diesem Gesetz zu hören waren oder 
auch heute noch dort und da gehört werden. 
Sicher, ich bin der Meinung, daß sowohl das 
Raumordnungsgesetz als auch das Gesetz über 
die Flächennutzungs- und Bebauungspläne ein­
mal ein Anfang sind. Und ich behaupte, ein sehr 
guter Anfang. Ich bin nicht so gesetzesgläubig, 
daß man alles ordnen könnte, wenn man dazu 
nur das nötige Gesetz hätte. Ich weiß schon, 
wenn man Zwangsbestimmungen hat, dann ist 
es billiger. Aber das kann ja wohl nicht der 
Sinn sein, wenn der Einzelne zugunsten der 
höheren Ordnung, der Öffentlickeit, der Allge­
meinheit sein Grundstück, sein Haus abtreten 
muß oder sich enteignen lassen muß und man 
ihm über den Zwang hinaus nicht den echten, 
wirklichen Preis zubilligt. Ich glaube, daß wir 
gerade in diesen Fragen überhaupt, diesen Fra­

gen der Raumordnung und der Flächennutzung, 
erst am Anfang stehen und nach dem, was 
bisher an das Amt herangetragen wurde, was 
auch von Bürgermeistern uns immer wieder 
gesägt wurde, ist es wirklich ein guter Anfang. 
Wir werden ja sehen, wenn sich etwa ergeben 
sollte, — nicht aus doktrinären Überlegungen — 
daß Änderungen gemacht werden müssen, daß 
eine Novellierung notwendig ist, so werden wir 
uns sicher davor nicht scheuen. 

In diesem Zusammenhang ist auch zur Raum­
ordnung schlechthin etwas zu sagen. Gerade 
im Zusammenhang mit unserer Kohlenkrise war 
der erste Rat, den wir als guten Rat von Wien 
her empfangen haben der, „da muß man sofort 
die Raumordnung ansetzen in der Steiermark". 
Und zu den großen Plänen, die hier vorliegen 
und die von sehr ernsten Fachleuten und Wis­
senschaftern bearbeitet werden, hieß es, zuerst 
einmal müssen wir mit der Raumordnung in der 
Steiermark anfangen. Und in einer Diskussion 
ist dann etwa herausgekommen, na ja gut, wenn 
das obersteirische Industriegebiet in kommenden 
Jahren verflachen sollte, dann spielt das ja gar 
keine Rolle, denn bei einer großangelegten 
Raumordnung wird man die Menschen halt nach 
Wien transportieren, dort braucht man sie, dort 
braucht man im Jahr etwa um 30.000 Menschen 
mehr. Also übersiedeln wir die Obersteiermark 
hinaus nach Wien. Oder eine ähnliche Äußerung 
in dem Zusammenhang war, „wenn es in Fohns-
dorf notwendig sein wird, zuzusperren, dann 
wird man halt schauen, dort eine Fremdenin­
dustrie aufzubauen". Es ist nicht so, daß man 
mit Ordnungen und Gesetzen, die ideell sicher 
sehr interessant und vorteilhaft und notwendig 
sind — ich bekenne mich dazu — Verschiebun­
gen vornehmen oder einen Zustand erreichen 
kann, der ideal ist. Meine Damen und Herren, 
es wird nie und nirgends im Leben einen idealen 
Zustand geben! 

Meine Damen und Herren! Es wird nie im 
Leben einen wirklichen Idealzustand geben, auch 
wenn wir noch soviele gesetzliche Maßnahmen 
treffen und Vorsorgen würden. Immer muß 
dabei letzten Endes das Leben und die Wirk­
lichkeit gesehen werden, und ich würde sehr, 
sehr glücklich sein, wenn wir in all jenen Ge­
bieten von denen wir sehr genau wissen, daß 
wir in den kommenden Jahren mit Schwächen 
zu kämpfen haben, wenn wir diese Schwächen 
ohne große Planung beseitigen könnten — ich 
meine jetzt nicht, daß man sich etwa ohne 
Plan irgendwo einfallen lassen sollte, Maßnah­
men zu treffen, selbstverständlich muß eine ge­
wisse Abstimmung da sein. Ich würde froh sein, 
wenn wir die Industrien zur Hand hätten, wenn 
sie schon eingesetzt werden könnten. 

Ich glaube, daß die Frage der gesetzlichen 
Maßnahmen im Zusammenhang mit der Raum­
ordnung und den Flächennutzungsplänen nicht 
unberechtigt ist. Aber ich darf wohl auch erin­
nern, daß wir ja nach langem Ringen das alles 
gemeinsam beschlossen haben. (Abg. Dr. Klauser: 
„Ich habe so vom Eigengoal gesprochen!") 
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Wirklichkeit und Idee muß in der Politik im­
mer wieder die Kunst des Möglichen sein, also 
auch die Kunst, innerhalb des Möglichen zu 
projezieren. Hier kann es natürlich verschiedene 
Auffassungen geben, aber es ist ja jeder Tag 
letzten Endes dazu bestimmt, daß man nicht 
einen Schritt zurück, sondern einen Schritt nach 
vor macht und daß man versucht, das, was viel­
leicht auf einmal nicht gelungen ist, zu ver­
bessern. Es fehlt hier keineswegs an dem Mut 
zur Verantwortung, das kann man der Steier-
märkischen Landesregierung, glaube ich, schwer 
zum Vorwurf machen. An Mut fehlt es nicht, 
aber mit dem Mut ist auch selbstverständlich 
immer wieder die Verantwortungn abzuwiegen. 

Zur Frage des Straßennetzes in der Steier­
mark schlechthin, in dem Zusammenhang die 
Autobahn oder beispielsweise die Sobothstraße, 
die Präbichlstraße, oder wie alle die Straßen­
wünsche heißen mögen, die hier vorgetragen 
wurden, dazu darf ich folgendes sagen: 

Sicher ist zukunftsträchtig und entscheidend 
für Graz, überhaupt für die Steiermark unter 
Brück, daß wir sobald als nur irgendwie denk­
bar zu einer Autobahn kommen. Das ist sowohl 
für die wirtschaftliche Entwicklung und für die 
Aufschließüng von wesentlicher und entschei­
dender Bedeutung. Wir werden uns aber alle 
sehr, sehr anstrengen müssen, daß wir vom 
vorgefaßten Willen und auch von den vorhan­
denen Plänen des Ministeriums nicht wieder 
abgedrängt werden. Die Wünsche nach solchen 
Autobahnverbindungen sind sehr groß in Öster­
reich und werden vehement über alle Kanäle, 
die es gibt und alle Verbindungen, die es gibt, 
selbstverständlich bei den verantwortlichen 
Ministern in Wien vorgetragen und es werden 
ständig neue Vorstöße unternommen. Ich sagte 
ausdrücklich und ganz bewußt „von den vor­
gefaßten Plänen nicht wieder abkommen". Es 
ist ein Irrtum zu glauben, daß es keine Planung 
gibt im Straßenbau oder im Autobahnbau, ein 
wirklicher Irrtum, glauben Sie mir das. Wenn 
wir die Pläne alle verwirklichen könnten, die 
wir haben — wir könnten sie verwirklichen, 
wenn wir das notwendige Geld hätten — 
würden wir sehr glücklich sein. Aber schauen 
Sie, wir haben — ich glaube, es sind jetzt bald 
10 Jahre — hier in diesem Hohen Landtag aus 
Anlaß einer Budgetdebatte uns auch über ein 
Grundsatzprogramm des Ausbaues der Bun­
desstraßen sehr eingehend unterhalten und 
hatten eine völlig übereinstimmende Meinung 
und Auffassung in der Frage: Wie soll die 
Steiermark von den großen Verbindungen her 
gesehen aufgeschlossen werden? Und es war 
eines der Hauptziele, vom Westen nach dem 
Südosten durchgehend zu einer ausgezeichneten 
neuwertigen Straße zu kommen, also vom 
Pötschen, damals noch über den Pötschen herein 
über Aussee, Trautenfels herunter nach Selz-
thal, Trieben, St. Michael, um den Anschluß an 
die Triester Bundesstraße zu bekommen und in 
der weiteren Folge auch den Anschluß von 
Brück a. d. Mur nach Graz, um hier den Westen 

völlig aufzuschließen und damit die Fremden, 
von denen wir wissen, daß sie in großer Zahl 
aus dem Westen kommen, zu befriedigen. Und 
wie war es mit der Durch- und Ausführung? Die 
Pläne waren da, sie wurden hier beschlossen. 
Aber die Kraft jener, die diese Pläne umlenken 
wollten, war stärker, und so hat man sich ab­
drängen lassen, und erst von einigen Tagen 
war es möglich, beispielsweise die Umfahrung 
Mitterndorf, wenigstens die provisorische Um­
fahrung, zu eröffnen. 

Immer wird versucht, abzudrängen. Alles das, 
was hier im Landtag immer wieder angeregt 
wird, ist ja auch nichts anderes als ein Versuch, 
uns von den Plänen abzudrängen. Wir müssen 
diesen Wünschen dort und da einmal wirklich 
folgen und nachkommen. Wir können, wenn sich 
beispielsweise ein besonderer Verkehr in einer 
Richtung entwickelt, das nicht übersehen. Es ist 
ja nicht so, daß wir nur Straßen bauen dort, wo 
es uns gefällt, wo die guten politischen oder 
sonstigen Verbindungen ausreichend sind, son­
dern selbstverständlich wird beachtet, welchen 
Verkehr hat eine Straße zu bestehen oder wel­
che Frequenz dieser Straßenzug aufweist, und 
danach wird gebaut, und danach werden Pläne 
angelegt und immer wieder Pläne angelegt. 
Aber, wie gesägt, es wird "Imme? wieder ver­
sucht, uns von diesen Plänen abzudrängen. Die 
kleinen Wünsche, Schwarzdecken dort und 
Schwarzdecken da, haben wir in den vergange­
nen Jahren sehr weitgehend zu erfüllen ver­
mocht, und zwar zum Teil auch über Eigenregie­
arbeiten. Es ist heute schon so, daß nur mehr 
ganz wenige Ortschaften nicht mit Schwarz­
decken versehen sind und sozusagen staubfrei 
sind, um das geht es ja im wesentlichen. Aber 
wenn wir auch heute 76 Prozent unserer Lan­
desstraßen staubfrei haben, so gibt es immer 
noch 24 Prozent Makadamstraßen. Und es wer­
den zum Schluß trotz unserer Bemühungen na­
türlich immer noch einige Bergstraßen übrig 
bleiben, die nicht mit Schwarzdecken versehen 
sind, oder es wird noch sicher fünf bis sechs 
Jahre brauchen, bis wir halbwegs sagen kön­
nen: „Wir haben wenigstens zum allergrößten 
Teil staubfreie Straßen." Aber mit dem Ausbau 
ist es schon wieder ganz anders. Auszubauen 
haben wir ungefähr 35 Prozent unserer Landes­
straßen, wir haben noch ein großes und langes 
Programm vor uns, um die Landesstraßen wirk­
lich mit der notwendigen Breite, mit den not­
wendigen Sicherungen usw. zu versehen. 

Es hat der Herr Abgeordnete und Bauarbei­
ter-Vertreter die Frage der tieferen Ursachen 
des Bausumpfes beleuchtet und ist in Überein­
stimmung mit den später geäußerten Meinungen 
des Abg. DDr. Götz, dessen Ausführungen sehr 
nahe gekommen. Sie sehen also bei diesen 
Schwierigkeiten, die sich da jetzt zeigen beim 
Autobahnbau, bei den verschiedenen sonstigen 
Baulosen oder beim Bau schlechthin überhaupt, 
eine Desorganisation vor allem, sie sehen eine 
Ursache darin, daß die Vergebung der Arbeiten 
nicht nach besseren Überlegungen vor sich geht, 
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sondern daß man die Baulose immer wieder an 
den Bestbieter vergibt, oder sie sehen auch in 
der schlechten Koordinierung die Ursachen. 
Schauen Sie, meine Damen und Herren, sicher, 
es gibt kein perfektes System. Darüber müssen 
wir uns e inmal völlig k lar sein. Aber w i r kön­
nen uns auch nicht allein auf d ie Wünsche e twa 
der Bauwirtschaft einstellen. Wir haben die hö­
here, allgemeine Sicht nicht außer Acht zu las­
sen. Es wäre ein b rennender Wunsch der Bau­
wirtschaft, den Billigstbieter und den Höchst­
bieter zu nehmen und dann e twa das a r i thme­
tische Mittel zu ziehen und darnach dann die 
Vergabe der betreffenden Arbei t vorzunehmen. 
Natürlich ein höchst ers trebenswertes Ziel der 
Bauunternehmer . Wenn ich einer wäre , ich hä t te 
auch keinen anderen Wunsch. Aber bitte, meine 
Damen und Herren, glauben Sie j a nicht, daß un­
sere Baubeamten sich etwa die Unter lagen der 
Ausschreibungen nicht wirklich gründlich anse­
hen und wenn dann die Angebote hereinkom­
men, selbstverständlich nachrechnen, in jedem 
Fall nachrechnen, ob das Angebot ein Unteran­
gebot oder aber ein überhöhtes Angebot ist. Und 
Sie können unseren guten, ausgezeichneten Bau­
fachleuten zutrauen, daß sie sich das sehr wohl 
und genau errechnen können. Und ich darf auch 
noch verlautbaren, auch die Bauleute, nämlich 
die guten — und wir haben solche wirklich gu te 
Baufirmen — sind ganz und gar mi t dieser 
Methode einverstanden, obwohl sie sehr wohl 
zugeben, daß ihnen natürlich das arithmetische 
Mittel bei weitem lieber wäre . 

Ja , meine Damen und Herren, meiner Über­
zeugung nach gibt es überhaupt , um korrekt zu 
vergeben, nichts anderes als den Grundsatz des 
Bestbieters. Wenn aber der Bestbieter ein Un­
terangebot erstellt, dann muß man ihn auf j e ­
den Fall ausscheiden. Wir tun das. Wir fragen 
niemand, ob wir ausscheiden sollen oder nicht, 
sondern wir glauben h ier dem Rat unserer Fach­
leute. Wenn die Fachleute des Landesbauamtes 
uns sagen, der Kubikmeter Erdbewegung ist so 
viel wert , e twa 30 oder 35 Schilling, oder der 
Kubikmeter umbauter Raum ist so viel wert , das 
Angebot entspricht diesem Wert, dann wi rd auch 
an den Bestbieter vergeben. Ob das n un im 
S t raßenbau oder im Hochbau ist. Und wir sind 
dabei sehr gut gefahren, kann ich Ihnen sagen. 
Wenn man es nämlich anders macht, dann ist 
es sehr leicht möglich, daß gar nicht so zu un­
recht einer e inmal auf die Idee kommen könnte, 
wa rum denn nicht der Bestbieter genommen 
wird, ist da vielleicht eine Beziehung die Ur­
sache, daß nicht der Bestbieter, sondern eben 
ein anderer den Bauauftrag bekommen ha t oder 
ist e twa gar eine Schmiere dahinter? Wir haben 
in der Landesregierung sehr selten Vorschläge 
der Fachleute abgeändert. Wir haben sie nu r 
dann abgeändert, wenn wir der Überzeugung 
waren — die Baubeamten legen uns in 98 P ro ­
zent der Fälle überhaupt nu r den Bestbieter 
vor, auch dann, wenn er auszuscheiden ist — 
wir haben also nu r dann Änderungen vorge­
nommen, wenn wir es für notwendig hielten, 
der einen oder anderen guten Baufirma, die ih­

ren Stammarbei ter-Stock e rhal ten wollte, ein 
Baulos zu geben, damit sie nicht unterbeschäf­
tigt ist. Das wa r der Grundsatz, wenn wi r in der 
Regierung geänder t haben. Und es ist über e inen 
solchen Vorgang immer auch diskutiert worden. 
Und ich b in so eingebildet, l ieber Her r DDr. 
Götz, daß ich glaube, daß das auch m i t e ine Ur ­
sache ist, daß wir saubere und ordentliche Ver­
hältnisse in der Bauwirtschaft haben. (Beifall.) 

Die F rage der Organisation und der Zusam­
menschau, der Über lappung sozusagen der Bau­
vorhaben: Hier wird man sicher eine Methode 
finden müssen, die aber nicht allein in der Zu­
sammenschau des Landesbauamtes l iegen kann, 
sondern die darüber h inausgehen muß, die 
sich auch auf die Gemeinden erstrecken muß, 
die sich beispielsweise auf die Vorhaben der 
Bundesbahn, der Post, also überhaupt auf das 
Baugeschehen schlechthin in der gesamten 
S te iermark erstrecken muß, wenn sie sinnvoll 
sein soll. Ich lehne jeden Dirigismus in dem 
Zusammenhang ab. Das möchte ich h ier aus­
drücklich sagen. Aber eine Zusammenschau, aber 
nicht n u r die Zusammenschau sondern die Frage, 
wie bringe ich eine Übereinst immung zustande, 
das ist die entscheidende Frage. Wenn ich Geld­
geber bin, ist es nicht schwierig, wenn aber eine 
reiche Gemeinde sagt, der Rat, den mi r die da 
unten geben, ist m i r völlig gleichgültig, ich ma ­
che was ich will, weil ich ja mein Geld verbaue 
oder meine Schulden verbaue — so könnte man 
auch sagen — dann könnte man also gerade so 
„Danke schön" sagen, daß sie unseren Rat nicht 
zur Kenntnis genommen haben. 

Aber ganz gleich, Machtmittel zu e iner echten 
Koordinierung haben wir praktisch keine. Im 
Geschehen der Bauten des Bundes l iegen die 
Dinge schon ganz anders. Dort, wo große An­
leihen z. B. für Wasserwerksbauten oder besser 
gesagt, Kraf twerksbauten gegeben werden, dort 
gibt es schon Möglichkeiten des Einflusses. Aber 
wie gesagt, wi r sind von echten Einflußmög­
lichkeiten sehr weit entfernt und bei uns hilft 
bestenfalls das gute Zureden. Es ist ein Mittel 
und wir wollen es gar nicht unversucht lassen. 
Aber dazu muß ich noch ein ganz offenes Wort 
zu der sogenannten „Winterarbeitslosigkeit" sa­
gen. Sicher wä r e es möglich, vieles auch über 
den Winter im Baugeschehen durchzubringen, 
wenn dazu der Wille vorhanden ist. Das ist die 
erste Voraussetzung dazu. Ich meine, m a n er­
findet in diesem Zusammenhang gerne Witze 
über die Bauarbei ter . 

Aber wer e inmal im Winter Bauarbei t zu lei­
sten hat te, der weiß auch, was das bedeutet, bei 
Kälte und Nässe Ziegel anzufassen, mi t Mörtel 
oder Zement zu hantieren. Der weiß, daß das 
keine angenehme Arbeit ist. Man kann, wenn 
man e twas flüssig arbeiten will, sich auch nicht 
sehr vor dieser Wit terung schützen. Es ist ein 
Handschuh da schon fast im Wege. Es ist aber 
nicht immer der Wille dazu vorhanden. Das 
möchte ich ausdrücklich sagen. Ich hät te da eine 
Reihe sehr guter und auch verständliche Bei­
spiele zur Hand. 
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Ich möchte noch einmal gerade in diesem Zu­
sammenhang sagen, wir werden ein perfektes 
System nie erfinden. Wenn auf Beispiele ver­
wiesen wird in der Schweiz, in Schweden, oder 
auf die Bundesrepublik, so sind sie sicher dort 
und da ein Leitfaden, aber ich bitte, nicht zu 
vergessen und nicht zu übersehen, daß sowohl 
der Lebensstandard dieser Staaten ein höherer 
im Vergleich zu unserem ist und daß natürlich 
auch mit diesem gehobenen Lebensstandard 
bessere Löhne verbunden sind, vielleicht 
damit auch das Interesse der Bauwirtschaft, 
oder Baufacharbeiter zu sein, im verstärk­
ten Maße vorhanden ist als bei uns. Si­
cher ist eines nach wie vor, die Bauwirtschaft 
ist jener trägende und zündende und immer 
wieder mit Initiativen versehene Teil unserer 
Wirtschaft, den wir sehr w-ohl zu pflegen haben 
und den wir auch davor zu schützen haben, daß 
der Anschein eines Korruptionismus erweckt 
wird — und nicht mehr tute ich — ich schütze 
weder einen Politiker, der sich irgendwie ver­
gangen haben mag, noch die Baufirmen aber 
zuerst muß es bewiesen sein, Verdächtigungen 
allein genügen mir nicht, ich habe das schon 
einmal gesagt. Wir könnten viele Verdächtigun­
gen aussprechen. Ich hätte Aktenunterlagen da­
für zur Verfügung, um sozusagen ein politisches 
Schwarz-Peter-Spiel zu spielen. Es würde-mir-
nicht einfallen, weil wir davon gar nichts haben, 
wenn wir dort und da beschuldigen und wenn 
wir sozusagen die eine und die andere als Korrup­
tionspartei hinstellen, das dient unserer Demo­
kratie nicht. Sorgen wir lieber wirklich dafür, 
daß solche Vorgänge, solche Schmiergägen nicht 
möglich sind. Aber auch in der sauberen und 
geradezu, was Moral anbelangt, berühmten 
Schweiz hat es eine Schmierageaffäre gegeben. 
Allerdings erst in den letzten Tagen ist der hie­
für zuständige Minister zurückgetreten, obwohl 
er sich in der Frage vor seine Leute hingestellt 
hat, (Abg. Scheer: „Dort treten die Minister zu­
rück!") weil er gesagt hat, es gibt auch eine 
Staatsräson, und ich kann nicht, auch wenn es 
ein Schmutzkübel ist, einfach mit diesem Kübel 
oder mit diesem Bad alles ausschütten. (Abg. 
Scheer: „Der Minister Bock tritt nicht .zurück!") 
Schauen Sie, fragen Sie ihn. (Heiterkeit.) 

Ich rate Ihnen das, fragen Sie ihn, ob er zu­
rücktritt, er sitzt ja nicht hier. Ich rate Ihnen, 
fahren Sie einmal nach Wien, Sie werden ja bei 
Ihrer Zentrale etwas zu tun haben, und dann 
fragen Sie ihn. (Abg. Scheer: „Er war ja ge­
rade in Moskau, wie wir ihn haben ablösen las­
sen wollen!") 

Schauen Sie, ich werde Ihnen etwas sagen. 
Dieser Landtag ist ja ein ernstzunehmender 
Landtag. Haben wir sonst wirklich keine 
Probleme, daß wir uns von Wien oder Nieder­
österreich oder sonst woher Probleme holen 
müssen, damit wir hier etwas zu diskutieren 
haben. Ich bin nicht der Meinung, wenn — Säu­
berung im eigenen Haus, da bin- ich sehr gerne 
dabei. Aber es ist nicht so, daß wir wirklich 
nichts anderes zu tun hätten. Ich halte es für 

völlig überflüssig, Dinge hier hereinzuzerren, die 
uns Gott sei Dank nicht treffen und nicht ge­
troffen haben. (Abg. Scheer: „Wir können nicht 
sagen, was in Wien geschieht, geht uns nichts 
an!") Ja, ja bitte. Ich weiß schon, daß es alle 
trifft, Herr Kollege, das weiß ich ganz genau, 
daß es alle trifft, aber deshalb bin ich nicht 
glücklicher. Mir wäre lieber, es wären drei, vier 
und ganz gleichgültig, wohin sie gehören. 

Sicher gibt es tiefere Ursachen, das ist unbe­
stritten, das ist gar keine Frage. Aber, meine 
Damenund Herren, haben Sie schon vergessen, 
was wir letzten Endes als Österreicher durch 
zehn Jahre ertragen und erdulden mußten? 

Haben Sie das alles schon vergessen? Glauben 
Sie, daß die Einflüsse der Besatzungsmächte, 
ganz gleich, ob sie vom Osten oder vom Westen 
gekommen sind, auf die Beamtenschaft nicht 
auch ihre moralischen Wirkungen ausgeübt ha­
ben? Wissen Sie, was die Leute alles aufführen 
mußten und was alles gedeckt werden mußte 
aus Staatsräson? Solche Schäden, solcher Trug 
bleibt nicht ohne Folgen, und letzten Endes — 
machen wir uns nichts vor gegenseitig — das 
können Sie bei jeder Gelegenheit hören „Ich 
bin dort gesichert, und du bist da gesichert, wir 
wissen- es uns schon zu— richten ".HDie Dinge 
spielen natürlich auch mit eine Rolle. Aber die 
tieferen Ursachen, wenn man sie im Bauge­
schehen selbst sucht, so muß ich sagen, soweit 
das die öffentliche Hand angeht und betrifft, 
könnten es nur dann tiefere Ursachen sein, 
wenn keine Bauvergabe erfolgte, ohne daß nicht 
damit eine Schmiere verbunden wäre, und das 
muß ich entschieden zurückweisen, daß das bei 
uns der Fall ist. Damit habe ich mich zu diesen 
Fragen, glaube ich, ausreichend und genug ge­
äußert. 

Ich darf nur noch zur langfristigen Budget­
politik etwas sagen. Natürlich wäre es sehr 
schön, wenn wir etwa sagen könnten, im näch­
sten Jahr sind es 500 Millionen Schilling, die wir 
für den Autobahnbau ausgeben, und es sind 450 
Millionen für den Bundesstraßenbau, und es sind 
350 Millionen für den Landesstraßenbau, und 
außerdem verbauen wir am Hochbausektor in 
der Steiermark (Bundes- und Landeshochbau) 
auch noch etwa 250 Millionen Schilling. Aber 
das gibt es auf der ganzen Welt nicht. 

Wo gibt es denn über ein Budgetjahr hinaus 
eine Förderung. Ich muß schon sagen, was hat 
denn das alles mit der Wirklichkeit zu tun, zu 
behaupten, daß es anders möglich wäre. Die 
Rechnungshofbeamten — ich schätze sie sehr, 
aber für mich sind sie nicht die Bibel, das 
möchte ich Ihnen auch sagen, bei weitem nicht, 
weil wir uns ja schon öfter auseinanderzuset­
zen hatten — wenn Diskussionen erfolgen, dann 
schauen die Dinge etwas anders aus. Aber wer 
wird denn bei der Bewegung, bei der Preis-, 
bei der Lohnbewegung, auch bei der Abwertung 
der Währung letzten Endes sagen können, daß 
es nicht vor 10 Jahren sehr wohl möglich war, 
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daß ein großes Bauvorhaben mit 3 Milliarden ver­
anschlagt wurde und jetzt 10 Milliarden daraus 
geworden sind. Kann man das alles vorauspla­
nen? Das ist doch irreal. Genauso kann ich nicht 
sagen, das Budget wird nächstes Jahr so und so 
ausschauen, überhaupt wenn man diese Wet-
terzeichen in Europa registriert, dort Kurzarbeit, 
dort Urlaub, und dann werden gleich in einem 
Zubringerbetrieb 17.000 Leute gekündigt. Weiß 
ich bei solchen Wetterzeichen, wie das nächste 
Baujahr sein wird? Wahrscheinlich wird es 
stärker dotiert werden als das heurige Baujahr, 
aber ich kann das doch nicht voraussagen. Aber 
jeder kluge Unternehmer findet sich irgendwo 
schon zurecht, wie auch das nächste Jahr möglich 
und denkbar auf dem Bausektor ist, sowohl im 
Tiefbau als auch im Hochbau. 

Planung. Dazu auch noch ein Wort. Ja, wir 
würden glücklich sein, wenn all die Pläne er­
füllt würden, die wir im Zusammenhang mit 
dem Budget auf den Tisch dieses Hauses be­
kommen haben, auf den Tisch der Regierung. 
Sie werden bei einem Hochbau, wenn einmal 
die Grundmauern abgezirkelt oder eingezeichnet 
sind, nicht mehr ganz große Veränderungen 
vornehmen können. Aber Sie werden beim Bau­
geschehen nie verhindern können, daß Über­
schreitungen eintreten wenn Sie nicht jedem 
Bau eine aufwendige Untersuchung vorausge­
hen lassen, was manchmal gar nicht schlecht 
wäre, wenn ich an die Rutschungen an der 
Wechsel-Bundesstraße beispielsweise denke, 
aber sie sind ja nie aufgetreten, seit Menschenge­
denken nicht aufgetreten, und jetzt sind sie halt 
aufgetreten. 

Wenn man sie vorher richtiggehend unter­
sucht hätte, so hätte man einiges erfahren. Aber 
das sind ja sehr kostspielige Untersuchungen, 
und man meidet sie, um wiederum 1 km Straße 
mehr zu haben. Wenn Sie einen Berg anschnei­
den, wissen Sie von vornherein, ob dort wirk­
lich Stein drinnen ist? Aber das macht viel­
leicht weniger Schwierigkeiten beim Bau als 
Wasser. Wasser ist entscheidend. Und das ist 
immer wieder passiert noch und noch. Ich -habe 
hier nicht die Autobahn in anderen Bundeslän­
dern zu verteidigen, aber es war doch eine große 
Sache, die Rutschung am Mondsee, eine wirklich 
ganz große Sache, die bis heute noch nicht ganz 
geregelt ist und wahrscheinlich auch nicht hätte 
geregelt werden können. Aber wenn ich an­
schneide und ich komme dann auf Wasser und 
ich muß dann abbohren, untersuchen und ver­
ändern, womöglich auch die Trasse verändern, 
das wird immer wieder geschehen. Auch der 
Computer wird uns nicht von allem befreien, so 
sehr ich ihn begrüße, so sehr ich glücklich bin 
darüber, daß man überhaupt festgestellt und 
schon experimentiert hat, daß eine totale Abrech­
nung möglich ist unter der Voraussetzung, daß der 
Plan in Ordnung ist. Der Plan muß abgestimmt 
werden auch mit den Unternehmern. Wenn der 
Plan sachgerecht, fachgerecht aufs Brett gelegt 
wird, dann ist natürlich die Abrechnung, die 

Ausschreibung bis ans Ende mit dem Computer 
zu machen. 

Es muß aber auch der Mensch — und das ist 
das Entscheidende — die Unterlagen liefern, 
damit der Computer das richtige Ergebnis bringt. 
Und überall, wo Menschen zu tun haben oder 
wo Menschenwerk vorliegt, sind auch Fehler­
quellen vorhanden. Aber sicher, es wird vor 
allem die rasche Abrechnung möglich sein, das 
ist gar kein Zweifel. 

Im Zusamenhang mit dem Baugeschehen hat 
man sich auch über die Umverteilung in sehr be­
wegten Worten ausgelassen. Ja, die „Umvertei­
lung" ist zu einem Schlagwort geworden. Wis­
sen Sie, das Beispiel der „Umverteilung" haben 
wir in vielfacher Auflage vor uns. Wir brau­
chen nur nach dem Osten hinschauen. Da ist 
also alles „umverteilt" worden. Alles nur für 
die arbeitende Bevölkerung. Das Gesamtergeb­
nis aber ist ein trauriges Resultat. (Abg. Leitner: 
„Das behaupten aber nur Sie!" — Heiterkeit.) 
So viel habe ich schon gesehen, daß ich ein biß­
chen urteilen kann. Ich will ja nicht bestreiten, 
daß es dort und da schön langsam, nach 50 Jah­
ren auch einige Erfolge zeitigt, aber 50 Jahre 
sind eine sehr lange Zeit. Wir haben also das 
Beispiel da. Darüber kann man sehr viel disku­
tieren und streiten, wie umverteilt und umge­
schichtet werden soll. Aber schauen Sie, ein ganz 
praktisches Beispiel der Umschichtung sozusa­
gen: Seit Jahren — der Herr Kollege Ileschitz 
wird das sehr genau wissen — war das Um und 
Auf der Forderungen der Grazer Waggonfabrik, 
endlich einmal zu einem langfristigen Waggon-
Programm zu kommen. Dieses Waggon-Pro­
gramm konnte im Zusammenhang mit der Um­
verteilung des heurigen Budgets Wirklichkeit 
werden. Wir werden von dieser Umverteilung 
in der Grazer Waggonfabrik ungefähr 350 Mil­
lionen Schilling profitieren. Sie werden wohl 
nicht sagen, daß das den Reichen zugute käme, 
etwa dem Unternehmer oder die dort beschäf­
tigten Arbeitnehmer als Reiche hinstellen. So 
hat es nämlich immer wieder geklungen. Um­
schichtung zugunsten der Kleinen und die Rei­
chen seien dabei gut gefahren und hätten ihren 
Teil dabei abgeschöpft. (Abg. Ileschitz: „Ein Bei­
spiel, wie man es machen soll!") 

Ich kann Ihnen sofort noch eine Reihe an­
derer Beispiele erzählen. Die Umschichtung z. B. 
bei Post und Telegraf. Das ist höchst interessant, 
wieviel neue Investitionen dadurch möglich sind 
und wieviel Arbeitsplätze damit erhalten und 
gesichert werden. Vielleicht wird man auch ein­
mal ein Konzept einer anderen Umschichtung 
finden, ich glaube es nur nicht. Es gibt schon an­
dere Konzepte. Wir wissen das sehr genau. Wir 
wissen, daß die Amerikaner z. B. die Einkom­
mensteuer bzw. Lohnsteuer auf und ab variie­
ren. Sie senken z. B. heuer bei bestimmten Spar­
ten die Einkommensteuer oder sie wird für das 
kommende Jahr wieder gehoben, um damit auch 
das Spiel sozusagen des Einflusses des Staates 
zur Geltung zu bringen. Natürlich gibt es alle 
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möglichen Systeme. Aber eine Umschichtung und 
Umverteilung, die Arbeitsplätze sichert, und 
darauf kommt es uns in den nächsten Jahren 
bestimmt sehr an, werden wir immer wieder 
versuchen müssen, weil es anders wahrschein­
lich gar nicht gehen wird. 

Es wurde dann auch bezüglich der Gemeinde­
straßen davon gesprochen, daß erst 9 Prozent 
staubfrei sind und so fort und so weiter. Ich 
darf sagen, und zwar mit Stolz sagen, die stei-
rischen Gemeindestraßen können sich sehen las­
sen in ganz Österreich. Trotzdem wir sehr, sehr 
schwierige Verhältnisse haben, vor allem im 
Gebirge, auf der einen Seite und auf der an­
deren Seite in den ganzen, weiten Lehmgebie­
ten der mittleren und der .Oststeiermark. Wir 
sind hier sehr, sehr weit. Nur wenn.man glaubt, 
das Übel könnte man damit kurz beseitigen, 
wenn das Land einen Teil der überörtlichen Ge­
meindestraßen übernimmt, so muß ich Ihnen sa­
gen, ich habe hier immer zur Vorsicht gemahnt 
und ich habe immer wieder gesagt, „nur kein 
niedero.sterreichisch.es Beispiel!" Den Nieder­
österreichern ist einmal eingefallen, ich glaube, 
es war sogar zu Wahlzeiten, — und zwar beiden 
Parteien ist das eingefallen — einen Stoß sozu­
sagen von ungefähr 6.000 km Gemeindestraßen 
dem Land zu übergeben. Ich -rate Ihnen r schauen 
Sie sich einmal im Sommer dort diese söge- • 
nannten „Landesstraßen" an! Ich weiß nicht, was 
Sie uns sagen würden, wenn unsere nicht bes­
ser wären. Ich stelle sonst im allgemeinen nicht 
gerne Vergleiche mit anderen Bundesländern an, 
aber das ist ein warnendes Beispiel. (Abg. 
Brandl: „In vielen Bereichen!" — Landesrat 
Bammer: „Aber nicht nur bei den Straßen!") 

Ich meine nur die Straßen, das andere geht 
mich nichts an. Da habt's alle zusammengehal­
ten, das muß man auch einmal sagen. Gott lasse 
sie selig ruhen. (Heiterkeit.) Alle haben sie zu­
sammengehalten, daß ein Zustand entstanden ist, 
wo dann einer vergessen hat, was Macht bedeu­
tet, wenn sie redlich gehandhabt wird und was 
Mißbrauch der Macht bedeutet. Das sage ich. 

Diese 500 Millionen, wovon wir auch 16 oder 
15 Prozent Anspruch hätten, die sind ganz red­
lich gemeinsam verteilt worden. Und zwar in 
der Koalition verteilt worden. Das ist ja alles ak­
tenkundig. (Zwischenruf von der SPÖ: „Wo?") 

Diese Straßenübernahmen sind also ein war­
nendes Beispiel. Es ist zwar hart, aber glauben 
Sie, daß wir leben können nur mit Schmeiche­
leien? Das ist ein Irrtum. Auch mit „ja, jä-sa-
gen" können wir nicht leben. Das können Sie 
mir glauben. (Abg. Dr. Klauser: „Herr Landes­
hauptmann, Sie reden wie meine Gemeinde-
Opposition!") 

Die Gemeinde wird immer noch besorgt sein, 
daß man auf der Straße fahren kann, solange sie 
im Besitz der Gemeinde ist. Wenn sie das Land 
übernommen hat und das Land nicht imstande 
ist, etwas zu tun, geschieht überhaupt nichts und 

dann ist diese Straße sehr bald völlig zerfallen. 
(Landesrat Sebastian: „Aber nicht bei unserem 
Straßen-Referenten! Das glaube ich nicht!") 
Meine Damen und Herren, wir haben 320 km an 
Straßen in den letzten 10 Jahren übernommen. 
Und zwar Gemeindestraßen. (Abg. Hofbauer: 
„Das ist aber auch alles!") Wir haben sie vor 
allem dort übernommen, wo es am dringendsten 
war, wo es wirklich überörtliche Straßen sind. 
Und nicht deswegen, weil ein Abgeordneter dort 
lebt oder wohnt. (Heiterkeit — Landesrat Bam­
mer: „Ich habe schon geglaubt wegen der 
Schwarzdecken!") Das ist bei uns nie üblich ge­
wesen. Wir haben die Straße nach Trahütten 
auch schon früher gebaut, bevor dort ein Ab­
geordneter hingekommen ist. Wir prüfen das 
sehr streng und übernehmen eine Straße nicht 
gleich, weil ein Abgeordneter sagt, die oder die 
Straße müsse übernommen werden. Und das 
muß ich auch sagen — das ist keine Ausrede — 
wir haben alle Übernahmen mit Mehrheit be­
schlossen, selbstverständlich von dem Augen­
blick, wo wir die Mehrheit gehabt haben, aber, 
was ausschlaggebend ist, wir haben sie alle ein­
stimmig beschlossen. Und obwohl wir bei der 
letzten Übernahme von 103 km Gemeindestra­
ßen geglaubt haben, daß wenigstens jetzt zu je­
dem Pfarrort eine Landesstraße hingeht, haben 
wir uns geirrt. Es -gibt immer noch- welche, zu 
denen keine Landesstraße hingeht. (Landesrat 
Sebastian: „Die eine im Bezirk Voitsberg ist 
auch noch ausständig, bei der wir gesagt haben, 
das regeln wir!") Ah nein, da haben wir 500.000 
Schilling hergegeben (Landesrat Bammer: „Hat 
so lange genug gedauert!"), das weiß Zagler 
ganz genau. Köflach hat 500.000 Schilling be­
kommen und wenn Dich der Bürgermeister nicht 
informiert hat, Herr Zagler, dann rüge ihn. 
(Beifall. — Abg. Zagler: „Ich danke!") 

Die Autobahnzufahrt beispielsweise nach 
Voitsberg, die Autobahnzufahrt von Feldbach 
zur Autobahn, alle diese Dinge werden sehr, 
sehr ernst geprüft und werden, Sie können es 
mir glauben, auch von unseren Fachleuten ernst 
genommen. Es ist ganz selbstverständlich, daß 
man Gebiete wie Voitsberg und Köflach mit 
einer entsprechenden Zufahrt zur Autobahn ver­
sehen muß, genauso, wie man die Oststeiermark 
selbstverständlich entsprechend einbinden muß 
und sie nicht im Slalom durch Gleisdorf durch­
führen kann, sondern daß man einen Weg fin­
den muß, der entweder eine Einbindung her­
auf über die Laßnitzhöhe ermöglicht oder man 
muß eine andere Form der Einbindung finden. 

Ja, unsere liebe Straße nach Soboth und nach 
Kärnten, meine Damen und Herren. Das ist 
eine entscheidende Verkehrsader. Der Ausbau 
der Packer Bundesstraße, sie hat eine neue 
Decke, aber Sie wissen und kennen, wer sie 
einmal gefahren ist, mit welchen Kurven diese 
Straße versehen ist. Und es sind auch gerade 
an dieser Straße nicht wenige Unglücke gesche­
hen. Die Straße ist überlastet, die Triester Bun­
desstraße ist überlastet im Sommer. Wir brau­
chen eine weitere Verbindung mit Kärnten und 

http://niedero.sterreichisch.es


19. Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode — 13., 14., 15. und 16. Dezember 1966 753 

mit Italien. Die Kärntner haben ja da andere 
große Projekte, es ist heute ja schon angeklun­
gen, die Turrach beispielsweise, wir bauen ja 
auch an der Turrach, die Brücken sind bereits 
fertig. Es wird auch nächstes Jahr wieder ein 
schönes Stück Straße gebaut werden, allerdings 
eine Lösung der Turracher Straße wird erst 
dann wirklich gefunden sein, wenn nicht diese 
22 Prozent Steigung, sondern wenn entspre­
chende Auskehrungen gemacht werden, daß man 
auf 14 Prozent herunterkommt. Das ist auch ein 
Problem, aber schließlich und endlich auch eine 
Frage des Geldes. 

Aber wir werden mit den Kärntnern in der 
Soboth schon zurechtkommen, so hoffe ich, sonst 
fangen wir halt selbst in Kärnten an zu bauen. 
Aber diese Straße ist eine wichtige Verkehrs­
verbindung und vor allem ist sie ein echter Auf­
schluß für das Grenzland für die kommende Zeit. 
Daher haben wir den Tausch vorgenommen 
Gaberlstraße—Sobothstraße, um den Ausbau 
über den Bund zu erreichen. Es wird auch im 
kommenden Jahr wieder ein Stück weitergehen. 
Wir werden gerade im Zusammenhang mit un­
seren Strukturproblemen sehr ernstlich verlan­
gen und fordern, daß ein beschleunigter Aus­
bau gemacht wird und weil es eine Bundes­
straße ist, auch darauf sehen, daß von Kärnten 
aus ein beschleunigter Ausbau erfolgt. 

Die vielen Wünsche — ich glaube, ich habe 
das ja eingangs schon berührt — sind kost­
spielig und nicht unbeachtet, aber sie werden 
bei weitem nicht alle im kommenden Jahr er­
füllt werden können. 

Ich möchte nur zu den Unter- und Überfah­
rungen etwas sagen. Da sind z. B. zwei in der 
'Obersteiermark angemeldet worden, und zwar 
Kraubath bzw. Kaisersberg und Leoben beim 
Krankenhaus. (Abg. Ing. Koch: „Leibnitz—Wagna 
auch!") Ich weiß, ich weiß. Ich vergesse nichts. 
Die Eifersucht zwischen Ober- und Untersteier­
mark ist völlig unnotwendig, es kommen alle 
zum Zug, der eine früher, der andere später. 
Die Detailplanung für die Überfahrt von Kai­
sersberg ist fertig, und das Bauwerk ist ja schon 
im Bau. Hier wird also die Sache bald in Ord­
nung sein. Aber beim Krankenhaus Leoben ist 
es natürlich außerordentlich schwierig, und an 
sich wäre es eine Sache der Gemeinde. (Landes­
rat Bammer: „Mit Unterstützung des Landes!") 
Ich habe da eine Studie — fragen Sie Ihren 
Bürgermeister — machen lassen, aber auch diese 
Studie hat ergeben, daß man nicht unterfah­
ren kann, und zwar wegen der Mur nicht un­
terfahren kann, wegen des Grundwassers nicht 
unterfahren kann, und überfahren, wie wollen 
Sie das? Eine Überfahrt ist nicht möglich und 
gar nicht denkbar an dieser Stelle. 

Und jetzt gehe ich ein Stück weiter hinauf 
zum Präbichl, eine leidvolle Straße, die uns im­
mer wieder nicht nur vor die Nase gehalten 
wird, sondern bei der immer wieder einmal ver­
sucht wird, den Eindruck zu erwecken, wir woll­

ten nicht. (Abg. Vinzenz Lackner: „Der Abgeord­
nete Schön ist jetzt der vierte, der das immer 
wieder aufrollen muß!") Am Willen fehlt es 
nicht! Es ist bei keiner Straße soviel geplant 
und so gründlich geplant wie beim Präbichl seit 
Jahren (Abg. Scheer: „Jahrzehnte!"), um eben 
auszuweichen. Ich will nur für die Zeit reden, 
für die ich verantwortlich bin als Baureferent. 
Das genügt mir. (Abg. Scheer: „Sie waren da­
mals schon Landeshauptmann!") Daß früher 
auch schon viel geplant wurde, das weiß ich, 
aber es konnten diese Pläne nicht verwirklicht 
werden. Wofür würden denn neun Regierungs­
mitglieder sein. Jeder hat eben seine Aufgabe. 
Aber bitte, es wurde wirklich gründlichst ge­
plant. Und es war schon festgestellt und schon 
Geld vorhanden, jetzt beginnen wir zu bauen, 
und dann ist uns der Streit mit der Stadtge­
meinde dazwischengeraten. Zuerst, wie das 
heute schon sehr richtig gesagt wurde, haben 
wir ausgebaut (Landesrat Sebastian: „Zuerst 
haben wir die Quellen aufgeschnitten, dann ha­
ben wir mit der Gemeinde gestritten!") vom. 
Leopoldsteinersee herauf durch die Stadt ein­
mal die Straße — sie ist auch ein kostspieliges 
Baulos gewesen, auch sicher für die Gemeinde — 
und dann haben wir gleich den Weg hinein 
in die Gsoll versucht, und dann ist der Streit 
mit der Gemeinde gekommen, und zwar vehe­
ment. „Zahlt's, Krawaten, wenn ihr eine Straße 
bauen wollt!" so beiläufig, obwohl das Interesse 
ja in erster Linie bei den Eisenerzern sein soll. 
Aber bitte, der Streit hat sich inzwischen wie­
der gelegt. Wir haben weiter geplant. Es sind 
Begehungen erfolgt von Geologen, von Stra­
ßenbaufachleuten, und dann ist man auf die Idee 
gekommen, wir würden einem hohen Kosten­
aufwand ausweichen, wenn man über den Erz­
berg hinunterkäme, wenn man ein Loch finden 
würde über den Erzberg. Es wurde auch diese 
Trasse studiert und geplant, 30 Millionen hätte 
das gekostet, und wir hätten eine wunderbare 
Straße nach Eisenerz gehabt. Und dann hat die 
Alpine gesagt, ja, bitte (Landesrat Sebastian: 
„Mitten durch den Betrieb, wenn wir sprengen, 
bleibt der ganze Verkehr stecken!" — Abg. Ile-
schitz: „Keine neuen Ideen!") Sie werden wohl 
den Technikern nicht nachsagen wollen, daß sie 
ideenlos sind, das kann man wirklich nicht. Je­
denfalls hat die Alpine gesagt, „Wir können 
mögliche Erschwernisse nicht auf uns nehmen, 
weil wir mit dem Erzberg sowieso allergrößte 
Schwierigkeiten und Sorgen haben." Und jetzt 
sind wir also mit diesem glücklichen Programm 
— 30-Millionen-Ausbau der Bundesstraße nach 
Eisenerz — wieder am Sand sozusagen, und wir 
müssen wieder hineingehen in die Gsoll und 
müssen dieses kostspielige Projekt, das minde­
stens 160 Millionen kostet, angehen. Daß uns 
das weh tut, wird uns, glaube ich, jeder ab­
nehmen, weil wir ja nur 350 Millionen im Jahr 
haben, und davon kostet 150 Millionen das Bau­
los über den Präbichl. Ich verspreche gar nichts, 
aber gebaut muß werden, und es wird gebaut. 
(Landesrat Bammer: „Und das noch vor den 
Wahlen!") 
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Ich darf nun noch ein paar Bemerkungen zum 
Flußbau im allgemeinen machen. 

Es sind zwar noch eine Menge Straßenwün­
sche erhoben worden, ich habe sie mir aufge­
schrieben und sie sind im Protokoll und sie wer­
den, wie ich schon gesagt habe, sehr unter die 
Lupe genommen. Aber ich halte Sie sonst zu 
lange auf, ich muß zu den großen anderen Fra­
gen auch noch ein paar Bemerkungen machen. 

Die Flußregulierungen: Ich habe Ihnen ein­
gangs gesagt, was eine endgültige Regulierung 
kostet oder eine Sanierung kosten würde. Da­
bei ist gar nicht berücksichtigt, daß wir natür­
lich in den Unterläufen unserer Gewässer, vor 
allem in der Mur, zu neuen, großen Schutz­
bauten kommen müssen, wenn wir die dortigen 
Kommunikationen sichern wollen. Wir müssen 
zu großen, kostspieligen Schutzbauten kommen. 
Es geht aber bei der Regulierung flußaufwärts 
von der Mündung bis zum Ursprung des Flus­
ses. Natürlich muß das der Grundsatz sein. Aber 
wie war es denn in den vergangenen Jahren? 
Nicht einmal, mehrmals mußten wir einfach 
irgendwo beginnen, wenn wir das Geld ver­
bauen wollten, weil die Interessenten uns die 
größten Schwierigkeiten gemacht haben. Schwie­
rigkeiten bei den Ablösen, ~wei! sie- U IK sozu­
sagen überhaupt nicht zum Zuge kommen lie­
ßen. Und wir haben beispielsweise an der Sulm 
oder an der Laßnitz halt oben angefangen, da­
mit wir überhaupt einmal angefangen haben. 
Das war sicher nicht zum Vorteil. Und es wird 
in Zukunft sehr darauf geachtet werden müssen, 
daß wir wirklich vom Unterlauf nach dem Ober­
lauf hin sanieren, soferne es sich nicht um Aus­
uferungen oder um Einbrüche handelt, die gleich 
saniert werden müssen. Das muß ich am Mittel­
lauf genauso machen wie am vordem oder hin­
teren Ende des Flusses. Die verschiedenen Ge­
wässer der Steiermark: Das Hauptgewässer, das 
uns die größten Schwierigkeiten machte in den 
letzten zwei Jahren, das ist die Mur, das näch­
ste ist die Raab, die immer wieder große Schä­
den verursacht, es kommt dann die Kainach; die 
Sulm werden wir jetzt bald fertig haben, es 
ist dann noch die Laßnitz, die Ritschein, der Sa-
fenbach usw. usw. Es wird keines übersehen, 
einschließlich des Gnas-Baches, einschließlich der 
Kuschenitza usw. Wir können hier nur planmä­
ßig weiterkommen und zwar planmäßig inso-
ferne, daß wir den Erfolg der Regulierung mit 
einkalkulieren. Wir müssen uns fragen, welche 
Einzugsflächen können damit entwässert wer­
den, wieviel an Land kann gewonnen werden 
— das ist eine der Grundlagen — und vor allem 
ist wichtig die Frage der Absicherung der gro­
ßen Flüsse, also vor allem der Mur und der 
Raab. Das sind die vordringlichsten Aufgaben 
und noch jene Beseitigung der Schäden, die bei 
einem nächsten Hochwasser zu größeren Aus­
uferungen oder Schäden führen könnten. Niklas-
dorf wurde beispielsweise angeführt. Ich will 
hier kein Spiel treiben und sozusagen die Schuld 
weitergeben. Tatsache ist, daß dieses Bad in 
Niklasdorf an die Mur herangebaut wurde und 

zwar an die Mur, wie sich nach dem Hochwas­
ser herausgestellt hat, wo früher einmal ein 
Schutzwasserbau gelegen ist. Wenn man also so 
nahe an die Mur herangeht, ist damit natürlich 
ein Risiko verbunden. Ich will jetzt ganz all­
gemein sagen, wenn wir in den vergangenen 
20 oder 30 Jahren weniger in den wasserge­
fährdeten Gebieten gebaut hätten, hätten wir 
auch bei weitem nicht die Schäden und die Ent­
schädigungen zu zahlen, die jetzt in den ver­
gangenen Jahren aufgetreten sind. Wir haben 
auch einen Erlaß hinausgegeben und die Bürger­
meister ersucht, sie mögen darauf achten, daß 
sie nicht für Gebiete Baubewilligungen erteilen, 
die immer wieder hochwassergefährdet sind. 
Aber man kann es niemand zum Vorwurf ma­
chen, wenn er mit einem billigeren Grund 
glaubt, eher zu einem Häuschen zu kommen 
und dann in ein Gebiet geht, wo an sich eine 
Baubewilligung nicht gegeben werden soll oder 
nicht gegeben werden könnte nach fachlicher 
und sachlicher Überlegung, aber ich weiß ge­
nau, in welch schwieriger Situation hier auch 
die Bürgermeister sind. (Abg. Fellinger: „Es wa­
ren doch die Wasserrechtsbehörden bei der Kom-
missionierung dabei!" — Abg. Prenner: „Die 
Bürgermeister!") Schauen Sie, im Wasserbuch 
sind ja diese Gebiete alle sehr genau einge­
tragen, aber~ wer"hat ' sich "denn in den letzten 
Jahren um diese Dinge noch gekümmert? Ich 
will auch niemand beschuldigen. Aber so ist die 
Wirklichkeit, über die wir halt leider nicht zur 
Tagesordnung hinweggehen können. 

Der Wasserschutzbau macht uns natürlich für 
die .nächste Zeit große Sorgen. Die große Hoff­
nung, die wir mit dem Katastrophen-Fonds ver­
bunden haben, ist ja leider zum Teil auch weg­
geschwommen, aber wir werden alle Anstren­
gungen unternehmen, daß wir in den nächsten 
Jahren die entsprechenden Mittel herausholen, 
wenn die größeren Schäden in Kärnten und Ost-
Tirol beseitigt sind, damit wir auch zu einem 
erhöhten „Schutz"-Bau kommen. Aber natür­
lich auch zur Beseitigung jener Schäden, die in 
den letzten Jahren und besonders im letzten 
Jahr aufgetreten sind. 

Es wurde auch im Zusammenhang mit dem 
Wasserschutzbau noch begreiflicherweise die 
Frage der Reinheit unserer Gewässer berührt. 
Wir sind hinter diesen Dingen ständig her. Es 
wird ständig gemessen und beobachtet, es wird 
ständig die Öffentlichkeit aufgeklärt, es werden 
die betroffenen Unternehmen aufgeklärt, die 
uns die Gewässer verschmutzen, ebenso die Ge­
meinden, die auch nicht immer die nötige Acht­
samkeit an den Tag legen. Es ist von unserer 
Abteilung aus sicher immer ein großes Bemü­
hen im Gange und ich glaube, daß es heute 
schon Allgemeingut geworden ist, daß es zu 
einer unserer großen Zukunftsaufgaben gehört, 
dafür besorgt zu sein, daß wir auch weiterhin 
reines Wasser haben, daß wir der Verschmut­
zung entgegenwirken und daß wir auch reine 
Luft haben, damit wir überhaupt gesund leben 
können. Das ist auch ein sehr, sehr kostspieli­
ges, aber notwendiges Vorhaben. 
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Wenn wir an unsere Kanalbau-Projekte den­
ken, die dringend notwendig sind, um auch der 
Verschmutzung unserer Gewässer entgegenzu­
wirken, wenn wir an die Wasserleitungspläne 
und -bauvorhaben denken, so würden sie, wie 
ich schon eingangs erwähnte, rund 2 Milliarden 
Schilling kosten, um nur das Wichtigste in der 
Steiermark zu erfüllen. Es wird sehr wohl not­
wendig sein, hier zu überlegen, eine gewisse 
Dringlichkeits-Stufung vorzunehmen. Wir wer­
den an diesen Dingen nicht vorbeikommen. 
Wir dürfen dabei vor allem auch die 
Fremdenverkehrsgebiete nicht übersehen, wir 
dürfen jene Gebiete nicht übersehen, wo die 
Menschenballungen vor sich gehen, wo also 
wirkliche Abhilfe und wirkliches Eingreifen not­
tun. Aber die große und entscheidende Frage ist 
hier die Finanzierung all dieser Vorhaben. Nicht 
nur für das Land, ebenso für den Bund, vor 
allem aber für die Gemeinden, vor allem für die 
beteiligten. Und hier müssen wir auch zu einer 
grundsätzlichen Lösung kommen. Es gibt Ge­
biete, die ohne eine Sonder-Finanzierung nie zu 
einem Kanal und nie zu einer Wasserleitung 
kommen würden. Und zwar sind das finanz­
schwache Gemeinden. Obwohl wir höchst inter­
essiert sind, weil solche Gemeinden oft sehr er­
tragreiche Fremdenverkehrsgemeinden sind. Wir 
wissen aber auch, daß die Großgemeinden in der 
Überbrückung der Finanzlöcher, die sich erge­
ben, auch sehr, sehr große Schwierigkeiten ha­
ben. 

Es ist vor kurzem in Wien der Plan aufge­
taucht, im Zusammenhang mit den Wohnbaumit­
teln, und zwar mit allen drei Fonds, daß auch 
der Wasserwirtschafts-Fonds auf die Bundeslän­
der einschließlich Wien in einem bestimmten 
Verhältnis — als Grundlage die Bevölkerungs­
zahl — aufgeteilt werden soll. Daß also die Gel­
der einfach global den Bundesländern zugewie­
sen werden und die Länder sozusagen nach 
ihrem eigenen Gutdünken auf Grund der not­
wendigen Beschlüsse und den notwendigen Pla­
nungen auch die Mittel des Wasserwirtschafts-
Fonds zu vergeben hätten. Das ist sicher ein 
sehr fruchtbarer Plan. Wir müssen aber genau 
wissen: 1. Reihenfolge und 2. wie finanzieren 
wir, und in welcher Form finanzieren wir, wo­
bei hier die Darlehen eine sehr entscheidende 
Rolle spielen werden, sehr billig verzinsliche 
Darlehen, natürlich auch die Überlegung, wie­
viel nehmen wir von der Wohnbauförderung 
für Wasser und Kanal, weil das ja alles eng-
stens zusammenhängt und untrennbar mitein­
ander verbunden ist. Den Luxus können wir uns 
doch nicht leisten, den wir auch schon einige 
Male erlebt haben in der Steiermark, daß wir 
irgendwo ein Wohnhaus fertig bauen und dann 
haben wir kein Wasser und keinen Kanal. Wenn 
dieser Plan Wirklichkeit wird •—• und es ist 
unter den Landeshauptleuten und Finanzrefe­
renten hier eine weitgehende Übereinstimmung 
—, so würden wir auch zu einer echten Lösung 
für die steirischen Pläne leichter kommen kön­
nen, vor allem, weil wir echte Realitäten vor 
uns hätten und uns danach ausrichten könnten. 

Sicher ist das ein ganz, ganz großes Aufgaben­
gebiet, dem wir uns nicht entziehen können und 
das wir wirklich mit allem Ernst angehen 
müssen. 

Darf ich noch zur planmäßigen Schotterge­
winnung etwas sagen: Eine entsprechende Ord­
nung wäre außerordentlich wünschenswert, aber 
hier sind vor allem die Gemeinden zuständig. 
Wir können niemandem verbieten, daß er auf 
seinem Grund statt Korn zu bauen Schotter ge­
winnt. Wohl aber hätten die Gemeinden die 
Möglichkeit zu verlangen, daß diese entstande­
nen Löcher, Schächte von der Luft aus gesehen, 
wieder zugeschüttet werden. Aber nicht mit Ma­
terial, das dann zur Verschmutzung des Grund­
wassers beiträgt, sondern mit reinem Material 
zugeschüttet werden. Ich weiß schon, wie schwie­
rig das ist. Die Gemeinden hätten hier Einfiuß-
möglichkeiten, aber sie werden kaum dazu kom­
men. Es wäre sicher interessant. Wir werden 
natürlich in den nächsten Jahren vor allem für 
die Autobahn und auch für unsere übrigen Stra­
ßen sehr, sehr viel Schotter noch brauchen, und 
es hat sich ja gezeigt, daß nicht mehr der Bruch­
schotter die tragenden Koffer unserer Straßen 
sind, daß der Rollschotter weitaus mehr dafür 
geeignet ist, das Wasser aufzunehmen oder es 
durchsickern zu lassen, daß diese neue Art der 
Beschotterung oder der Unterlage die bessere ist 
als der Bruchschotter. 

Und jetzt möchte ich ganz kurz noch ein 
paar sonstige Überblicke machen, wobei eines 
zu sagen ist. Die Arbeit und der Umfang un­
seres Landesbauamtes sind sehr beachtlich und 
sehr umfassend. Wir werden im Jahre 1966, 
wenn das Jahr zu Ende geht, rund 1,320.000.000 
Schilling verbaut haben über das Landesbau-
amt. Hier ist nicht miteingeschlossen die ganze 
Wohnbauförderung. Es ist ein beachtlicher Be­
trag, der hier in die Wirtschaft genossen ist, 
und zwar, wenn ich kurz sage, damit ich nicht 
das Land mit fremden Federn schmücke, für 
Bundesstraßen haben wir rund 300 Millionen 
Schilling zur Verfügung, für das Land 230 Mil­
lionen, insgesamt sind das 530 Millionen, für 
die Autobahn haben wir bisher 120 Millionen 
verbraucht, für den Brückenbau haben wir für 
Bundesbrücken 41 Millionen, für Landesbrük-
ken 19 Millionen, das sind insgesamt 60 Millio­
nen, für den Flußbau, Wasserversorgungsanla­
gen, alles in allem haben wir vom Bund 73 
Millionen, vom Land 35 Millionen, Interessen­
tenbeiträge 74 Millionen, insgesamt 182 Millio­
nen verbaut; Meliorationen-Bundesmittel 4 Mil­
lionen, Landesmittel 9 Millionen und Interessen­
tenmittel 9 Millionen, 22 Millionen; für den Lan-
des-Hochbau wurden 110 Millionen verbaut, für 
den Bundes-Hochbau 122 Millionen, für den Ma­
schinenbau 5 Millionen und für den Wohnhaus­
wiederaufbau werden bis Ende des Jahres 185 
Millionen verbaut sein, das ergibt den sehr re­
spektablen Betrag von 1,320.000.000 Schilling. 

Sie wissen alle, daß die Fachabteilung Ia des 
Landesbauamtes die technischen Angelegenhei-
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ten zu bearbeiten, die Amtssachverständigen zu 
stellen, Gutachten zu erstellen hat, daß hier 
sehr viele Kontakte, vor allem auch über die 
Reinhaltung der Gewässer mit den Industrien 
notwendig sind. Die Landes- und Ortsplanung, 
die ja nicht immer gut ankommt, doch aber eine 
wichtige Aufgabe darstellt, hat die fortlaufende 
Bearbeitung der Bodenwert- und Grundwasser­
karteien, der Gemeindemappen, 88 Evidenzmap­
pen in raumplanender Hinsicht und Pressedoku­
mentationen usw. Spezialaufgaben sind Entwick­
lung Graz, Turracherhöhe, Mitterndorfer Bek-
ken, Stubalpe sowie die Studien der transver­
salen Autobahn Linz—Sattledt, eine der großen 
und entscheidenden Verbindungslinien der Zu­
kunft. Ich werde es nicht mehr erleben, aber 
es müssen alle Vorsorgen getroffen werden, daß 
dieses große Vorhaben von Sattledt herein in 
das Ennstal, herunter über die Stubalpe bis 
nach Graz und weiter hinunter, diese große Ver­
bindung, die sich mit der Südautobahn treffen 
soll, gebaut wird. Jedenfalls muß laufend ge­
redet und Einfluß genommen werden, damit wir 
aus den Plänen, die als Zukunftspläne angese­
hen werden, nicht mehr herauskommen, sondern 
daß wir in diesen Plänen bleiben. 

Das wäre natürlich ein echter und großer 
Impuls, um auch dem West-—Ost-Gefälle 
irgendwie beizukommen. Die Studien, die hier 
notwendig sind, werden von dieser Abteilung 
gemacht. Letzten Endes sind die Fragen der 
Campingplätze und die Fragen des Arbeitspo­
tentials bis 1980 Fragen, die studiert werden 
in Zusammenarbeit mit dem Arbeitsamt und 
den zuständigen Stellen. Dann sind auch die 
Fragen des Raumes der Weststeiermark, der 
Kohlengebiete und all diese Dinge hier in Ar­
beit und mit auch der Bereich der Ortsplanung, 
der Flächennutzungspläne. Es haben bereits 27 
Gemeinden solche Pläne eingereicht. Es ist im­
merhin anzunehmen, daß unsere Raumord­
nungsgesetze doch auch langsam fruchtbar 
werden. 

Die Fachabteilung IIa hat den ganzen Stra­
ßenbau einschließlich des Autobahnbaues. Ich 
will Sie nicht mit Zahlen überschütten. Es sind 
eine ganze Menge von Baulosen, es sind wirk­
lich eine Unzahl von Baulosen, die bearbeitet 
werden müssen. Die Abteilung ist ausgezeichnet 
geführt und wir haben natürlich auch ständig 
mit Ärger reichlich zu tun, wenn man etwa an 
eine Straße denkt, die hier im Landtag immer 
wieder diskutiert wird, der Aufstieg von Trie­
ben auf den Hohentauern, das war wirklich eine 
leidvolle Straße. Sie ist jetzt fertig, aber auch 
entsprechend kostspielig. Über 60 Millionen hat 
dieses Baulos verschlungen. Gott gebe es, daß 
es keine Rutschung mehr gibt. Geplant ist es, 
ob es auch hält, werden wir ja sehen. Die gro­
ßen Umfahrungen, die heuer fertiggestellt wor­
den sind, Gratkorn, Grafendorf, Pinggau, Mit-
terndorf, sind sehr entscheidende und beachtliche 
Baugeschehen gewesen, die einen fließenden 
Verkehr wieder in einem weiteren Abschnitt er­
möglichen. Dann haben wir die Fachabteilung 

IIb: Brückenbau. Hier haben wir auch eine sehr 
schöne Arbeit hinter uns. Es sind insgesamt 
134 Brücken im Neubau, davon 69 Bundes- und 
65 Landesbrücken. Es sind übrigens außerdem 
noch 12 größere Instandhaltungen notwendig 
gewesen. Die Länge der einzelnen Brücken ist 
immerhin auch beachtlich. Jedenfalls hat der 
Bund 41 Millionen Schilling, wie ich schon ge­
sagt habe, und das Land 19 Millionen Schilling 
dafür aufgewendet. 

Die Abteilung l i la besorgt die großen was­
serbaulichen Aufgaben. Auch hier habe ich 
Ihnen schon gesagt, daß 500 Millionen Schilling 
allein für die Sanierung unserer Flüsse not­
wendig wären. Es hat ja zwischen Predlitz und 
Leoben der Pegelstand der Mur den Pegelstand 
von 1938 überschritten, daher auch die großen 
Schwierigkeiten, die wir heuer zu verzeichnen 
gehabt haben. Jedenfalls wird hier sehr viel 
gearbeitet. Wir leiden im allgemeinen an einem 
gewissen Mangel an Arbeitskräften, hier aber 
haben wir an Spezialarbeitskräften einen ganz 
echten Mangel. In diesem Zusammenhang wäre 
auch zu sagen, um wieder auf den Stand zu 
kommen, den wir notwendig brauchen, um un­
sere Bauaufsicht ausführen zu können, werden 
uns ja immer wieder Ratschläge gegeben, wir 
haben aber nicht nur auf die "Ratschläge gewar­
tet, sondern haben auch Handlungen gesetzt und 
haben uns bemüht, die Ingenieure, vor allem 
auch die jungen Ingenieure, gehaltlich anzuhe­
ben, so daß ihnen auch das Interesse für den 
öffentlichen Baudienst irgendwie nahegebracht 
wird, aber es ist gar nicht so entscheidend 
schwierig, einen Bau-Ingenieur zu bekommen, 
viel schwieriger noch ist es, einen mittleren 
Ingenieur zu bekommen. Diese mittleren Fach­
kräfte sind einfach nicht zu bekommen, dort 
haben wir die größten Schwierigkeiten. Eine der 
wichtigsten Aufgaben in der nächsten Zeit muß 
daher sein, das muß auch in diesem Zusam­
menhang gesagt werden, daß wir zu einer wei­
teren Baufachschule kommen, damit die Ausbil­
dung dieser mittleren Baukräfte in einem ent­
sprechenden Ausmaße vor sich gehen kann. Es 
ist nicht uninteressant, daß im Jahr 1938 auf 
der Technischen Hochschule genau soviel Stu­
dierende für den Hoch- und Tiefbau waren wie 
1966. Und wenn wir das Baugeschehen von 1938 
mit dem von heute vergleichen, dann ist die 
Diskrepanz offensichtlich und es ist klar, daß 
wir zu wenig Fachkräfte haben. 

Beim Landeshochbau sind immerhin auch 60 
Bauvorhaben im ganzen Land durchgeführt 
worden. Eine sehr schöne Aufgabe, und der 
Bundeshochbau, der vor allem mit den Mittel­
schulen, mit der Universität, mit den Techni­
schen Hochschulen und dem Ausbau der dor­
tigen Institute beschäftigt ist, das waren alles 
große und schöne Leistungen, die vollbracht 
werden konnten. 

Maschinenbau und Elektrotechnik: Hier konnte 
trotz des Standes von nur 20 Diplom-Ingenieu­
ren der Amt-Sachverständigen-Dienst in zwei-
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ter Instanz bewältigt werden. Hier geht es um 
die Lärmbekämpfung, Staubbekämpfung, Fern­
gasversorgung und all diese nicht unwichtigen 
Dinge und schließlich auch um die laufenden 
Kraftfahrzeug-Untersuchungen. 

Der Wohnhaus-Wiederaufbau, der uns ja ei­
nige Sorgen bereitet: Wir haben im heurigen 
Jahr wieder 29 Anträge eingebracht. Das Ge­
samterfordernis der noch ausständigen Wieder­
aufbau-Objekte, wobei wir unter uns sagen 
müssen, es ist längst schon das, was zerbombt 
ist, gebaut und erfüllt, aber die vielen zusätz­
lichen Wohnungen, die noch mit eingeplant 
sind in den Wiederaufbau, würden nicht weni­
ger als einen Betrag von 570 Millionen Schilling 
ergeben. 

Meine Damen und Herren! Der Umfang des 
Baugeschehens ist immer eine beachtliche Sa­
che und findet auch immer großes Interesse im 
Steiermärkischen Landtag. Ebenso aber auch in 
der Landesregierung. Ich hoffe, daß es uns ge­
lingt, durch die erhöhten Beträge, die wir nur 
hier in den verschiedenen Abteilungen des Bau­
amtes zu vergeben haben, einen echten Inve­
stitions-Stoß für das kommende Jahr zu er­
reichen. Der Schlüssel „Bauwirtschaft", der im­
mer wieder auch die notwendigen Mittel braucht, 
würde sicher noch viel, viel mehr, als ich Ihnen 
sagte, brauchen und verbrauchen können. Hof­
fen wir, daß wir in den kommenden Jahren 
ebenso glücklich die verschiedenen Bauabschnitte 
beginnen können wie das aus dem eigenen Bud­
get der Fall ist und wie es auch durch die Mit­
tel des Bundes im kommenden Jahr der Fall 
sein wird. Ich danke Ihnen. (Allgemeiner, leb­
hafter Beifall.) 

Präsident: Mangels weiterer Wortmeldungen 
zur Gruppe 6 erteile ich dem Herrn Berichter­
statter das Wort zum Schlußantrag. 

Abg. Buchberger: Hoher Landtag! Nachdem 
sich zur Gruppe 6 28 Abgeordnete des Hohen 
Hauses zu Wort gemeldet haben, erlaube ich 
mir ergebenst, auf das Schlußwort zu verzich­
ten. Ich darf den Herren Präsidenten bitten, 
über dieses Kapitel abstimmen zu lassen und 
darf Sie, meine Damen und Herren, ersuchen, 
Ihre geschätzte Zustimmung zu geben. 

Präsident: Wer den Ansätzen zu den Posten 
der Gruppe 6 zustimmt, möge ein Händezeichen 
geben. (Geschieht.) Die Gruppe 6 ist angenom­
men. 

Ich unterbreche jetzt die Sitzung auf eine 
Dreiviertelstunde, das ist bis 20.15 Uhr. 

Unterbrechung der Sitzung: 19.30 Uhr. 

Fortsetzung der Sitzung: 20.15 Uhr. 

Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sit­
zung wieder auf. Wir kommen zur Gruppe 7, 
„Öffentliche Einrichtungen und Wirtschaf tsför-

n derung". Berichterstatter ist Herr Abg. Josef 
i- Schrammel. Ich erteile ihm das Wort. 
n 
ti Abg. Schrammel: Hohes Haus! Die Gruppe 7 

des steirischen Landes-Budgets umfaßt die Auf­
gabenbereiche „Öffentliche Einrichtungen und 
Wirtschaftsförderung". Der Gesamt-Budget-Rah-

n men dieser Gruppe sieht 213,226.600 Schilling 
an Ausgaben, das ist ein Plus gegenüber 1966 

•- von 33 Millionen Schilling, und 54,808.500 Schil-
n ling an Einnahmen, das sind um 5,6 Millionen 
it Schilling mehr als 1966, vor. 

.t Bei den öffentlichen Einrichtungen fallen dem 
- Feuerwehrwesen 11 Millionen Schilling zu, um 
g 1,2 Millionen Schilling mehr als 1966, während 

die Tierheilanstalten mit 1,8 Millionen Schilling 
dotiert sind. Der Förderung der Land- und 

s Forstwirtschaft fällt in der Gruppe 7 sicher mit 
Recht besonderes Gewicht zu. Der Ausgaben-

ti rahmen ist hier mit 90,7 Millionen Schilling 
i rund um 8 Millionen Schilling höher gegenüber 

dem letzten Budget. Davon seien einige we-
r sentliche Posten angeführt: 

Für Meliorationen sind vorgesehen 12,4 Millio­
nen Schilling, wobei allein für Ent- und Bewäs­
serungen schon 10,4 Millionen Schilling, 1966 

;, waren es 9,2 Millionen Schilling, vorgesehen 
i sind. Agrarische Operationen 1,2 Millionen Schil­

ling, Seßhaftmachung und Sicherung von land-
i wirtschaftlichen Arbeitern, Pächtern und Klein-
e landwirten 6,4 Millionen Schilling, Forstauf-

schließungswegebau 1,2 Millionen Schilling, Auf­
baugebiete 3,7 Millionen Schilling. Mittel sind 

1 weiters vorgesehen für die Förderung der 
Forstwirtschaft, Zinsenbeihilfen für Darlehen 
zur Schaffung lebensfähiger bäuerlicher Fami­
lienbetriebe, Darlehen zur Mechanisierung, Bil-

i dungs- und Begabtenförderung in der Land­
wirtschaft, Anteile der steirischen Landes jäger­
schaft an der Landesjagdabgabe und anderes. 

I Neu ist die Post „Förderungsbeitrag für die 
l Errichtung einer Großmarkthalle in Graz", die 
l gemeinsam mit anderen Körperschaften und In­

stitutionen errichtet werden soll. 
j 

l Die Tierzuchtförderung ist mit 2,9 Millionen 
, Schilling dotiert, wovon jedoch 1 Million Schil­

ling für den Personalaufwand für die Bezirks­
tierärzte, und für die Bekämpfung von Tier-

i seuchen 0,6 Millionen Schilling aufgewendet 
L werden. 

Die Beiträge zu Güterwegbauten, Elektrifizie­
rungen und zum Bau von Seilwegen betragen 

; 15 Millionen Schilling. Die Almwirtschaft ist mit 
1 Million Schilling an Ausgaben veranschlagt. 

Für Besitzfestigungen sind 3,7 Millionen Schil­
ling vorgesehen. Anerkennenswert ist, daß für 
das bäuerliche Berufs- und Fachschulwesen um 
4 Millionen Schilling mehr veranschlagt sind als 
letztes Jahr, und zwar sind das 34,2 Millionen 
Schilling. Mit dieser bedeutenden Vorsorge soll 
der steirischen Landwirtschaft die Vorbereitung 
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und strukturelle Anpassung an den kommenden 
Wettbewerb im europäischen Raum erleichtert 
werden. Wenn die Menschheitsentwicklung wei­
ter so fortschreitet, wird in naher Zukunft schon 
die Landwirtschaft sicher der gesuchteste Beruf 
werden. Das Land Steiermark hat in seinem 
Haushalts-Voranschlag nicht nur auf Produk­
tions-, sondern auch auf marktfördernde Maß­
nahmen Rücksicht genommen. 

Hohes Haus! Zur Gruppe 7 zählt auch die 
Förderung der gewerblichen Wirtschaft. Mit 
einem Ausgabenrahmen von 12,9 Millionen 
Schilling erfährt dieser Abschnitt eine Erhö­
hung gegenüber 1966 von mehr als 2 Millionen 
Schilling, wobei die Hauptpost davon gewerb­
liche Darlehen in der Höhe von 9 Millionen 
Schilling — 1966 waren es 8 Millionen Schil­
ling — darstellen. Im Abschnitt „Allgemeine 
Verkehrsförderung" sind 4,5 Millionen Schilling 
Ausgaben vorgesehen, und zwar betragen der 
Beitrag an die Flughafen Graz-Betriebsgesell­
schaft 3 Millionen Schilling, Austrian Airlines 
Ausfallshaftung 360.000 Schilling und die Lan­
desleistung an die Fluglinie AUA 1,1 Millionen 
Schilling. 46 Millionen Schilling sind für die 
Fremdenverkehrsförderung, und zwar um 9 
Millionen mehr als im Vorjahr, vorgesehen. Da-

-mit-wuTdeder-besonderen-Bedeutungdes^rem-
denverkehrs auch im steirischen Landesbudget 
Rechnung getragen. So sind unter anderem vor­
gesehen: für den Fremden verkehrs-Investitions-
kredit 19,7 Millionen Schilling, für den Ausbau 
und die Erhaltung von Schwimmbädern und 
Badeseen 6,6 Millionen Schilling, um 1,9 Millio­
nen Schilling mehr als im vergangenen Jahr. 
Im Abschnitt Fremdenverkehr scheinen zwei 
neue Posten auf, das sind 4,4 Millionen Schilling 
für die Errichtung einer permanenten Renn­
strecke in Zeltweg und 1 Million Schilling für 
vorbereitende Maßnahmen zu den im Jahre 1970 
in Murau stattfindenden Nordischen Schi-Welt­
meisterschaften. 

Für den Ausbau und die Instandsetzung von 
Schutzhütten sind wie im Vorjahr 1,5 Millionen 
Schilling im Voranschlag eingebaut. Im Ab­
schnitt Förderung der Industrie scheinen um 
1,4 Millionen mehr als 1966 auf, wobei auf die 
Planung und Forschung besonderer Wert ge­
legt wird. Für die Behebung von Katastrophen­
schäden und den Katastrophendienst sind 10,6 
Millionen Schilling, eine Steigerung von 2,5 Mil­
lionen gegenüber 1966 vorgesehen. 

Hoher Landtag! Mit der Gruppe 7 hat sich 
der Finanz-Ausschuß eingehend befaßt, und ich 
habe die Ehre, dem Hohen Haus namens dieses 
Ausschusses die Annahme zu empfehlen. 

Präsident: Als erster Redner ist Herr Abge­
ordneter Karl Lackner vorgemerkt. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Abg. Karl Lackner: Hoher Landtag! Es ist für 
mich eine glückliche Stunde, daß ich das erste 
Mal im Hohen Hause als Bergbauer zu dem 

Kapitel 7 Landwirtschaft sprechen darf. Wir 
Bauern sind zwar gewohnt, daß wir in der Früh 
zu arbeiten anfangen, nicht erst, wenn der Fei­
erabend beginnt; aber wir sind auch gewohnt, 
Überstunden zu machen. Und daher ist es für 
mich genauso erfreulich, wenn wir auch mit der 
Landwirtschaft erst am Abend beginnen. Es 
möge nicht überheblich klingen, wenn ich sage, 
daß vielleicht gerade das Kapitel Landwirt­
schaft an erster Stelle stehen müßte, weil ge­
rade die Landwirtschaft diejenige ist, die die 
Voraussetzungen für alles Leben und alle Lei­
stungen erbringt, die in unserer Heimat ge­
schaffen werden. Aber wir Bauern sind ja im­
mer bescheiden und wollen uns selbstverständ­
lich immer den Gepflogenheiten anschließen. 

Es ist notwendig, daß nach dem Ablauf eines 
Jahres Rechenschaft gegeben wird, daß man ein 
bisserl Rückschau hält über die vergangenen 
Leistungen und zugleich einen Ausblick in die 
Zukunft über das, was zu geschehen hat. 

Das Bauernleben war seit vielen Jahren schon 
immer ein hartes, wenngleich früher die Zei­
ten viel ruhiger und viel ausgeglichener waren, 
wenngleich der Bauer früher in erster Linie 
nur für die Ernährung seiner Familie zu sorgen 

•-hatte, -so -ist—es-doch -immer - -so,—daß-e-r ~in~d©n-
immerwährenden Kreislauf der Natur hineinge­
stellt ist und mit all den Tücken und Kata­
strophen, die immer wieder über ihn herein­
fallen, fertig werden muß. Und jetzt kommt 
noch zu der Ernährung der Familie dazu, daß 
er jetzt genauso wie alle anderen Berufsstände 
in den internationalen Konkurrenzkampf mitten 
hineingestellt wird. Früher war es der Markt 
nach der Bauernbefreiung, der den Bauern 
echte Sorgen bereitet hat und jetzt kommt zu 
all diesen Fragen noch der internationale Kon­
kurrenzkampf dazu, was der Landwirtschaft 
deshalb besondere Sorgen bereitet, weil es für 
andere Berufsgruppen selbstverständlich ist, daß 
man ihnen eine Angleichüng ihrer Preise und 
des Einkommens an die Produktion und die 
Lebenshaltungskosten und die Anteilnahme am 
Wirtschaftswachstum zukommen läßt, was oft 
für die Landwirtschaft einfach nicht zu 
gelten hat. Und wenn es um Preiserhöhungen 
geht, die der Landwirtschaft dienen könnten, 
wird leider Gottes oft ein Politikum daraus. 
Es ist in der ländlichen Sozialpolitik daher noch 
nicht das letzte Wort gesprochen. Durch die 
Ungunst der wirtschaftlichen Bedingungen in 
der Preis-, Kredit- und Strukturpolitik sind auch 
für die bäuerlichen Menschen noch eine Reihe 
von sozialpolitischen Maßnahmen notwendig. Es 
gibt zwar jetzt in der modernen Zeit verschie­
dene sogenannte „gescheite" Menschen, die der 
Meinung sind, daß wir im Zeitalter der Atom­
energie die Bauern nicht mehr brauchen, die 
erforderlichen Lebensmittel werden wir auf in­
dustriellem Weg sicherstellen. Es gibt laufend 
Diskussionen, erst vor kurzem im Fernsehen 
war eine solche. Die Fragestellung war: Ist der 
Bauer ein Protektionskind oder ein Stiefkind? 
Und die Frau Nationalrat Rosa Weber von der 
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Sozialistischen Partei hat am 1. Dezember in 
ihrer Rede im Parlament gesagt, daß im Budget 
eine offene Hand für die Bauern zu bemerken 
sei, was nicht im Interesse der gesamten Be­
völkerung liegt. Ich möchte zu dem ganzen sa­
gen, es wäre" ungeschickt oder kindisch, wenn 
ich die Bedeutung des'Bauernstandes im Hohen 
Hause erklären würde, wir Steirer wissen sehr 
genau, was er bedeutet, aber die Leute, die be­
haupten, daß wir in Zukunft keinen Bauern 
mehr brauchen, sind meiner Meinung nach Nar­
ren, und den Leuten, die nicht wissen, ob der 
Bauer zu viel oder zu wenig kriegt, möchte ich 
sagen, der Bauer ist kein Ping-Pong-Ball, mit 
dem man herumschmeißt wie mit einem Spiel­
ball, sondern alles, was man dem Bauern gibt, 
ist nicht mehr und nicht weniger, als daß er 
seine Aufgaben, die ihm gestellt sind, erfüllen 
kann, die Ernährung des ganzen Volkes zu si­
chern. Und gerade der Bauer investiert gleich­
zeitig auch Milliarden Schilling, die wieder der 
gesamten Wirtschaft zum Nutzen kommen. 

Und wenn der Bauer seine Aufgabe für die 
Ernährung des Volkes sichern will oder soll, 
ist es eben notwendig, daß er entsprechende 
Unterstützung und entsprechende Mittel zur 
Verfügung gestellt bekommt. Der Bauer hat 
genauso wie alle anderen Berufsschichten un­
seres Landes ohne Unterschied von Beruf und 
Stand, vielleicht unter größeren Opfern als 
manch anderer Stand, am Wiederaufbau unserer 
Heimat mitgeholfen. Nur bleibt leider folgendes 
übrig, daß es dem Bauern nicht gegönnt ist, 
daß er den gleichen Anteil an den sozialen Er­
rungenschaften hat, wie es bei anderen Berufs­
ständen selbstverständlich ist. Es gibt keine ge­
regelte Arbeitszeit in der Landwirtschaft, das 
ist uns auch klar, während der Erntezeit gibt 
es keinen 8-Stunden-Tag, und es gibt auch die 
„5-Tage-Kuh" nicht, es gibt auch keinen ge­
regelten Urlaub, und die Bäuerin hat leider 
nicht das Glück, daß sie das Mutterschutzgesetz, 
das unsere Mütter wirklich maßgeblich schützt, 
in Anspruch nehmen kann. Die Landwirtschaft 
hat mit allen anderen Berufsständen, ob es die 
Arbeiter, die Industrie oder die Gewerbetrei­
benden sind, im Jahre 1945 ganz den gleichen 
Ausgangspunkt gehabt. Wir sind praktisch vor 
nichts gestanden. Den Bauern haben sie das 
letzte Vieh teilweise aus dem Stall getrieben, 
die Werks- und Industriehallen sind leer ge­
wesen, da ist nichts mehr drinnen gewesen, die 
Arbeiter haben in notdürftigen Baracken an­
fangen müssen, wir haben alle miteinander ganz 
von Grund auf anfangen müssen, und wir dür­
fen mit Stolz feststellen, daß es der Landwirt­
schaft trotz der schwierigen Bedingungen ge­
lungen ist, in der kurzen Zeit nicht nur die 
Ernährung fast zur Gänze zu decken, sondern 
sogar wesentliche Produkte zu exportieren, die 
wiederum der Gesamtwirtschaft wertvolle De­
visen bringen. Wir wollen aber auch nicht un­
dankbar sein. Wir nehmen dankend zur Kennt­
nis, daß die Marktordnungsgesetze verlängert 
worden sind, die für uns eine Lebensfrage sind 
und wir nehmen dankend zur Kenntnis, daß die 

Mittel im „Grünen Plan" wieder gesichert sind. 
Aber ich darf auch noch weiter feststellen, 
durch die Initiative verantwortlicher ÖVP-Poli-
tiker konnten wir auch für den Bauernstand 
eine Reihe von sozialen Errungenschaften erzie­
len. So z. B. wurde schon im Jahre 1929 die 
Unfallversicherung geschaffen, die das Risiko 
von Arbeitsunfällen auf die gesamten Betriebe 
der Landwirtschaft aufteilt und die wir uns 
selbst zahlen, und zwar durch den Beitrag des 
Grundsteuer-Meßbetrages, der zur Zeit 420.— 
Schilling beträgt. (Unverständlicher Zwischenruf 
des Abg. Dipl.-Ing. DDr. Götz.) Das sind ver­
antwortliche Agrarpolitiker gewesen, habe ich 
gesagt. (Abg. Scheer: „Politiker der ÖVP hast 
g'sagt!") Ja, das ist eben jetzt der moderne Aus­
druck dafür. 

Durch das Familienbeihilfengesetz vom Jahr 
1954 konnten auch die bäuerlichen Familien in 
den Genuß der Familienbeihilfen kommen, was 
die Arbeitnehmer in der Land- und Forstwirt­
schaft schon seit 1949 hatten. Und diese Fami­
lienbeihilfe ist für die kinderreichen Bauern­
familien natürlich ein besonderer und ganz we­
sentlicher Vorteil. Einen Teil zu diesem Fonds 
zahlt auch die Landwirtschaft selbst, ebenfalls 
wieder aus dem Grundsteuermeßbetrag in der 
Höhe von 125 Prozent, aber den weitaus grö­
ßeren Teil bezahlt uns der Staat. 

Im Jahre 1958 wurde die landwirtschaftliche 
Zuschußrente ins Leben gerufen, die auch einen 
wertvollen Beitrag gerade für die Berentung 
der kleinen Betriebe darstellt. Aber was viel­
leicht noch mehr ins Gewicht fällt bei dieser 
landwirtschaftlichen Zusatz-Rente, das ist die 
Heilfürsorge, die unserer schwer überarbeiteten 
Bäuerin und unseren Bauern zugutekommt, da­
mit sie wieder Kraft und Erholung finden kön­
nen. 

Eine nicht mehr wegzudenkende Hilfe und 
Einrichtung sind die Familienhelferinnen, die 
oft unter viel Verzicht auf das eigene Ich einen 
wahren Samariterdienst leisten. Heuer waren 
76 Familienhelferinnen im ganzen Land be­
schäftigt. Diese Aktion wurde seit dem Be­
stehen des Mutterhilfswerkes, welches durch die 
Initiative der Landeskammer für Land- und 
Forstwirtschaft errichtet worden ist, durch Frau 
Nationalrat Dr. Beyer und der Caritas, Diözese 
Seckau im Jahre 1960 ins Leben gerufen. Seit 
dem Bestehen konnte in 120.000 Arbeitstagen 
notleidenden Familien geholfen werden. 

Erwähnt sei auch noch die Bauernkranken­
kasse, die zwar selbst noch ein bißchen krank 
ist, aber ich bin überzeugt, (Abg. Ileschitz: „Wir 
werden schon helfen, daß sie gesund wird." — 
Landesrat Wegart: „Glaubt das nicht, er hat 
selbst genug Sorgen!") — Bravo —, daß auch 
die Bauernkrankenkasse etwas Erfolgreiches 
werden wird, vor allem dann, wenn wir auf 
die Unterstützung und das Verständnis unserer 
Ärzte rechnen dürfen, das ist das Entscheidende. 

Wenn gerade im heurigen Jahr bei verschie­
denen Sparten der Landwirtschaft wie z.B. beim 
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Vieh, Holz usw. echte Absatzschwierigkeiten 
aufgetaucht sind, so ist das ein lebendiges Bei­
spiel, wie notwendig wir ein Arrangement zur 
EWG brauchen. Aber nicht nur deshalb, weil 
wir unsere Überschußprodukte absetzen wollen, 
sondern weil davon die Aufrechterhaltung der 
Vollbeschäftigung und überhaupt die weitere 
Aufwärtsentwicklung unserer Volkswirtschaft 
abhängt. 

Als der Herr Staatspräsident Podgorny in 
Österreich war, hat er ja nicht allzu viel Freude 
gezeigt an dem Anschluß, aber ich bin der Mei­
nung (Abg. DipL-Ing. DDr. Götz: „Denk an die 
Staats-Raison!"), es gibt ein altes Sprichwort, 
das hat sehr viel Wahrheit in sich: Nur mit 
dem Wollen folgt die Tat. Und wenn halbwegs 
ein guter Wille vorhanden ist, so muß es mög­
lich sein, daß man zwischen den Schranken der 
Neutralitätsverpflichtung, zu der wir uns selbst­
verständlich bekennen, denn der Bedarf zum 
Kriegführen ist für uns gedeckt. Außerdem 
hat's eh keinen Sinn, weil wir so jeden verspie­
len. Da werden wir uns gar nicht mehr den Kopf 
zerbrechen. (Heiterkeit, lebhafter Beifall.) Also 
müssen wir zwischen den Schranken und den 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten hindurch wirk­
lich einen Weg finden, daß wir unsere Agrarpro-
dukte absetzen können. 

Beim Viehabsatz besteht die Hauptschwierig­
keit darin, daß unser Hauptabsatzland Italien 
ist und heuer haben wir praktisch erlebt, daß 
die Italiener einen Abschöpfungsbetrag verlan­
gen von derzeit 2,80 Schilling pro Kilo Lebend­
gewicht und 5.— Schilling für Fleisch, und da­
zu verlangen sie noch 16 Prozent Zoll, das heißt, 
daß es mit dem Viehexport vorbei ist. Diese 
Hürde können wir nicht überspringen. Und was 
das für den Bauern bedeutet, das kann sich je­
der ohne Unterschied von Beruf und Stand aus­
denken, wenn der Bauer die Einnahme nicht 
kriegt, mit der er rechnet. Außerdem ist da noch 
eine große Gefahr dabei, denn dadurch, daß wir 
jetzt so eine Stockung mit dem Vieh haben, 
werden die Bauern logischerweise mehr Kälber 
schlachten und weniger aufziehen, was in der 
weiteren Folge dann wieder wahrscheinlich die 
Ursache ist, daß man nachher wieder zu wenig 
hat. Wir haben am Schweine-Sektor das schon 
sehr reichlich erlebt. Um all diesen Dingen 
endlich einmal ausweichen zu können, ist es 
notwendig, daß wir Beispielen anderer Agrar­
staaten folgen und daß eine intensive Markt­
forschung betrieben wird. Und zwar auf allen 
Sparten. Der Herr Landesrat Dr. Niederl wird 
darüber sicher noch ausführlich sprechen. 

Am Holz-Sektor ist eine ähnliche Situation. 
Wir sind ein Holzausfuhrland und unsere Ab­
nehmer sind wieder die Italiener und Deutsch­
land. Wenn wir jetzt den jährlichen normalen 
Einschlag rechnen und dazu noch unglücklicher­
weise 1,4 Millionen fm Katastrophenholz, so ist 
das für die Forstwirtschaft eine ganz gewaltige 
Belastung. Es muß daher alles unternommen 
werden, daß wir diese Belastung der Forstwirt­

schaft irgendwie beseitigen können. Weil wir 
jetzt gerade beim Holz sind, muß ich ein biß­
chen „außigrasen", wie man so sagt. Und zwar 
im Zusammenhang mit den Katastrophen. Der 
Herr Abg. DDr. Götz hat in seiner Generalrede 
das Thema schon angeschnitten, daß Überschlä­
gerungen usw. unter Umständen eine Ursache 
der Katastrophe sein könnten. Vielleicht, ich bin 
allerdings anderer Meinung. Es ist immer so im 
Leben, wenn irgendwo etwas passiert, dann muß 
einer daran schuld sein. Man nimmt das sehr 
leicht an. Man sagt, das Holz wird herunter­
geschlagen, der Boden kann kein Wasser mehr 
aufnehmen, das Ganze rinnt herunter und das 
Hochwasser ist fertig. Das ist so eine Volks­
schulrechnung. In Wahrheit ist es aber nicht so. 
Wenn die Bauern etwas tiefer in die eiserne 
Sparkasse haben greifen müssen, so ist die Ur­
sache die, weil der Bauer gezwungen war, die 
Schlägerungen vorzunehmen, um überhaupt 
seine Investitionen zu decken, um überhaupt 
Schritt halten zu können. Aber im gleichen Maß 
sind immer wieder Aufforstungen erfolgt. Die 
Landjugend ist da beispielgebend gewesen, ich 
weiß nicht, wieviel tausend Pflanzen gesetzt 
worden sind, also diese Wunden, die verheilen 
schon wieder. Die Ursache dieser Katastrophen, 
glaube ich, suchen wir nicht beim Bauern und 
nieht beim Wald, sondern die liegen vielleicht 
doch wo anders. 

Es kann sein, daß ich weiße Mäuse sehe, aber 
die ganzen Atomversuche unter der Erde, auf 
der Erde oder in der Stratosphäre, die sind 
nicht von ungefähr, die bringen schon alles ein 
wenig aus dem Gleis. Denn wenn das nicht 
stimmen würde, dann wäre die Hagelabwehr 
auch für die Katz. Und es wäre besser, wenn 
sich die ganz gescheiten Leute den Kopf mehr 
zerbrechen würden, ob nicht die die Ursache der 
ganzen Katastrophen sind, die da einfach so 
über uns hinweggehen. 

Wegen dem Holz möchte ich noch sagen, ich 
bin kein Waldbauer, das muß ich zu meiner 
Rechtfertigung sagen, weil man immer sagt, die 
haben es schön, die sogenannten „Mercedes-
Keuschler". (Heiterkeit.) Das ist aber auch nicht 
so, liebe Freunde! Sicherlich kriegt man einen 
schönen Ertrag brutto, wenn man ein paar hun­
dert Meter Holz hackt, aber wenn man die 
Werbungskosten wegrechnet und wenn man 
überlegt, daß es 100 Jahre braucht, bis die 
nächsten Bäume wieder zum Schlagen sind, das 
auf die 100 Jahre aufteilt, dann wird man sehen, 
daß gar nicht so viel drinnen ist, weil die ganzen 
Aufforstungskosten auch wieder getragen wer­
den müssen. Und wenn das wirklich stimmen 
würde, daß die Forstwirtschaft soviel trägt, dann 
müßte der- Herr Landesfinanzreferent so eine 
dicke Brieftasche haben, denn er ist der Referent 
der Landesforste. 

Auf jeden Fall hat die Forstwirtschaft eine 
große wirtschaftliche Bedeutung, aber wir dür­
fen nicht glauben, daß die was weiß ich für 
Kapitalisten sind. Es hat jeder seine echten 
Sorgen und seine echten Schwierigkeiten. 
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Es würde natürlich viel zu weit führen, wenn 
ich die ganzen Probleme aufzählen würde, die 
uns in der Landwirtschaft bedrücken. Aber wenn 
wir die Sorgen und die Nöte der Landwirt­
schaft bewältigen wollen, dann darf das nicht 
ein Anliegen der Bauern allein sein, sondern 
das ist ein Anliegen des ganzen Volkes (Beifall), 
genauso wie das Bergarbeiterproblem kein An­
liegen der Bergarbeiter, sondern auch im glei­
chen Sinne ein Anliegen des ganzen Volkes ist. 
(Beifall.) 

Und ich möchte jetzt als Bergbauer ein sehr 
ernstes Wort sprechen. Uns Bergbauern und 
Bergarbeiter verbindet eine Schicksalsgemein­
schaft, uns oben am Berg und die Kumpel — 
das kann ich nicht gut sagen, weil ich keiner 
bin, aber es heißt so — unter dem Berg. Beide 
haben seit vielen, vielen Jahrhunderten, die 
Kumpel unter den schwierigsten Bedingungen 
angefangen, das Erz oder die Kohle abzubauen 
und haben damit die kleinsten Voraussetzungen 
geschaffen für die ganz große Industrialisierung. 
Und die Bergbauern oben am Berg und die 
Bauern überhaupt am Land waren diejenigen, 
die unter den gleichen großen Schwierigkeiten 
mit der Rodung unserer Heimat begonnen haben 
und so ein Kulturland geschaffen haben. Und 
daher verbindet uns eine Schicksalsgemeinschaft, 
und wenn diese Menschen die Voraussetzungen 
geschaffen haben, so muß es Ehrensache sein, 
daß auch das ganze Volk uns echt hilft. (Beifall). 
Über das echte Helfen — darüber ist schon 
geredet worden heute — hat ja die Bundes­
regierung bereits ein praktisches Beispiel ge­
bracht, und zwar in der Frage des Katastrophen­
gesetzes. Sicherlich sind die Bauern vielleicht 
die Meistbetroffenen an diesen Katastrophen, 
aber indirekt trifft es alle, sind alle mit daran 
beteiligt, und da ist der Geist von Raiffeisen 
dabei: Alle zusammenhelfen, alle werden ihr 
Scherflein dazu beitragen, und gemeinsam 
können wir viel leichter mithelfen, diese 
Katastrophen wieder zu beseitigen. Tragisch ist 
nur das, was wir nicht mehr gutmachen können, 
die Menschen, die dabei ihr Leben lassen muß­
ten. Aber es muß wirklich da der Geist der 
Ingenieure noch ein bißerl mehr auf Draht sein, 
bei der ganzen Bauweise, kreuz und quer werden 
die Wege gebaut, und man denkt oft nicht, daß 
das oben hinunterrutscht, wenn man da irgend­
wo hineinfahrt in einen Steilhang. Jedenfalls 
muß da nicht nur der Steuerzahler mit seinem 
Scherflein dazu beitragen, sondern auch der 
Ingenieur mit seinem Geist, daß das richtig und 
sinnvoll gemacht wird. 

Jetzt möchte ich noch kurz einen Blick in 
die Zukunft machen. Genauso wie die Industrie, 
das Gewerbe, ja sogar die Kirche sich auf die 
neue Zeit ausgerichtet haben, genauso gilt das 
auch für uns in der Landwirtschaft. Die soge­
nannte Vielfelderwirtschaft muß der Vergangen­
heit angehören. Früher hat es so gepaßt, als der 
Bauer nur die Ernährung für seine Familie 
sicherstellen hat müssen, aber jetzt ist es nur 
eine gewaltige Arbeitsbelastung, und da auch 

wieder für die Bäuerin im besonderen, und 
bringt einen geringeren Ertrag. Die Landwirt­
schaftsbetriebe der Steiermark — und das gilt 
für ganz Österreich — müssen sich je nach 
Lage und Klima umstellen und spezialisieren, 
Spezialprodukte erzeugen, weil man diese Spe-
zialprodukte viel leichter an den Mann bringen 
kann. Man kann ruhig sagen: Alles für seine 
Majestät, den Kunden. Die Landeskammer für 
Land- und Forstwirtschaft hat auf dem Gebiet 
durch ihren Beratungsdienst, durch die Umstel­
lungsgebiete schon sehr fruchtbringend gewirkt. 
Und unsere Landjugend, auf die wir alle stolz 
sind, ist bereits bahnbrechend auf dem Gebiet. 
Nachdem aber die ganze Umwälzung, in der 
wir uns befinden, viel mehr Geist und viel mehr 
Wissen verlangt, ist es notwendig, daß es in 
Zukunft selbstverständlich ist, daß jeder Bauer 
eine Fachausbildung hat. Und es ist auch weiter 
notwendig, daß soviel als möglich bäuerliche 
Kinder studieren. Es ist gestern bei der Schul­
debatte von irgend einem Kollegen der Sozia­
listischen Partei gesagt worden, es sind leider 
Gottes nur 8 Prozent studierende Arbeiter­
kinder. Ich muß sagen, ich gratuliere, meine 
Herren, bei uns sind es nur 2 Prozent. Das muß 
noch besser werden, damit der agrarische Geist 
und die agrarische Gesinnung noch viel mehr 
im Volk verankert wird. 

Die Technik und der Fortschritt bringen nicht 
nur Bequemlichkeit, sondern auch viele Ge­
fahren, und das fordert daher wesentlich mehr 
Wissen. Und die Bildungsstätten, ausgehend von 
St. Martin, der Geist vom Hofrat Steinberger 
hat uns schon lange den Weg dazu gezeigt. Ich 
will jetzt nicht überheblich sein, aber die 
Bauern des Ennstales sind beispielgebend auf 
dem Gebiet der Erzeugung von Qualitätspro­
dukten, die Bauern des Ennstales sind seit vielen 
Jahren im internationalen Konkurrenzkampf 
erfolgreich. Um hochwertiges Zucht- und 
Schlachtviel und Molkereiprodukte auf den 
Markt zu bringen, wurde auf dem Gebiet der 
Seuchenbekämpfung in der Steiermark — ich 
danke dafür der Landesregierung, dem Referen­
ten Landesrat Niederl, dem Herrn Landeshaupt­
mann und allen, die mitgeholfen haben — eine 
Pionierarbeit geleistet. Wir dürfen mit Stolz 
feststellen, der gesamte Rinderbestand der 
Steiermark ist bangfrei. Und Bang ist eine 
schwere wirtschaftliche Niederlage für den be­
troffenen Bauern und auch für den Menschen 
äußerst gefährlich. Außerdem werden ab dem 
nächsten Jahr periodische Untersuchungen nach 
der Rinder-Tuberkulose durchgeführt, wo vor­
aussichtlich 480.000 Rinder untersucht werden. 
Veterinärpolizeilich sind die Voraussetzungen 
geschaffen, und ich muß euch sagen, meine 
Bauern, jetzt ist es an euch gelegen, die Initiative 
zu ergreifen und alles, was nur möglich ist, 
herauszuholen. 

Die größte Sorge aber, die uns überhaupt 
bedrückt, ist die schwer überlastete und über­
arbeitete Bäuerin. Es ist nicht nur unsere vor­
nehme Aufgabe — fangen wir noch höher an 
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— aller verantwortlichen Agrarpolitiker, aller 
Politiker, es ist auch Aufgabe und Verpflichtung 
des Bauern selbst, daß er mithilft, daß die 
Bäuerin nicht in Arbeit erstickt, sondern daß 
die Seele des Hauses an Körper und Geist 
gesund bleibt. Im Rahmen der Hauswirtschafts­
förderung liegen zur arbeitsmäßigen Entlastung 
unserer Bäuerin die Schwerpunktmaßnahmen in 
der Verbesserung der Technisierung des Haus­
haltes, damit wenigstens ein bißerl mehr Frei­
zeit herausschaut, damit sie Erholung finden 
kann und daß sie sich um das vielleicht wert­
vollste irdische Kleinod überhaupt, um unsere 
Kinder, kümmern kann. 

Wenn ich anfangs gesagt habe, das Bauern­
leben ist hart und schwer, so sind wir uns dessen 
bewußt. Das wird in Zukunft nicht anders sein. 
Wir müssen auch bereit sein, in Zukunft Opfer 
zu bringen. Und wenn wir diese Opfer mit dem 
Geist, mit der Idee Raiffeisens verbinden, eine 
große Gemeinschaft schließen und diesen Geist 
der Gemeinschaft wahren, starke Genossen­
schaften bilden, dann werden wir ohne weiters 
in der Lage se in . . . (Landesrat Sebastian: „Da 
wird der Peltzmann keine Freude haben!") Da 
hat er eine Freude (Landesrat Peltzmann: „Da 
muß ich dem Kollegen Sebastian Recht geben!") 

Es ist auch notwendig, daß wir den christ­
lichen Glauben nicht verlieren, weil es gerade 
der christliche Glaube war, der den Bauern die 
vergangenen Jahrhunderte hindurch über so 
manche Stürme hinweggeholfen hat und auch 
die Bauern zu einer verschworenen Gemeinschaft 
zusammengefügt hat. Und wenn uns das gelingt, 
dann bin ich überzeugt, daß auch der Bauer im 
nächsten Jahrtausend seine Aufgabe erfüllen 
wird. (Allgemeiner Beifall) 

Präsident: Ich erteile Herrn Abg. Schaffer das 
Wort. 

Abg. Schaff er: Hohes Haus, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Bei der Budget-
Debatte im Vorjahr hat der Herr Abg. Hof­
bauer mit Entsetzen festgestellt, daß vor ihm 
13 Redner in der Gruppe 7 kein einziges Wort 
zum Fremdenverkehr gesagt haben. Ich freue 
mich, daß heuer in der Gruppe 6 schon wieder­
holt der Fremdenverkehr ewähnt wurde. Auch 
ich möchte ganz kurz dazu Stellung nehmen. 

Der Handelsverkehr Österreichs weist in die­
sem Jahr keine besonders glückliche Entwick­
lung auf, wiewohl wir auch wieder einen Ex­
portanstieg zu verzeichnen haben. Stärker als 
die Exporte stiegen jedoch unsere Warenein­
fuhren, so daß bis zum Ende des Jahres das 
Handels-Passivum eine von uns nicht erwartete 
Rekordhöhe erreicht haben wird. Es steht Wohl 
außer Frage, daß wir uns sehr anstrengen 
müssen, die Warenausfuhr zu steigern, um ein 
weiteres Ansteigen dieses Passivums ausschließen 
zu können. Nicht weniger wichtig und viel be­
deutungsvoller ist jedoch für uns, daß sich unser 
Fremdenverkehr weiterhin aufwärts entwickelt. 
Mit dem erzielten Devisenüberschuß können wir 
das Handelspassivum einigermaßen abdecken. 

Bekanntlich war im Jahr 1962 das Handels­
passivum aus dem Devisenüberschuß aus dem 
Fremdenverkehr noch zu 97 Prozent gedeckt. In 
den folgenden Jahren fiel das Deckungsausmaß 
auf 90 bzw. 92 im vergangenen Jahr sogar auf 
84 Prozent zurück. 

Wie die Dinge nunmehr liegen, wird das dies­
jährige Außenhandelsdefizit durch Reisedevisen 
nicht einmal mehr zu 70 Prozent abgedeckt 
werden. Um den Devisenüberschuß aus dem 
Fremdenverkehr zu vergrößern, müßten wir 
nicht zuletzt einen lauten Appell an unsere Mit­
bürger richten, ihren Urlaub in ihrer Heimat 
zu verbringen, um unsere Deviseneinnahmen 
nicht überflüssigerweise durch wachsende De­
visenausgänge für Reisen nach dem Ausland 
zu belasten. (Landesrat Gruber: „In der Tages­
post haben wir von einer Aktion der ÖVP für 
Italien gelesen!") In Jugoslawien freut man sich 
sehr, daß man auf eine 30 prozentige Steigerung 
zurückblicken kann. Österreich kann es sich als 
Fremdenverkehrsland gewiß nicht leisten, (Lan­
desrat Gruber: „Die ÖVP hat für die alten 
Leute eine Urlaubsaktion in das Ausland geleitet. 
Der Fremdenverkehrsreferent ist Verlagsdirektor 
bei der Tagespost!") — Herr Landesrat, — ich 
weiß das und wir alle wissen das — den Aus-
landsreiseverkehr-durch-gesetzliehe Maßnahmen 
oder durch andere Zwangsmaßnahmen zu ver­
hindern. Unsere Mitbürger müssen sich aber 
der Tatsache bewußt sein, daß unser Lebens­
standard gefährdet wird, wenn wir nicht für 
einen Ausgleich unserer Zahlungsbilanz sorgen. 
Wir müssen aber auch bedenken, daß aus vielen 
Ländern keine Reisenden zu uns kommen, in 
die unsere Mitbürger aber wohl unsere Devisen 
hinaustragen. In diesem Jahr werden es unge­
fähr 4 Milliarden Schilling sein, das ist jener 
Milliardenbetrag, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, der uns abgeht, um das Passivum 
zu decken. Österreich steht als Fremdenver­
kehrsland mit allen anderen Fremdenverkehrs­
ländern, auch mit jenen hinter dem Eisernen 
Vorhang in einer scharfen Konkurrenz oder in 
einem scharfen Wettbewerb. Wir stehen 
leistungsmäßig gegen diese Länder keineswegs 
zurück, denn wir bieten bei gleichem Aufwand 
keineswegs weniger als dort geboten wird, ab­
gesehen davon, daß wir für unsere Mitbürger 
und für unsere Freunde im Ausland über eine 
vielfältige, reizende und waldreiche Landschaft 
verfügen. Und das bei besten klimatischen 
Bedingungen. 

Meine Damen und Herren! Man verlangt von 
unserem Gast- und Beherbergungsgewerbe, daß 
es mehr Komfort biete; wiewohl die Steiermark 
sich keineswegs am Hauptstrom des Fremden­
verkehrs befindet und die Ertragslage unserer 
Fremdenverkehrsbetriebe bedeutend ungünstiger 
ist als jene des Westens oder jene des Aus­
landes, ist auch bei uns sehr viel geschehen. 
Nur wissen das manchmal unsere Landsleute 
nicht. Wir wollen noch mehr bieten, doch dazu 
müssen uns unsere lieben Mitbürger in die Lage 
versetzen. Sie müssen vor allem dazu beitragen, 
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daß unsere Beherbergungs-Kapazität stärker als 
bisher ausgeschöpft wird. Vielerorts ist die Be­
herbergungs-Kapazität kräftig ausgebaut worden 
und die Verpflegs-Kapazität hinkt derart nach, 
daß die Verpflegung der Gäste in eine ernste 
Gefahr geraten ist. Im Durchschnitt ist hier in 
der Steiermark jedes Fremdenbett — es ist ja 
besorgniserregend — nur bis zu 90 Tage im Jahr 
besetzt. Dies ist begreiflicherweise zu wenig, 
um einen Ertrag zu erzielen, der zu einem wei­
teren Ausbau und zu einer größeren Leistung 
notwendig ist. 

Ich habe schon oftmals erwähnt und immer 
wieder die Bitte an die Verwaltungsbehörden 
gerichtet, bei der Verleihung von Konzessionen 
auf die Küchenführung eine besondere Achtung 
und Rücksicht zu nehmen. Wir können nicht 
Fremdenverkehrswirtschaft betreiben, meine 
Damen und Herren, ohne dem Fremden das zu 
geben, was er sucht, ein gemütliches Heim, ein 
gutes Essen und ein gutes Bett. Wir dürfen 
nicht vergessen, daß die Ansprüche unserer 
Gäste mit jedem Tag größer werden und ich 
glaube, keiner von uns will im Urlaub schlechter 
leben als zu Hause. 

Und nun noch ein Wort zur Fremdenverkehrs­
gesinnung. In der Welt ist der Österreicher als 
der gastfreundliche, zuvorkommende und ge­
mütliche Mensch bekannt. Halten wir uns daran, 
diesen Ruf nicht nur zu erhalten, sondern ver­
stärken wir ihn durch unsere Jugend. Und ich 
glaube, hier könnte die Lehrerschaft entscheidend 
mithelfen. Mehr Öffentlichkeitsarbeit hätte ein­
zusetzen, um jeden Mitbürger davon zu über­
zeugen, daß nicht nur die Wirte und Hoteliers 
den Nutzen aus diesem Wirtschaftsfaktor haben, 
sondern alle, wie wir in diesem Lande hier 
leben. 

Man hat dem Fremdenverkehr in verschiede­
nen Kreisen nicht immer jene Bedeutung bei­
gemessen, die ihm wirklich zukommt. Nun aber 
sieht man, daß es nur der Fremdenverkehr sein 
kann, um die passive Zahlungsbilanz auszuglei­
chen. Das Land Steiermark hat durch Einsetzung 
erhöhter Beträge im Budget für die verstärkte 
Werbung seinen Beitrag dazu geleistet. Ich muß 
anerkennen, daß der Hohe Landtag den Belan­
gen der Fremdenverkehrswirtschaft Verständnis 
entgegengebracht hat und entgegenbringt, aber 
es liegt auch an der Bevölkerung, mehr Ver­
ständnis für die Erfordernisse unserer Volks­
wirtschaft aufzubringen, von der sie letzten 
Endes lebt und zu deren Schwächung sie aber 
beiträgt, wenn sie ihr Geld, das sie schließlich 
hier verdient, nicht auch hier ausgibt. (Beifall.) 

Präsident: Ich erteile Herrn Abg. Zagler das 
Wort. Dann kommt Herr Dipl.-Ing. Fuchs. 

Abg. Zagler: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! Ich habe vor mir eine Menge Unter­
lagen liegen, Sie brauchen aber keine Angst zu 
haben, daß ich alle zur Verlesung bringen werde. 
Vielleicht wäre es gut, wenn ich es täte, denn es 
geht dabei wirklich um ein sehr ernstes Problem. 

Wenn ich mich zum Unterabschnitt 78 „För­
derung der Industrie" zu Wort melde, dann des­
halb, weil ich mich vor allem den Ausführungen 
meines Kollegen Lackner anschließen möchte, 
der von Bergbauern sprach, ich selbst aber 
vom „Bergbau" spreche. 

Ich glaube, der Kohlenbergbau bedarf genau 
so einer Sanierung wie die Landwirtschaft. Das 
ist eine Notwendigkeit. 

Die Landwirtschaft hat schon seit Jahren den 
Grünen Plan, in dem festgehalten ist, was an 
Nahrungsmitteln in Österreich gebraucht wird 
— für manche vielleicht unverständlich — aber 
auch was überproduziert wird. Wir brauchen 
diese Überproduktion zumindest in Notzeiten. 

Dasselbe trifft auch bei der Kohle zu. Wenn 
ich bis 1945 zurückblende und noch weiter, dann 
muß ich feststellen, daß nach jeder Katastrophe, 
die über Österreich hereinbrach, letzten Endes 
die Kohle der Grundenergieträger war, der uns 
wieder wirtschaftlich auf die Beine geholfen 
hat. Die Kohle war notwendig. 

Im Jahre 1945 waren alle Berufssparten, 
Postangestellte, Wissenschafter, Lehrer usw. zu 
uns in die Gruben gekommen, um Kohle zu 
gewinnen und damit aber auch sich selbst ihr 
Essen zu erwärmen. Damals war Österreich 
von der Außenwelt abgeschnitten. Ich möchte 
aber weiters aufzeigen, daß wir nach 1945 noch 
zweimal in eine Situation kamen, in der wir 
die Kohle sehr notwendig brauchten. Einmal 
war es jene Zeit, als die Suez-Krise eintrat. 
Damals standen wir kurz davor, wieder 
zu den Bergarbeitern gehen zu müssen, um zu 
bitten, daß sie Sonntagsschichten verfahren. Es 
sind sogar einige Sonntagsschichten verfahren 
worden, um die Wirtschaft und Industrie vor 
dem Erliegen zu retten, da kein ausländisches 
Öl hereinkam. 

Die zweite Situation ergab sich durch den 
harten Winter 1962. Kurz vorher war es wieder 
einmal so weit, daß nach verschiedener Ansicht 
die Bergbaubetriebe reif zum Schließen waren. 
Dann schickte uns der Wettergott oder Petrus 
— ich weiß das nicht genau, denn ich war noch 
nie oben — den kalten Winter 1962. Ein über­
mäßiger Frost, der die Donau zum Zufrieren 
brachte, verschneite Pässe auf denen nichts her­
eintransportiert werden konnte, waren die Folge. 
Damals waren wir froh, daß wir fast eine Mil­
lion Tonnen Feinkohle auf Lager liegen hatten, 
um überhaupt in Österreich Energie zu erzeugen. 

Ohne Kosten zu scheuen, die ein LKW-Trans­
port erfordert, sind zu jener Zeit vom weststei-
rischen Revier LKWs mit Kohle beladen über 
den Packersattel Tag und Nacht gefahren, dazu 
kam noch der Kohlentransport mit der Bahn, 
um das Kraftwerk in Zeltweg zu speisen. Dies 
deshalb, um nicht die Industrie zum Erlahmen 
zu bringen und um genug Energie erzeugen zu 
können, damit die Wirtschaft nicht irgendwo 
schweren Schaden erleidet. 
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Ich möchte der Hoffnung Ausdruck geben, 
daß der Schein nicht trügt und daß wir uns auf 
steirischem Boden einig sind, unseren Energie­
träger nicht aufgeben zu können. 

Das Problem selbst muß aber auch noch von 
einem zweiten Gesichtspunkt aus betrachtet 
werden. Die Steiermark fördert ca. siebzig Pro­
zent der österreichischen Kohle. Daher ist es 
zumindest erforderlich, daß wir von der Steier­
mark aus einen gemeinsamen Weg gehen. 

Ich gebrauche den Ausdruck nicht gerne, aber 
es gab schon einmal eine Zeit, wo es hieß „fünf 
vor zwölf". Wir befinden uns aber nicht mehr 
„fünf vor zwölf" sondern bereits „zwei vor 
zwölf". Es hatte ja schon tatsächlich den An­
schein, daß die Bergbaubetriebe geschlossen 
werden müssen, — ich werde später nochmals 
darauf zurückkommen. 

Man hat Prüfungen angestellt und bei all 
diesen übersehen — und da sind wir uns auch 
einig —, daß das Kohlenproblem kein wirtschaft­
liches, sondern schon mehr ein politisches wurde. 

Menschen haben für einen Energieträger, den 
wir selbst nicht im genügenden Ausmaß be­
sitzen, Propaganda gemacht. Vielleicht hätten -
diese dabei besser verdient? 

Wir Betriebsräte und Gewerkschafter haben 
ein ganzes Paket Unterlagen ausgearbeitet, das 
wir den Prüfungen gegenüberstellten und die 
Beweise und Gegenbeweise erbrachten. Wir 
müssen die Kostenrechnung durchgehen und 
dabei möchte ich aber noch folgende Feststellung 
machen: Man müßte in erster Linie diejenigen 
Menschen und ihr Schicksal in den Vordergrund 
stellen, die dazu beitrugen, daß wir wirtschaft­
lich heute in Österreich so gut dastehen. — Es 
sind dies die Bergarbeiter. 

Ich möchte dazu noch sagen, an der Spitze 
steht die Landwirtschaft, sie sorgte für unsere 
Ernährung. An zweiter Stelle kommen aller­
dings schon die Bergarbeiter. 

Ich glaube die Bergarbeiter haben der In­
dustrie — sei es der verstaatlichten oder 
privaten — Milliarden Schillinge gebracht, da­
mit auf- und ausgebaut werden konnte. 

Wir wollen für all dies keinen Lohn, wir 
wollen auch keinen Dank; aber als Bergarbeiter 
können wir wenigstens einen gesicherten Ar­
beitsplatz verlangen. (Beifall.) 

Man spricht heute viel von Arbeitsplatzbe­
schaffung und Industriegründungen. Bis heute 
konnte ich jedoch noch nicht konkret in Er­
fahrung bringen, wo eine Industrie bei uns ge­
gründet wird und welche Industrie aufgezogen 
werden könnte. 

Zur Schaffung eines Arbeitsplatzes sind nach 
überschlägiger Berechnung ca. 250.000 bis 280.000 

Schilling notwendig. Wenn man diese Beträge 
auf die Kohle umlegen würde, könnten dabei 
weit billigere Arbeitsplätze sichergestellt und 
der Kohlenbergbau in seiner derzeiten Größe 
aufrecht erhalten werden. 

Tausende von Bergarbeitern hätten die Sicher­
heit, ihre Arbeitsplätze zu behalten. Diese Ar­
beitsplätze könnten um Vieles billiger finanziert 
werden als eine neue Industrie, von der heute 
noch nicht bekannt ist, welche es sein soll. 
Eisen? Die haben wir ziemlich ausgebaut. Wir 
haben Produktionen, die wir exportieren müssen. 

Auch alle übrigen Sparten sind ziemlich aus­
gelastet. 

Und nun zur Kohle. Dazu möchte ich hier sa­
gen, daß es auf diesem Sektor fast komisch an­
mutet, daß wir in Österreich ca. zehn bis elf Mil­
lionen Jahrestonnen verbrauchen, und in Öster­
reich aber bisher nur 5,4 Millionen förderten. 

Ich glaube, bei einiger Überlegung dürfte es 
keine Schwierigkeiten bereiten, die einheimische 
Kohle in Österreich unterzubringen. Wir müssen 
zur Eigenproduktion noch einführen. Aus die­
sem Grund glaube ich, daß wir alle zusammen 
und im besonderen die Bergarbeiter ein Recht 
darauf haben, daß die Arbeitsplätze in den Koh­
lengruben erhalten bleiben. Dies würde zum 
Nutzen der gesamten österreichischen Bevölke­
rung sein. 

Wenn natürlich bewußt eine Propaganda be­
trieben wird, dies besonders durch Rundfunk 
und Presse, wobei die Kohle als schwarzer Bal­
last hingestellt wird — alle anderen Propagan­
daausdrücke möchte ich gar nicht aufzählen — 
dann muß jeder die Überlegung anstellen, ob die 
Kohlenproduktion nicht doch zum Erlahmen 
kommt. 

Manche Firma hat sich nicht aus finanziellen 
Gründen auf Öl umgestellt, sondern der Propa­
ganda wegen. Diese bewußt geleitete und in die 
Bevölkerung hinausgetragene Behauptung, daß 
es in einigen Jahren mit der Kohle Schluß sei, 
hat auch dazu beigetragen, daß es mit dem Berg­
bau so weit gekommen ist. 

Ein Bergbau ist nicht so beschaffen, wie ein 
Laden oder eine Schuhhandlung, die man für 
14 Tage schließen und dann wieder aufsperren 
kann. Wenn eine Kohlengrube einmal geschlos­
sen ist, ist aus ihr dann kein Energieträger mehr 
zu gewinnen. Die Aufschließung allein in der 
heutigen technischen Zeit würde ein Vielfaches 
der Offenhaltung kosten. 

Ich glaube, es wäre ein Verbrechen, wenn wir 
die Kohle als Energieträger zum Versiegen brin­
gen. 

In Notzeiten würden wir sie bestimmt wieder 
notwendig brauchen. 
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Wenn in der bewußten Propaganda immer 
wieder von einer guten Wasserführung in den 
letzten Jahren gesprochen wird, dann muß ich 
feststellen, diese ist nicht schuld an dem Koh­
lenproblem. 

Man braucht nur zu bedenken, daß Österreich 
ca. 22 Milliarden kWh Strom erzeugt und ver­
braucht. 

Durch Wasserkraft — also Speicher- und 
Laufwerke — werden davon nur 16 Milliarden 
kWh erzeugt, so daß noch immer sechs Milliar­
den kWh Wärmestrom von anderen Energie­
trägern erzeugt werden müssen. 

Wie schaut diese Zusammensetzung der Ener­
gieträger für die sechs Milliarden kWh aus? Sie 
müssen auf alle Fälle erzeugt werden, weil sie 
in Österreich nötig sind. Für diese sechs Milliar­
den liefert die österreichische Kohle zwölf Pro­
zent. Für 50 Prozent wird zur Erzeugung aus­
ländisches Öl herangezogen und der Rest inlän­
disches. 

Ich möchte hier auf alle Fälle feststellen, daß 
wir unbedingt einen Energie- und Wirtschafts­
plan für Österreich brauchen. Als sozialistische 
Abgeordnete haben wir diesbezüglich schon 
einen Antrag eingebracht. 

Es müßten vor allem zuerst die Wasserkräfte 
genützt, dann aber unbedingt die heimischen 
Energieträger zur Stromerzeugung herangezo­
gen werden. Zum Spitzenausgleich soll man 
dann ausländisches Heizöl verwenden. 

Ich glaube, daß ich jetzt über die grundsätzli­
chen Angelegenheiten gesprochen habe. Kohlen­
bergbau, Landwirtschaft und Bundesheer 
möchte ich auf einen Nenner bringen. 

Die Landwirtschaft brauchen wir dringend für 
unsere Ernährung. 

Das Bundesheer soll unsere Grenzen schützen. 
Ob für dieses die Anschaffungen gemacht wer­
den müssen, die bisher getätigt wurden, darüber 
ließe sich streiten. 

Kollege Lackner hat den schönen Ausspruch 
getan, er will lieber neutral bleiben, da wir noch 
jeden Krieg verspielt haben. 

Ich selbst bin auch überzeugt, daß uns die 
beste Ausrüstung nichts nützt. 

Wir brauchen ein Heer. Es ist uns aufgezwun­
gen worden und dazu stehe auch ich. Aber wir 
müssen mit ihm nicht diesen Aufwand treiben, 
wie er zum Teil betrieben wird, das möchte ich 
hier ganz offen aussprechen. 

Wenn zur Sicherung der Neutralität und un­
serer Wirtschaft drei Prozent vom Wehr-Bud­
get hergenommen würden, dann könnte der 
Bergbau ohne jede Schwierigkeit weiterbetrie­
ben werden. 

Daß wir in Zukunft auch unsere Kohle brau­
chen, darüber, glaube ich, sind wir Steirer uns 
auch einig. Unsere Kohle muß nur richtig ein­
gesetzt und verfeuert werden und zwar die Fein­
kohle als Grundlastträger für die Elektrizitäts­
wirtschaft. 

Wie hat man aber bisher gearbeitet? 
Ich muß sagen, viele tragen die Schuld, daß 

es mit dem Bergbau so weit gekommen ist. Auch 
auf steirischem Boden bestand bisher keine 
Einigkeit. 

Bergbauförderungen wurden gegeben, wie 
kamen diese aber zur Verteilung. Als Beispiel 
zeige ich nur die Verteilung der Bergbauförde­
rung 1965 auf. Sie ist sehr interessant: 

I m gesamten wurden 43,5 oder 43,6 Millionen 
Schilling als Bergbauförderungsmittel ausge­
schüttet. Tauchen erhielt davon 16 Millionen 
Schilling, obwohl nur neun Millionen gefordert 
wurden. Bei der Aussprache, als es um die För­
derung ging, war ich selbst dabei. Tauchen ist 
eben ein Privatbetrieb und da kann man nichts 
machen. 

Dabei wird Tauchen bestimmt geschlossen. In 
meiner Anwesenheit versprach Minister Doktor 
Bock Tauchen 24 Millionen Schilling, wenn ge­
schlossen wird. 

Wenn ich der Besitzer dieses Betriebes wäre, 
der kaum sein Auskommen hatte, für die Schlie­
ßung aber 24 Millionen Schilling bekomme, dann 
müßte ich ein fester „Pumperer" sein, wenn ich 
dieses Geschäft nicht einginge. So günstig kann 
ich nie mehr zu Geld kommen. (Beifall.) Das sind 
Tatsachen. 

Und nun zur Lakop. Auch sie ist ein Sorgen­
kind. In der Notzeit als Österreich dringend 
Kohle brauchte, erhielt der Besitzer von allen 
verantwortlichen Stellen die Zustimmung zur 
Abtäufung des Schachtes. Daß der Betrieb dann 
in Schulden kam und daß derzeit schwierige Ab­
baumöglichkeiten vorhanden sind und wir einen 
Kohlenpreis haben, der jeder Beschreibung 
spottet, und man dann den Betrieb einfach zu­
sperrt und sagt aus, Schluß, ist verständlich. 

Man verfiel aber gar nicht auf den Ausdruck 
„zusperren", sondern man wählte eine andere 
Ausdrucksform, man sagte das Kochler-Flöz 
schließen. Das ist das schönere, denn von dem 
anderen Flöz ist eh nix da. 

Solche Ideen hat man. 3,5 Millionen Schilling 
bekam man dafür an Bergbauförderungsmitteln. 

Und nun der deutliche Unterschied bei der 
Verteilung zwischen Tauchen und Lakop: Tau­
chen bekommt 16 Millionen Schilling Förde­
rungsmittel mit 440 Beschäftigten und die La­
kop mit 1600 Beschäftigten bekommt nur 3,5 
Millionen. Dabei müßte man annehmen, daß 
ein Eigentümer in erster Linie auf seinen eige­
nen Betrieb schaut. 

Als nächsten Betrieb möchte ich den Bergbau 
Habisch anführen: Der Betrieb liegt im Pölfin-
gergebiet. Dort waren einige zwanzig Menschen 
beschäftigt. Man sagt, daß der Betrieb wegen 
Altersschwäche geschlossen wird. Dieser Betrieb 
bekam 1,3 Millionen Schilling. 

Ich möchte zwar nicht allzu sehr über die stei-
rischen Grenzen hinausschauen, doch von einem 
Bergbau will ich noch reden. Es ist dies der 
Bergbaubetrieb Hohe Wand und gehört der 
NEW AG. Er wurde in jener Zeit aufgemacht, da 
bei anderen von Schließung gesprochen wurde. 
20.000 Tonnen beträgt die Jahresförderung. So­
weit ich informiert bin, wurden in diesen Berg­
bau bisher fast 300 Millionen Schilling hineinge­
steckt. Daß dort die Tonne Kohle ziemlich was 
kostet, ist mir auch klar. Trotzdem stellte man 
im Jahre 1965 nochmals 300.000 Schilling Berg­
bauförderung zur Verfügung. 



766 19- Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode — 13., 14., 15. und 16. Dezember 1966 

Bleiburg bekam 4,5 Millionen Schilling, Mit­
terberg 1,5 und Grünbach — wieder ein staats-
eigener Betrieb — 16,7 Millionen für die Schlie­
ßung. Obwohl, das muß gesagt werden, im Berg­
bauförderungsgesetz wortwörtlich verankert ist, 
daß für Schließungskosten nur jene Beträge 
herangezogen werden dürfen, die für Förderung 
nicht aufgebraucht wurden. 

Mit diesem letzten Betrag ist die Bergbau­
förderung 1965 zu Ende. Übrig und -ohne Berg­
bauförderung ist jenes Land geblieben, das ca. 
70 Prozent der österreichischen Kohle fördert. Es 
ist dies das Land Steiermark mit den Bergbau­
betrieben Fohnsdorf und Bergla-Pölfing. Diese 
beiden haben nichts bekommen, für sie erklärte 
man, daß sie sich selbst erhalten müssen. Man 
bedachte aber dabei nicht, daß man dadurch, 
wenn man diesen beiden Betrieben nichts gibt, 
auch die Eisenindustrie schwer gefährdet. 

Ich könnte noch eine Anzahl von Beispielen 
aufzeigen, wie unterschiedlich vorgegangen 
wurde. Ich habe genaue Unterlagen, die sehr in­
teressant sind. 

Wir hatten zum Beispiel einen Bergbaubetrieb 
in der Wieser Gegend. Er gehörte einem Herrn 
Rudolf Pfeiffer; ca. 80 Menschen waren dort be­
schäftigt, seine Kohle hatte er abgesetzt und an­
gebracht. (Landeshauptmann Krainer: „Zagler, 

- das-istei-n-Luit-gesehäf-tr^?eden- wir -nichts- darü— 
ber.") 

Wohl, sprechen darüber, reden wir darüber, 
es ist ein sehr interessantes Gebiet. Interessan­
terweise und überraschenderweise sagte man, 
zusperren, sogar in der Abwesenheit des Besit­
zers. 

Vom Betriebsleiter und Betriebsrat verlangte 
die Oberste Bergbehörde die Schließung des Be­
triebes. 

Dazu selbst wäre vielleicht noch nichts zu sa­
gen. Aber die Schließung erforderte einen Ko­
stenaufwand, den der Besitzer bis heute nicht 
refundiert bekam. Er bekam nur einen Teil. 

Hierzu möchte ich sagen, daß sehr viele Briefe 
geschrieben wurden — ich habe die Unterla­
gen —. Jedenfalls sehr viel schrieb die ÖVP. 
Abgeordnete der ÖVP des Wahlkreises haben 
sich eingesetzt und haben dem Minister Bock 
geschrieben, wir halten das politisch nicht aus, 
zahlt den Pfeiffer aus. Dr. Bock hat mit keinem 
Ohrwaschel gewackelt. Der Minister Bock läßt 
die steirische ÖVP, wenn es nach Wiener Prin­
zip geht, wegsterben. Das geht aus den Unterla­
gen hervor. 

Wir haben ein Kohlenkomitee gegründet, auf 
steirischer Ebene sind wir uns einig, ich bin 
aber heute nicht sicher, ob es in Wien genauso 
ausschaut. 

Wir haben Erklärungen des Landeshauptman­
nes da und ich glaube, daß er sie echt und 
wahrheitstreu aussprach und daß es stimmt, 
was er zu uns sagte. Ich muß aber feststellen 
und in Zeitungen lesen, daß Bock erklärte „Was 
geht mich das an, was der Landeshauptmann 
dort verspricht." (Abg. Karl Lackner: „Er wird 
schon noch drauf kommen.") 

Bis heute weiß ich noch nicht, wo die Wahr­
heit liegt. Werden wir weiterarbeiten, müssen 

wir in dieser ungewissen Situation noch immer 
mit unseren Kumpeln bangen, oder müssen wir 
tatsächlich schließen? 

Ich möchte hier nicht noch auf mehr einzelne 
Probleme eingehen. Eines steht aber fest, ein 
Beamtenkomitee hat vom grünen Tisch aus eine 
Feststellung gemacht, vielleicht aus wirtschaft­
lichen Gründen und damit man vielleicht ein 
paar Schilling dabei mehr verdient? Oder haben 
einzelne Personen Interesse daran? Jedenfalls 
lag es bei dem Beamtenkomitee fest, daß der 
Karl-August-Schacht mit 31. März 1967, daß der 
Wozizky-Schacht mit 31. März 1969 und Pölflng-
Bergla auch mit 31. März 1967 geschlossen wer­
den. 

Kein Wort stand in dem Bericht, wie die Men­
schen weiter untergebracht werden sollen. 

Wenn dieses Problem nur strukturmäßig be­
trachtet wird, so haben mehr als die Hälfte der 
Bergarbeiter im guten Glauben, daß der Berg­
bau ein sicherer Arbeitsplatz sei, Eigenheime 
gebaut und Eigentumswohnungen gekauft. 
Heute ist es so weit, daß man den Kumpeln den 
Rat geben müßte, ihren Eigenheimen Unterteile 
anzubauen, mit denen sie es dann weiterziehen 
können. So sieht die Situation aus. 

Wir müssen unter allen Umständen den Men­
schen in den Vordergrund stellen. Wir müssen 

- tet-erster Linie -den -Bergbau aufrechterhaiten 
und Pölfing wird noch Jahrzehnte laufen. Es 
sind in diesem Bergbau immerhin noch sechs 
Millionen Tonnen abbauwürdige Kohle. 

Fohnsdorf wird auch noch eine jahrzehnte­
lange Lebenszeit haben, dort sind noch 20 bis 
40 Millionen Tonnen Kohle vorhanden. 

Anders sieht es im Köflacher-Revier aus. Dort 
stehen wir vor der Tatsache echter Auskohlung. 
In ca. drei Jahren wird ein Betrieb, der vor 
rund sechs Jahren noch 1400 Beschäftigte hatte 
und bereits auf 300 absank, zur Gänze durch 
Auskohlung zum Erliegen kommen. 

Wir haben bereits im Bezirk 1600 Pendler, 
vor wenigen Jahren waren es noch 1000, einige 
hundert hatte der Bezirk immer, weil die Spe-
zialfacharbeiter oft nur in Graz usw. eine Ar­
beitsstätte in ihrem Fach finden. Aber durch die 
Schlammkatastrophe stieg die Zahl der Pendler 
dann auf 1600. 

Im Bezirk Deutschlandsberg liegt die Zahl bei 
4000, dort gibt es praktisch nur den einzigen 
größeren Betrieb Pölfing-Bergla, wenn auch 
dieser geschlossen würde, wären es noch weit 
mehr. 

Ich könnte daher die Industrieförderung sehr 
bejahen. Aber dann dort, wo sie echt am Platze 
ist. Ich glaube in erster Linie in jenen Gebieten, 
wo die Auskohlung bevorsteht und auch in je­
nen Gebieten, wo kleinere Bergbaubetriebe mit 
20, 30, 80 und hundert. Beschäftigten zum Erlie­
gen kamen. 

In diesen Gebieten muß getrachtet werden, 
neue Industrien hinzubringen. Vor allem auch 
deswegen, um die nachwachsende Jugend mit 
Arbeitsplätzen versorgen zu können, damit sie 
nicht ebenfalls zu Pendlern werden. 

Das Grenzland mit neuen Industrien zu ver­
sorgen ist am notwendigsten, aber es muß auch 
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echt getrachtet werden, Ersatzindustrien in Berg­
baugebieten, die vor der Auskohlung stehen, an­
zusiedeln. 

Bis heute konnte ich nicht in Erfahrung brin­
gen, welche Industrien und in welcher Größen­
ordnung angesiedelt und ausgebaut werden sol­
len. 

Es ist uns nicht geholfen, wenn wir Industrien 
unterstützen, die ein Geschäft wittern. Es gibt 
auch auf diesem Sektor Aaasgeier, vielfach auf 
dem privaten Sektor. Die werden von verschie­
denen Seiten unterstützt. (Abg. Fuchs: „Vorsicht 
was Sie reden!") 

Da brauche ich keine Vorsicht haben, wir ha­
ben genug Beispiele. Innerhalb von ein oder 
zwei Jahren gehen sie in Konkurs oder in den 
Ausgleich, die Arbeiterschaft steht letzten Endes 
wieder ohne Arbeitsplatz da. Mit solchen Be­
trieben ist uns nicht geholfen und gedient. Wir 
müssen mit Betrieben rechnen können, die auch 
tatsächlich eine Zukunft haben. 

Ein Beispiel möchte ich in diesem Zusammen­
hang aufzeigen. 

In Kärnten bot sich eine Firma an, eine In­
dustrie zu errichten und zwar eine Erzeugungs­
firma für Spezialbohrer, die bisher in Österreich 
nicht erzeugt werden. Der Vertrag wurde abge­
schlossen. Man hat gebaut, die Lizenz wurde 
aber an die Steyr-Werke verkauft. 

Mit 1. Jänner 1967 wird die Firma ihre Pro­
duktion aufnehmen, aber was erzeugt sie? Das­
selbe was der staatseigene Betrieb Ferlach auf 
der anderen Seite des Berges erzeugt. Man 
bringt dort wohl 200 Bergarbeiter von der La-
kop unter, aber auf der anderen Seite muß man 
unter Umständen 200 Metallarbeiter entlassen. 
Niemand nimmt darauf Rücksicht. 

So wird unserer eigenen Wirtschaft Schaden 
zugefügt. Mit solchen Dingen ist uns nicht ge­
holfen. 

Wir müssen echt trachten — Bund, Land und 
Gemeinden sind ja dafür zuständig —, daß In­
dustrien angesiedelt und Arbeitsplätze beschafft 
werden, aber nur solche, die für die Arbeiter 
im allgemeinen und in erster Linie für die frei­
werdenden Bergarbeiter eine Zukunft haben. 

Abschließend möchte ich nochmals wieder­
holen: Energieplan — Grundlast-Fahren mit 
Kohle auf kalorischer Basis und Heizöl nur zum 
Spitzenausgleich verwenden, da wir dieses ja 
letzten Endes gegen Devisen einführen müssen. 

Wir können unseren Fremdenverkehr noch so 
viel fördern, wenn wir auf der anderen Seite 
immer so einkaufen, daß es uns zum Schaden 
gereicht, dann werden wir auch mit den Gel­
dern des Fremdenverkehrs nicht mehr imstande 
sein, die Löcher zu stopfen und werden in Zu­
kunft noch mehr Staatsschulden bekommen. 

Bei allen Überlegungen heißt es aber in erster 
Linie den Menschen in den Vordergrund zu stel­
len und die Schwierigkeiten rechtzeitig zu er­
kennen. 

Ich hoffe, daß sich doch noch früh genug 
Menschen einigen und zusammenfinden, die das 
Gute verteidigen. 

Eines möchte ich noch sagen, wir Bergarbei­
ter haben ein Anrecht auf einen gesicherten 

Arbeitsplatz und der Bergarbeiter wird diese 
Ansicht auch mit aller Vehemenz verteidigen. 

Ich weiß nicht, ob es mit den 140 Millionen 
Schilling stimmt, die uns als Bergbauförderung 
zugesichert wurden, mir fehlt nämlich noch der 
Glaube. Ich glaube zwar unserem Landeshaupt­
mann, ob er aber stark genug gegen Wien ist, 
ob er auch dort durchkommt, da bin ich noch 
nicht so sicher. 

Hoffentlich wird er nicht über den Semmer-
ring zurückgebeutelt. (Landesrat Wegart: „Die 
haben ihn schon öfters gebeutelt!") 

Wir jedenfalls werden in Zukunft alles auf's 
Tapet bringen. Wie es hieß, Tauchen würde ge­
sperrt, war ich einer derjenigen, die sofort da­
gegen auftraten. Man hat dann diese Schließung 
zurückgenommen, obwohl die Beschäftigten be­
reits die Kündigung in der Hand hatten. Die 
Kündigung wurde hinausgeschoben. Allerdings 
werden wir Tauchen nicht retten können, wenn 
man für die Schließung solche Geldgeschenke 
angeboten bekommt. Dieses Geschäft würde 
nämlich jeder angehen. Ich bin überzeugt, daß 
auch ich es angehen würde. 

Alle anderen Betriebe brauchen wir aber zur 
Sicherung unserer Neutralität in Österreich. Es 
könnte sonst wieder einmal vorkommen, daß 
wir durch eine Katastrophe zum Erliegen kom­
men, oder zumindest knapp daran vorbeigehen. 

Wenn die Ernährung und Energie nicht gesi­
chert ist und wir sie eines Tages nicht mehr ha­
ben, dann werden wir als Staat nicht weiter­
leben können. Glück auf. (Beifall.) 

Präsident: Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Fuchs 
hat das Wort. 

Abg. Dipl.-Ing. Fuchs: Hoher Landtag, meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin 
eigentlich gekommen, um zum Kapitel 76 und 
78 Allgemeine Verkehrsförderung und Förde­
rung der Industrie zu sprechen. Es ist aber, 
glaube ich, doch in Anbetracht dessen, was der 
Kollege Zagler eben von hier aus gesagt hat, not­
wendig, zumindest eine ganz kleine Anmerkung 
zu machen. Der Herr Kollege Zagler — und ich 
verstehe seine ehrlichen Bemühungen und ich 
sehe auch seine wirkliche innere Not, aus der 
er herausspricht und seine Bestrebungen für die 
Bergleute, das will ich ihm alles hier zugute 
halten. Aber, Herr Kollege Zagler, Sie tun den 
Bergarbeitern keinen guten Dienst, wenn Sie 
mit Pauschalverdächtigungen gegen alle die vor­
gehen, die möglicherweise in diesen Gebieten 
einen Betrieb gründen können. (Abg. Zagler: 
„Nicht mit Pauschal Verdächtigungen, ich habe 
gesagt einzelne!") Nein, Sie haben gesagt, wir 
kennen schon die Aaasgeier, die dann kommen. 

Sie haben auch weiters gesagt, Sie möchten 
einmal wissen, wo eine Industrie ist, die dort 
aufmacht. Ich bitte, bei einigen Kollegen ihres 
Klubs nachzufragen, es gibt Industrien, die sich 
in diesen Gebieten niederlassen, und ich kenne 
einen Betrieb, der bereits in Graz — zugegebe­
nermaßen noch nicht viele — Bergleute ein­
schult. Es ist also wirklich in diesem Zusammen­
hang nicht notwendig, daß man solche Demago-
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gie treibt, daß man hier sagt, die Aasgeier. Na­
türlich gibt es überall ordentliche Leute, und es 
gibt überall auch andere. (Abg. Zagler: „Ich 
habe genau getrennt!") 

Aber, Herr Kollege Zagler, es ist immer besser, 
das Positive zuerst zu sehen und dann das Nega­
tive. Denn nur gemeinsam werden wir das 
Problem lösen. 

Sie sind mir mit dem. Negativen zuerst ge­
kommen. Und wenn Sie sich erinnern an die 
Landtagsdebatte vor einigen Wochen, da haben 
wir gemeinsame Beschlüsse gefaßt, und ich 
glaube nicht, daß es zweckmäßig ist, in diesem 
Zusammenhang dann von privaten Aaasgeiern 
zu reden. (Zwischenruf von der SPÖ „Wer sich 
betroffen fühlt!") 

Wer sich betroffen fühlt, jawohl. Das ist eine 
sehr passende Bemerkung. Ich möchte mich 
freuen, wenn der Kollege sich wenigstens mel­
den würde, der das gesagt hat. Ich bin gern be­
reit, nachher darüber zu sprechen, mit Vergnü­
gen. (Präs. Afritsch: „Mit dem Säbel oder mit 
dem Revolver?" — Abg. Pölzl: „Nein, mit dem 
Geist!") 

Nein, ich glaube, das wird nicht notwendig 
sein. (Präs. Afritsch: „Das war gar nicht so bös 
gemeint!") 

Herr Präsident, ich bin der letzte, der hier in 
dieser Angelegenheit die Dinge zu ernst nimmt. 
Nur können Sie mir wirklich nicht zumuten, 
daß ich sitzenbleibe und zuhöre, wenn man von 
den privaten Aaasgeiern spricht in einer Ange­
legenheit, wo sowohl die verstaatlichte als auch 
die Privatindustrie zusammenhelfen müssen, um 
die Strukturprobleme zu lösen. Ich glaube, in 
dem Zusammenhang soll man überhaupt nur 
schauen, das Positive zu sehen und nicht von 
Haus aus kommen und sagen, was weiß man, 
wie das wird. (Beifall ÖVP.) Ich bin bestimmt 
ein friedlicher Mensch. (Abg. Zagler: „Warum 
muß man immer polemisieren! Haben wir nicht 
schon Fälle genug erlebt, wo Geld hineingebut­
tert worden ist und Arbeitsplätze sind keine ge­
blieben?") 

Herr Kollege Zagler, es gibt Gutes und 
Schlechtes auf allen Seiten. 

Es ist etwas anders herausgekommen. Ich 
möchte wirklich nicht hier mich in einen Streit 
einlassen, sondern ich wollte nur feststellen, daß 
wir schon von uns aus, soweit es uns anlangt, 
alles tun werden, was notwendig ist. 

Im Kapitel 76 ist, wie der Berichterstatter be­
reits erwähnt hat, die Allgemeine Verkehrs­
förderung enthalten, und hier sind fast 4.5 Mil­
lionen Schilling eingesetzt. Von diesen 4.5 Mil­
lionen Schilling bekommt 1,100.000 Schilling die 
AUA als Landesleistung, sowie eine Ausfallshaf­
tung für die Fluggesellschaft von 360.000 Schil­
ling. Diese Beträge sind erfreulich, und wir sind 
sehr froh, daß w'ir auch in Graz einen gewissen 
Anschluß an das internationale Flugnetz gefun­
den haben. Auf der anderen Seite wäre aber 
gerade im Zusammenhang mit diesen Ziffern zu 
vermerken, daß die AUA Graz etwas stiefmüt­
terlich behandelt. 

Das erste Flugzeug, das aus Wien in Graz ein­
trifft in der Früh, ist um 9.20 Uhr in Graz und 

bringt eigentlich keine Passagiere von Maschi­
nen, die aus irgendwelchen europäischen Staa­
ten oder von anderen Flugplätzen am selben 
Tag gestartet sind. Noch dazu läuft sie parallel 
mit dem neuen Städte-Schnellverkehr, der zur 
selben Zeit, nämlich um 9.28 Uhr, in Graz ein­
trifft. Es gibt dann ein Maschine, die um 9.50 
Uhr nach Linz und Frankfurt startet, und es ist 
hier schon vom Herrn Landesrat Bammer das 
letzte Mal diese Fluglinie besonders erwähnt 
worden. Sie ist gut frequentiert, nur ist die Zeit 
wieder so gelegt, daß eigentlich die Ankunft mit 
12.40 Uhr in Frankfurt zu spät ist, um in dem 
Raum Mainz-Offenbach-Mannheim-Frankfurt an 
dem Tag wirklich noch etwas erledigen zu kön­
nen. Was vielleicht noch ärger ist, ist die Tat­
sache, daß die Gegenmaschine bereits um 14.25 
Uhr ab Frankfurt geht, das heißt der Geschäfts­
mann, und das sind nun einmal die, die diese 
Fluglinie am meisten ausnützen werden, denn 
Urlauber werden kaum nach Frankfurt fliegen, 
hat kaum Gelegenheit, im Räume Frankfurt 
etwas zu erledigen. Er hat auch in Linz kaum 
Gelegenheit, etwas zu erledigen, denn er kommt 
um 10.40 Uhr in Linz an, es ist also nur zwei 
Stunden bis zur Mittagszeit, und die Angelegen­
heit bedeutet auf jeden Fall wieder eine aus­
wärtige Übernachtung. Die Maschine kommt 
dann zurück und es ist ein Flug ab 17.45 Uhr ab 
Graz, der um 18.30 Uhr in Wien eintrifft. Diese 
Maschine ist besonders unglücklich gewählt, 
denn sie versäumt nur um wenige Minuten An­
schlüsse nach Frankfurt und Zürich, etwas, was 
also gänzlich unverständlich ist, denn wenn eine 
Fluglinie für Graz eine Bedeutung hat, doch nur 
die, den Zubringerdienst für die Fluggesellschaf­
ten und für die internationalen Verbindungen 
nach Graz zu bringen. Es wäre also ein Vor­
schlag ungefähr dahingehend, daß die Maschine 
von Wien nach Graz so abfliegen müßte, daß sie 
die wesentlichen Anschlüsse aus Frankfurt, 
Zürich, Amsterdam und München nach Graz 
herbringt. Es hat so eine Fluglinie einmal ge­
geben, und es war möglich, am Abend unge­
fähr um 7 Uhr in New York wegzufliegen, in 
der Früh um 10 Uhr in Wien zu sein, es war 
dann ein Anschluß um 11.05 Uhr, und man war 
um 11.50 Uhr in Graz. Es wäre sehr anzuregen, 
diese Fluglinie doch wieder aufzunehmen, denn 
sie hat sich sehr bewährt und war auch immer 
bestens besetzt. Diese Maschine hätte dann die 
Möglichkeit, weiter nach Klagenfurt zu fliegen. 
Es wäre eine Ankunft ungefähr um 1 Uhr in 
Klagenfurt — und könnte dann weiter nach 
München geführt werden, und es wäre dadurch 
die Möglichkeit gegeben, wieder die Anschlüsse 
nach Düsseldorf usw. ab München zu bekommen. 
Es könnte dann ein Rückfiug ab München etwa 
um 3 Uhr sein, und wir wären dadurch wirklich 
in das europäische Flugnetz eingebaut und nicht 
ein bißerl am Abstellgeleis für Maschinen, bei 
denen man öfter das Gefühl hat, nachdem sie 
nichts besseres wissen, lassen sie sie nach Graz 
fliegen. 

Die zweite Post, meine Damen und Herren, zu 
der ich reden möchte, ist die Position Nr. 78, die 
Industrieförderung. Hier ist ein Betrag von rund 
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800.000 Schilling für Planung, Forschungsgut­
achten und Berufsförderung eingesetzt. Diese 
Position Nr. 78 mit diesem Betrag erscheint 
ziemlich bedeutend. Der Betrag ist allerdings 
nicht sehr groß. Wenn man aber dazu in den 
Erläuterungen liest, was mit diesen 800.000 Schil­
ling alles erreicht und getan werden soll, dann 
ist es geradezu aufregend. Ich darf Ihnen das 
kurz vorlesen. Es steht hier: Beiträge zum Auf­
schluß von Rohstoffen, Auslagen für fachtechni­
sche Kommissionen, Aufwand des Landwirt­
schaftsrates für Industrieplanungen und zu För­
derungsarbeiten. Die Forschungarbeiten der ein­
zelnen technischen Lehrkanzeln in Graz sind 
auch im Interesse der steirischen Wirtschaft ge­
legen und rechtfertigen eine größere Subventio­
nierung. Außerdem soll aus diesen Mitteln das 
Berufsförderungsinstitut mit 80.000 Schilling 
und der Verein zur Förderung der Elektronen­
mikroskopie und der Kernenergie gefördert wer­
den. Alles das mit 800.000 Schilling! Es ist mir 
klar, daß hier nur von Beratung und Untersu­
chungen die Rede sein kann, aber jede Förde­
rung und jede Strukturverbesserung setzt doch 
eine intensive Planung und Grundlagenuntersu­
chung voraus und Analysen, und es wäre viel­
leicht anzuregen, entweder den Betrag zu erhö­
hen oder zumindest den Katalog der Dinge in 
den Erläuterungen etwas zu verkürzen, denn die 
Dinge scheinen nicht ganz zusammenzupassen. 

Nun, es ist uns klar, daß gerade im Zusam­
menhang mit den Problemen, die Herr Kollege 
Zagler so eingehend erläutert hat, natürlich die 
Planung und die Analyse der Gegebenheiten 
eine Voraussetzung sein wird. Der Begriff Pla­
nung ist ein Begriff, der die Gemüter sofort er­
hitzt, denn die einen verstehen darunter einen 
Dirigismus und reden von Planung und die an­
deren planen zwar, vermuten aber einen Diri­
gismus und sind daher gegen die Planung. Und 
so kommt es, daß wir uns ständig mißverstehen, 
weil wir alle eigentlich, ganz gleich, welcher 
politischen Richtung wir angehören, ja zur Pla­
nung sagen, aber doch zum Teil nein zum Diri­
gismus. In diesem Mißverständnis und in dieser 
fälschlichen Auslegung des Wortes Planung er­
geben sich dann immer hitzige Debatten. Es ist 
selbstverständlich, daß keine soziale Marktwirt­
schaft und auch wenn Sie wollen keine kapita­
listische oder kommunistische oder überhaupt 
jede Form der Wirtschaft ohne Planung aus­
kommen wird. Es ist nur die Frage, wie weit der 
einzelne im privaten Bereich und wie weit der 
Staat zu planen hat. Wir sind der Meinung, daß 
der Gesetzgeber in jedem Fall das oberste Pla­
nungsorgan ist, denn wir wissen alle, daß über 
das Budget oder, wie wir heute gehört haben, 
auch über ein Steuersystem auf jeden Fall Ein­
griff genommen wird in die Dinge, und dieses 
Eingreifen, diese Zukunftsvorhersage, um dann 
Maßnahmen zu treffen, um die Zukunft mög­
lichst zu beeinflussen, das ist ja Planung. Nun 
ist Planung, so schön sie auch ist, keineswegs 
etwas, was immer richtig ist und immer funktio­
niert. Ich erinnere in diesem Zusammenhang an 
eine OECD-Empfehlung aus dem Jahre 1956, wo 

ungefähr so zu lesen stand, daß die westeuro­
päischen Staaten ihren Kohlenbergbau so stark 
und so kräftig als möglich ausbauen sollen, was 
damals durchaus richtig war. 

Der weitere Satz, der aber dazukommt, zeigt, 
daß man sich auch irren kann. Es steht nämlich 
dort: Das werden die westeuropäischen Staaten 
nie bereuen müssen. Das wird also eine Investi­
tion sein, die auf alle Zeiten zweckmäßig erschei­
nen wird. Wir wissen heute, daß es natürlich 
einen Kohlenbergbau gibt, der ökonomischer ist 
und einen, der weniger ökonomisch ist. Wir wis­
sen, daß die Probleme der Braun- und Stein­
kohle etwas sind, was man damals, als nämlich 
die Wirtschaft im ersten Aufschwung war, nicht 
so erkannt hat und daß die beste Planung und 
der beste Versuch der Vorhersage der Dinge 
nur kurzfristig Gültigkeit haben kann, weil sich 
die Voraussetzungen ständig ändern. 

Das zweite, das noch in diesem Kapitel zu be­
handeln wäre, wäre die Forschung. Nach Er­
hebungen der Bundes wirtschaftskammer und auch 
der Arbeiterkammer werden in Österreich im 
Jahre etwa 700 Millionen Schilling für die For­
schung aufgewandt, und zwar von der Wirt­
schaft, das ist also sowohl die private als auch 
verstaatlichte etwa 450 Millionen und vom Staat 
250 Millionen. Dieser Betrag von 700 Millionen 
Schilling entspricht etwa 0.3 Prozent des Brutto-
nationalproduktes. Demgegenüber werden in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika etwa 3.1 
Prozent, in den Niederlanden 1.8 Prozent, in 
Frankreich 1.5 Prozent, in Deutschland 1.3 Pro­
zent usw. usw. für die Forschung ausgegeben. 
Wir sehen also, daß wir in Österreich etwa ein 
Fünftel des europäischen Durchschnitts für die 
Forschung aufwenden, und es ist ja allerorten 
und überall die Meinung, daß etwas zu gesche­
hen hat und daß der Gesetzgeber auf steuerli­
chem Wege hier Begünstigungen schaffen soll 
und ja auch schafft, um eine intensivere For­
schung zu ermöglichen. 

Die Auswirkungen der nicht vorhandenen 
oder der zu geringen Forschung zeigen sich ja 
an den Ergebnissen. Es gäbe viele Möglichkeiten, 
dies nachzuweisen. Ich habe mir hier etwas aus­
gewählt, und zwar die Lizenzbilanz Österreichs, 
das sind die Lizenzen, die von österreichischen 
Firmen genommen werden und die von öster­
reichischen Firmen gegeben werden, miteinan­
der verglichen. Diese Bilanz sieht für das Jahr 
1965 so aus, daß Österreich für etwa 400 Millio­
nen Schilling Lizenzen genommen hat, aber nur 
für etwa 100 Millionen Schilling Lizenzen gege­
ben hat. Die Schweiz, deren Aufwand für For­
schung etwa in der Größenordnung der Bundes­
republik Deutschland liegt, hat Lizenzeinnahmen 
von 1.2 Milliarden Schilling. Also das Mißver­
hältnis und vor allem der Effekt so einer Inve­
stition in die Forschung geht aus dem eindeutig 
hervor. 

Auf der anderen Seite geben wir aber sehr 
viel Geld für eine Entwicklungshilfe aus, die 
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uns eigentlich gar nicht angemessen ist. Es wer­
den z. B. aus Österreich jährlich etwa 50 Diplom-
Ingenieure, für die der Staat einen Ausbildungs­
zuschuß von rund 100.000 Schilling geleistet hat, 
in die Bundesrepublik Deutschland exportiert. 
Dieser Export an geistiger Qualität allein auf 
dem Sektor der Diplom-Ingenieure bedeutet, 
daß wir der Deutschen Bundesrepublik in jedem 
Einzelfall etwa 800 DM jährlich an Entwick­
lungshilfe bringen. Es ist sicher beachtlich, daß 
wir das leisten können, aber es ist keineswegs 
zweckmäßig, noch dazu, wenn, wie wir gehört 
haben, wie früher der Herr Landeshauptmann 
ausgeführt hat, wir ja selbst unsere Stellen 
kaum besetzen können und wir an allen Stellen, 
ob das jetzt in der Industrie ist oder in der Ver­
waltung, einen enormen Mangel an Fachkräf­
ten und auch Diplom-Ingenieuren haben. 

So wenig erfreulich das Bild der Forschung 
und die ganze Situation unserer Entwicklungs­
und Forschungsanstalten in Österreich ist, so 
muß man doch sagen, daß die Steiermark zu­
mindest gezeigt hat, daß die Dinge auch besser 
angegangen werden können und daß durch ein 
Interesse des Landes eine Forschungsförderung 
schon stattfinden kann. Es ist in diesem Hause 
schon mehrmals Gelegenheit gewesen, auf die 
kooperativen -Forschungsinstitute hinzuweisen, 
die am 21. November 1966 vom Herrn Bundes­
kanzler ihrer Bestimmung übergeben wurden 
und deren Bedeutung für die steirische Wirt­
schaft und auch für die Verwaltung des Landes 
ja unbestritten ist. Ich glaube, gerade dadurch, 
daß das Land Steiermark hier Mittel eingesetzt 
hat und Kräfte aus der Wirtschaft mobilisiert 
hat, um durch diese Mittel auch beizutragen, 
haben wir gezeigt, wie die Dinge anzugehen 
sind, denn es ist nicht so, daß man Forschung 
nur von Staats wegen betreiben kann oder auf 
rein privater Basis, sondern es kommt eben auf 
diese Kooperation aller interessierten und vor 

j allem aller verantwortlichen Stellen an. 

Meine Damen und Herren! Zum Schluß darf 
ich noch eine Post begrüßen, die zwar auch nicht 
besonders großzügig dotiert ist, die sich aber 
doch immerhin bewährt hat, und zwar sind das 
die 200,000 Schilling für Rationalisierungsmaß­
nahmen der Klein- und Mittelbetriebe. Hier 

: kann es sich wieder nur darum handeln, daß 
ein Beratungsdienst und eine gewisse theoreti­
sche Vorarbeit für solche Rationalisierungen ge­
leistet wird, denn mit 200.000 Schilling werden 
wir nicht einmal einen, geschweige denn meh­
rere Klein- oder Mittelbetriebe rationalisieren. 
Aber es zeigt, daß wir den Interessen und den 
Problemen gegenüber aufgeschlossen sind, und 
ich glaube, wenn auch oft nicht geholfen werden 
kann, so ist es doch wesentlich, daß der Gesetz­
geber zumindest sein Interesse bekundet, wenn 
auch die Möglichkeiten nicht immer da sind, 
wirklich Wesentliches zu tun. Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

• Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Dipl.-
Ing. Schaller. Ich erteile ihm das Wort. 

Dipl.-Ing. Schaller: Hohes Haus! Ich darf die 
Diskussion wieder zurückführen auf die Gruppe 
7, auf die Landwirtschaft. Die Gruppe 7 ist ja 
auch das Kernstück der steirischen Landwirt­
schaftsförderung. In der Gruppe 7 sind auch die 
materiellen Grundlagen für das landwirtschaft­
liche Schulwesen gelegt. Die Ansätze für das 
landwirtschaftliche Berufs- und Fachschulwesen 
betragen, wenn man sie zusammenzieht, immer­
hin 30 Millionen Schilling. Das sind 1 Prozent 
des gesamten steirischen Budgets. Wir konnten 
für das Jahr 1967 eine Steigerung um 4 Millio­
nen Schilling erreichen. Allein für die Gewäh­
rung von Studienbeihilfen an landwirtschaftli­
che Fachschüler sind im Voranschlag 1967 
700.000 Schilling vorgesehen, die es uns ermög­
lichen, auch den wenig Begüterten den Zugang 
zur Fachschule zu ermöglichen. Wir sind gerade 
für diese Post sehr dankbar, weil wir doch einen 
nicht unbeträchtlichen Teil von Fachschülern 
aus mittel- und kleinbäuerlichen Verhältnissen 
haben. 

In den oben erwähnten 30 Millionen Schilling 
sind allerdings die Beträge, die für Schulneu­
bauten und Adaptierungen im a. o. Voranschlag 
vorgesehen sind, nicht enthalten. Sie umfassen 
weitere 8.9 Millionen Schilling und gewährlei­
sten damit -den -Baubeginn an zwei- weiteren 
neuen Fachschulen, und zwar in Stainz und in 
Stein. 

Die Investitionen des Landes Steiermark auf 
dem Gebiete des landwirtschaftlichen Schulwe­
sens können als beispielhaft angesehen werden. 
Das Land hat mit diesen Investitionen eine bil­
dungsfreundliche Einstellung gezeigt. Angesichts 
dieser Tatsache erhebt sich allerdings die Frage, 
ob die bäuerliche Jugend dieser Förderung wür­
dig ist, ob sie die Leistungen zu schätzen weiß 
und die gebotenen Chancen auch tatsächlich 
nützt? Diese Frage ist mit einem klaren „Ja" 
zu beantworten. Die Bildungsbereitschaft und 
der Bildungswille waren sicherlich nie größer 
als heute. Derzeit verfügen wir in der Steier­
mark über insgesamt 16 landwirtschaftliche 
Fachschulen. Acht für Burschen und acht für 
Mädchen, das ist sehr beachtlich. Diese werden 
alljährlich von etwa 900 Burschen und Mädchen 
besucht. Unsere 16 Fachschulen sind auf Monate 
hinaus vor Schulbeginn bereits besetzt. Allein 
im heurigen Jahr müssen wir 112 Burschen und 
96 Mädchen zurückweisen, weil uns die entspre­
chenden Plätze in den Schulen fehlen. Die Schul­
freudigkeit in der bäuerlichen Jugend ist darü­
ber hinaus außerordentlich stark im Zunehmen. 
In den letzten 10 Jahren konnte die Zahl der 
Absolventen bei den Burschen von 179 des Jah­
res 1956 auf 290 des Jahres 1966 gesteigert wer­
den. Das bedeutet, in Prozenten ausgedrückt, 
eine Zunahme um 62 Prozent. Wenn man den 
Fachschulbesuch der letzten drei Jahre mit dem 
zwanzigjährigen Durchschnitt in Vergleich setzt, 
so ergibt dies außerdem eine sehr beachtliche 
Zuwachsrate. Die stärksten Zunahmen weisen 
die ost- und weststeirischen Bezirke auf. An der 
Spitze liegt der Bezirk Weiz mit einer Zunahme 
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um 150 Prozent, gefolgt vom Bezirk Deutsch­
landsberg mit 112 Prozent und Feldbach mit 101 
Prozent. Es sind dies allerdings auch jene Ge­
biete, in denen der Fachschulbesuch bisher rela­
tiv niedrig war und die erst in den letzten Jah­
ren fachschulmäßig gut erschlossen werden 
konnten. 

Beim Ausbau des Fachschulwesens sind wir 
allerdings noch keineswegs am Ende. Das Ziel 
aller Bemühungen muß es sein, jedem zukünf­
tigen Hofübernehmer, zumindest jenem eines 
Vollerwerbsbetriebes, eine Fachschulbildung für 
den späteren Beruf mitzugeben. 

Wenn wir uns die Frage stellen, wo wir heute 
angelangt sind, so können wir feststellen, daß in 
der Obersteiermark derzeit im Durchschnitt auf 
100 Hofübernahmen von Vollerwerbsbetrieben 
42 Fachschulabsolventen kommen. Das ist eigent­
lich schon sehr viel. In der Oststeiermark sind es 
allerdings nur mehr 18, in der Mittel- und West­
steiermark sogar nur 15. Das Ziel, das wir uns 
gesetzt haben und das wir mit aller Anstren­
gung anzustreben haben, liegt demnach noch in 
einiger Ferne. Es wird eigener Informations­
und Werbeaktionen bedürfen, um auch jenen 
Teil der bäuerlichen Jugend für den Fachschul­
besuch zu interessieren, der bisher noch nicht 
zu unseren Schulen gefunden hat. Wir haben 
wahrlich keine Zeit zu verlieren. Gerade in 
einem Jahrzehnt, in dem wir den Versuch ma­
chen, mit der Landwirtschaft vorzustoßen in den 
europäischen Raum und in dem wir in Konkur­
renz zu treten haben mit der Landwirtschaft an­
derer Länder ist es unsere Verpflichtung, alles 
zu tun, um die bäuerliche Jugend auf diese 
neuen Aufgaben vorzubereiten. Wir dürfen also 
nicht zuwarten, bis die letzten selbst zu uns 
kommen, wir müssen ihnen nachgehen und ha­
ben sie zu informieren und mit ihnen zu reden 
und sie aufzufordern und einzuladen, in unsere 
Schulen zu kommen. 

Dem Land selbst werden in Zukunft aller­
dings beachtliche finanzielle Belastungen im Zu­
sammenhang mit dem Fachschulwesen auferlegt 
werden. Es ist auf die Dauer gesehen, kaum zu 
verantworten, daß wir alljährlich 200 und mehr 
Bewerber aus Platzmangel zurückweisen müs­
sen. Im Sinne einer langfristigen Bildungspla­
nung wurde daher ein Zehnjahresplan zum Aus­
bau des landwirtschaftlichen Fachschulwesens 
ausgearbeitet. Auf Grund vorsichtiger Berech­
nungen ist bis zum Jahre 1975 in der Steiermark 
mit einem Bedarf von weiteren vier, wahr­
scheinlich aber sieben neuen Fachschulen zu 
rechnen. Auf Grund der Zuwachsraten dürfen 
wir annehmen, daß die Schülerzahl von derzeit 
900 im Jahre 1975 auf etwa 1.500 ansteigen 
wird. 

Anders ist die Situation im bäuerlichen Be­
rufsschulwesen. Die Schülerzahlen sind rückläu­
fig. Während es im Jahre 1963/64 noch 8021 
Berufsschüler gegeben hat, sind sie im vorigen 
Jahr auf 6361 zurückgegangen. Die heurigen 

Zahlen umfassen 2893 Schüler, sind aber deshalb 
nicht vergleichbar, weil wir in diesem Jahr kei­
nen ersten Berufsschuljahrgang führen. Trotz­
dem ist auch im nächsten Jahr mit einem wei­
teren Rückgang von 500 bis 600 Schülern zu rech­
nen. Die Zahl der Schulstandorte in der Berufs­
schule ist von 150 des vorigen Jahres auf 
96 im heurigen Jahr zurückgegangen. Sie wird 
sich wahrscheinlich in Zukunft weiter vermin­
dern. Auch hier ist eine ähnliche Tendenz fest­
zustellen wie im Pflichtschulwesen, nämlich ein 
Zusammenziehen von Schulen und Schaffung 
größerer Einheiten. Es liegt auch durchaus im 
Sinne einer Verbesserung des Berufsschulwe­
sens, um wegzukommen vom Wechselunterricht, 
wo die Schüler des ersten und zweiten Jahrgan­
ges in einer Klasse zusammengefaßt sind und 
überzugehen zum Klassen-Unterricht. Die Ver­
minderung der Schulorte macht allerdings für 
die Kinder entlegener Gebiete den Berufsschul­
besuch nahezu unzumutbar. Es wurde daher be­
reits in der Vergangenheit versucht, stärker auf 
eine internatsmäßige Erfassung überzugehen, 
wie es ja im gewerblichen Berufsschulwesen 
weitgehend durchgeführt ist. Für Mädchen wur­
den an einzelnen Fachschulen siebenwöchige 
Berufsschul-Lehrgänge dem Fachschuljahr vor­
geschaltet. Damit konnten immerhin bereits acht 
Prozent der Berufsschülerinnen in der Steier­
mark internatsmäßig erfaßt werden. Der Trend 
zur Internats-Schule ist durchaus groß und ge­
rade auf der Mädchenseite würden wir noch und 
noch Mädchen internatsmäßig unterrichten kön­
nen, wenn entsprechende Räumlichkeiten zur 
Verfügung stünden. Schwieriger ist es aller­
dings auf der Burschenseite, weil die Berufs­
schüler, die Burschen, zu jenen Zeiten nicht ein­
berufen werden können, wo unsere Fachschulen 
sie aufnehmen könnten. Es sind dies die Monate 
September, Oktober und April, Mai, Juni. Ge­
rade in diesen Zeiten werden die Söhne auf dem 
elterlichen Hof dringend benötigt. Grundsätz­
lich bedeutet nun die internatliche Erfassung 
für viele Bauernkinder nicht nur eine wesentli­
che Entlastung, sie bringt verständlicherweise 
auf Grund der geänderten Voraussetzungen auch 
einen wesentlich besseren Lernerfolg mit sich. 
In einer Reihe von Bundesländern ist man da­
her aus wohlüberlegten Gründen mehr und 
mehr zur Internats-Berufsschule übergegangen. 
Meines Wissens erfaßt z. B. Niederösterreich be­
reits 20 Prozent der Berufsschüler in Internaten. 
In Kärnten ist der Prozentsatz sogar noch hö­
her. 

Auf lange Sicht gesehen wird man auch in un­
serem Lande in dieser Richtung nur dann vor­
wärts kommen, wenn uns eigene Anstalten mit 
einem ständigen Lehrkörper zur Verfügung 
stehen, um vor allem auch in jenen Monaten 
die Schüler erfassen zu können, in denen sie greif­
bar sind, das sind die Wintermonate. Sinnvoller­
weise wird man beim Ausbau eigener Internats-
Berufsschulen nach Möglichkeit diese an beste­
hende oder zu errichtende Fachschulen anschlie­
ßen, um damit einerseits eine rationelle Aus­
nützung von bestehenden Kapazitäten zu errei-
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chen und andererseits — das ist ein Hinterge­
danke — den Berufsschüler frühzeitig mit der 
Fachschule in Verbindung zu bringen. Gerade 
diese Verbindung von Berufsschule und Fach­
schule hat sich bestens bewährt. Wir haben ja 
in den vergangenen Jahren erste diesbezügliche 
Versuche auch am Grabnerhof mit viel Erfolg 
durchgeführt und werden im Laufe der nächsten 
Jahre Internatskurse an unseren Fachschulen 
einzurichten versuchen. 

Hohes Haus! In der nächsten Zeit werden wir 
das land- und forstwirtschaftliche Berufsausbil­
dungsgesetz in diesem Hause zu beschließen ha­
ben. Das Berufsausbildungsgesetz regelt die ge­
setzliche Berufsausbildung in der Landwirt­
schaft. Die Berufsausbildung selbst steht in un­
mittelbarem Zusammenhang mit dem landwirt­
schaftlichen Schulwesen. Mit der Einführung der 
Heimlehre wird die Zahl der Lehrlinge in der 
Landwirtschaft sicherlich sehr stark ansteigen. 
Die Berufsschule wird die praktische Berufsaus­
bildung in der Landwirtschaft durch die Ver­
mittlung eines ausreichenden Fachwissens zu be­
gleiten und zu vertiefen haben. Die Fachschule 
selbst wird die Aufgabe haben, unsere junge, 
bäuerliche Generation auf ihre spätere Tätig­
keit als selbständige Betriebsführer und Bäuer­
innen vorzubereiten. 

Wir sind interessiert, viele Facharbeiter und 
Landwirtschaftsmeister auszubilden. Nicht die 
Zahl ist allerdings entscheidend, sondern die 
Qualität. Und gerade dazu hat das landwirt­
schaftliche Schulwesen einen entscheidenden 
Beitrag zu leisten. In einer sinnvollen Zuord­
nung der drei wichtigsten Bereiche, landwirt­
schaftliche Berufsausbildung, bäuerliche Berufs­
schule und Fachschule und in der gezielten För­
derung des landwirtschaftlichen Schulwesens 
durch das Land Steiermark sehen wir eine Ga­
rantie für eine wirkungsvolle und zukunfts­
trächtige Ausbildung unserer bäuerlichen Ju­
gend.' (Allgemeiner Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet ist Herr Abg. 
Wuganigg. Ich erteile ihm das Wort. Dann folgt 
Herr Abg. Dr. Heidinger. 

Abg. Wuganigg: Hohes Haus, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren! Über die Bedeutung 
des Fremdenverkehrs wurde ja heute bereits 
gesprochen und es wird im Verlaufe der Debatte 
noch sehr oft darüber gesprochen werden. Und 
ich glaube, wir alle sind uns bewußt, wie sehr 
unser Schicksal letzten Endes mit dem Fremden­
verkehr verbunden ist. 

Ich möchte die Gelegenheit wahrnehmen, um 
hier einige bescheidene Wünsche wiederum des 
Bezirkes Weiz zu deponieren. Die Entwicklung 
des Fremdenverkehrs im Bezirk Weiz zeigt eine 
erfreuliche ansteigende Tendenz. Ich muß hier, 
um das zu beweisen, vielleicht zwei Zahlen nen­
nen. Ich hoffe, daß die Presse mir das verzei­
hen wird und daß sie diese zwei Zahlen nicht 
ebenso verwechselt wie die Kilometerzahlen von 

Haslau. Im zweiten Viertel des Jahres 1966 hat 
sich die Zahl der Übernachtungen in' der Steier­
mark um 8.9 Prozent erhöht. Ich glaube, das ist 
eine sehr schöne und bedeutende Erhöhung. Die 
Zahl der Übernachtungen im Bezirk Weiz aber 
hat sich um 14.5 Prozent erhöht und somit kann 
ich feststellen, daß der Bezirk Weiz an 6. Stelle 
dieser Reihenfolge, dieser Steigerungsrate, steht. 
Es ist selbstverständlich, daß mir diese Ent­
wicklung nicht nur aus der Statistik bekannt ist, 
obwohl unsere steirischen Statistiken tatsächlich 
eine Fundgrube für jeden darstellen, der hier in 
diesem Hohen Hause wirklich ernstlich arbei­
tet. So ist mir z. B. bekannt, daß sich die Zahl 
der Übernachtungen allein in der Gemeinde 
St. Kathrein a. H. in diesem Jahr um 5.000 er­
höhen wird und das ist für eine so kleine Ge­
meinde eine erfreulich hohe Steigerungsrate. 
Dasselbe gilt ebenso für die Gemeinden Gasen 
und Rettenegg. Meine Damen und Herren, so 
erfreulich diese Feststellung nun ist, so glaube 
ich, genügt es nicht, allein nur Feststellungen zu 
treffen. Wenn der Zustrom der Fremden vor­
handen ist, so muß Vorsorge getroffen werden, 
diesen Zustrom aufzunehmen. Und dazu möchte 
ich sagen, es fehlt an Unterbringungsmöglichkei­
ten, außerdem ist die Ausstattung der Räumlich­
keiten nicht in dem Maße, als es sein soll, gege­
ben. Selbstverständlich gibt es auch in diesen 
Gebieten sehr modern ausgestattete Gaststätten, 
aber es gibt auch solche, die noch sehr paradie­
sischer Art sind. Ich möchte sagen, der Herr Abg. 
Schaff er hat das ja bereits ausgesprochen. Er hat 
ja zu dieser Frage schon Stellung genommen, 
er hat ja erklärt, niemand will im Urlaub 
Schlechter leben als zu Hause. Und so ist es 
auch. So ist es natürlich, daß auch hier ebenso 
wie wo anders investiert werden muß. Daß die 
Gemeinden dazu nicht imstande sind, das habe 
ich, glaube ich, heute Vormittag bereits ausge­
sprochen. Wenn nun die Gemeinden außerstande 
sind, dann müssen irgendwelche Vorsorgen ge­
troffen werden, dann muß eben jemand anderer 
einspringen. Und hier, meine sehr geehrten Da­
men und Herren, will ich daran erinnern, daß 
bereits seit dem Vorjahr Anträge vorliegen, in 
diesen Gemeinden Gasen, Rettenegg und Sankt 
Kathrein am Hauenstein eine Bettenaktion 
durchzuführen. Ich hatte Gelegenheit, im Vor­
jahr anläßlich der Budget-Debatte zu dieser 
Frage Stellung zu nehmen. Ich kann es mir 
heute ersparen, ich brauche heute vielleicht nur 
mehr daran erinnern. Und wenn ich darf, möchte 
ich die bescheidene Bitte daran knüpfen, daß 
diese Bettenaktion noch zu einem Zeitpunkt 
durchgeführt wird, ehe diesbezügliche Anträge 
zu vergilbten Dokumenten von historischem 
Wert werden. (Beifall.) 

Präsident: Der Abg. Dr. Heidinger hat das 
Wort. Als nächster Redner ist angemeldet Herr 
Abg. Schön. 

Abg. Dr. Heidinger: Hohes Haus! Zum Kapitel 
7 „Wirtschaftsförderung" paßt es, wenn man 
einmal über die Preise, Löhne und das Wirt­
schaftswachstum etwas sagt. 
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Es ist in der Generaldebatte je nach Tempera­
menten und Standpunkten angeklungen, zum 
Teil mit Zahlen belegt, die richtig, zum Teil 
mit Zahlen, die nicht ganz richtig waren. Ich 
möchte mich bemühen, zu diesem Kapitel in 
sachlicher Weise Stellung zu nehmen. 

Zunächst einige Grundsatzbemerkungen, die 
notwendig sind, um dieses Kapitel nicht mit 
Emotionen anzufüllen. 

In unserer Wirtschaftsordnung ist der Preis 
der Regulator der arbeitsteiligen Volkswirt­
schaft. Daher hat nicht ohne Grund die National­
ökonomie seit Adam Smith dem Preisproblem 
besondere Aufmerksamkeit gewidmet. Wie 
schaut das nun aber in der Praxis aus? Für den 
einen von uns ist der Preis ein Kostenfaktor, 
für den anderen ist er Einkommen. Und das ist 
bei jedem von uns so, wenn wir im Falle des 
Preises als Einkommen für Arbeitnehmer das 
Wort „Lohn" setzen. Jeder ist also Konsument 
und Verkäufer zugleich und diese Paare liegen 
nun einmal in einem gewissen Konkurrenzver­
hältnis. Was ist aber bei diesem Konkurrenz­
verhältnis unbestritten? Gegenseitige Abhängig­
keit. Weiters — das ist eine jüngere Erkenntnis 
— eine Erkenntnis, die nicht nur die Gewerk­
schaften haben, nämlich, daß die Steigerung der 
volkswirtschaftlichen Gesamtleistung, also ein 
erhöhtes Anbot, auch einen erhöhten Lohn der 
Arbeitnehmer verlangt, damit überhaupt dieses 
Anbot gekauft werden kann. Allerdings — und 
das muß auch gesagt werden — geht es nicht 
an, die ganze Mehrleistung der Volkswirtschaft 
zu verkonsumieren, es muß auch ein Teil für 
Investitionsmittel zur Verfügung gestellt werden. 
Sonst wird nämlich das Wirtschaftswachstum 
abgebremst und sehr schnell zum Erliegen kom­
men. Eine dritte Feststellung; ebenfalls eine 
jüngere Feststellung der Nationalökonomie: 
Allein das Sparen kann Geld aus dem Konsum­
kreislauf in den Investitionskreislauf verschieben. 
Und da der große englische Nationalökonom 
Maynard Keyner mit Recht festgestellt hat, daß 
von der ausreichenden Investitionsquote die 
Vollbeschäftigung abhängt, müssen wir alle das 
größtes Interesse haben, daß dieses Investitions­
geld in genügendem Ausmaße zur Verfügung 
steht. Und wenn das freiwillige Sparen nicht 
ausreicht, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, dann kommt zwangsläufig das Zwangs-
sparen, und dann kommt das Umverteilen in dem 
Sinne, daß vom Staat Konsumgeld genommen 
und Investitionsgeld geschaffen wird. Und ich 
darf Ihnen sagen, daß leider die private Spar­
tätigkeit in Österreich trotz des erfreulichen 
Weltspartagsergebnisses nicht zur größten Freude 
Anlaß gibt. Sie ist praktisch unverändert ge­
blieben. Nach der letzten vorliegenden Statistik 
der Nationalbank beträgt der Spareinlagenzu­
wachs bis Oktober 7,4 Milliarden, das ist knapp 
260 Millionen mehr als im Vorjahr. 

Ein weiteres Faktum, und ich würde mich 
freuen, wenn Sie das mit genügender Aufmerk­
samkeit zur Kenntnis nehmen würden, der An­

teil der Unselbständigen am Volkseinkommen 
steigt ständig. 1913 war das Verhältnis rund 1 : 1 , 
46 Prozent waren Unternehmereinkommen, 3 
Prozent waren unverteilte Gewinne von Kapi­
talgesellschaften, 51 Prozent waren Lohneinkom­
men; 1964 war das Verhältnis 28 Prozent Unter­
nehmereinkommen, 8 Prozent unverteilte Gewinne 
der Kapitalsgesellschaften, überwiegend der 
Verstaatlichten Industrie, die ja bei den Kapi­
talsgesellschaften nach einer Untersuchung der 
Wiener Arbeiterkammer die überwiegende Mehr­
heit ist und 64 Prozent Lohneinkommen. Wir 
liegen heute bei einem Verhältnis Volksein­
kommensverteilung 2 : 1 zugunsten der Löhne 
und Masseneinkommen. 

Eine weitere Feststellung: (Abg. Loidl: „Ich 
wechsle gern hinüber zu den wenigem!") Ich 
will gar nicht um Zehntelprozente streiten, Herr 
Kollege. Die Lohnintensität ist selbtsverständlich 
in den einzelnen Wirtschaftsgruppen verschieden. 
Eine lohnintensive Tätigkeit ist etwa der Berg­
bau, Dienstleistungsbetriebe, eine sehr kapital­
intensive Stahlerzeugung, im Baugewerbe ist es 
verschieden. Wir haben noch lohnintensive Be­
triebe — leider, möchte ich sagen — im Hoch­
bau, wir haben schon sehr kapitalintensive im 
Tiefbau. Daher verschiebt sich die Preisrelation 
unvermeidlich, sofern der Markt es zuläßt. Denn 
es sind die Wirtschaftszweige auf Lohnerhöhung 
nicht gleich ansprechbar. Daher auch das Pro­
blem eines generellen Preisstopps. 

Dann ein etwas traurigeres Kapitel, die 
schleichende Geldwertverdünnung oder, wie es 
einmal ein Witzbold ausgedrückt hat, die schlei­
chende Stabilität. Das magische Dreieck zwischen 
Vollbeschäftigung, Wirtschaftswachstum und 
Geldwertstabilität ist heute de facto so, daß die 
Vollbeschäftigung und das Wirtschaftswachstum 
den Vorrang haben. Daher gibt es in allen west­
lichen Staaten eine mehr oder minder schlei­
chende Geldwertverdünnung, die übrigens keine 
Erscheinung der heutigen Zeit ist. 

Nur ein paar Zahlen: 1953 als Basisjahr — 
bis 1965 in USA 119 Prozent, allerdings um den 
Preis einer doch nicht unerheblichen Arbeits­
losigkeit, die im Schnitt bei 4 bis 5 Millionen 
Beschäftigten liegt und etwa 3 bis 4 Prozent 
der Beschäftigten beträgt, eine Rate, die wir 
als untragbar ansehen, Bundesrepublik Deutsch­
land 132 Prozent, Österreich 143 Prozent, Eng­
land 148 und Schweden 152 Prozent. 

Ein weiteres Faktum, das uns leider bedenk­
lich stimmen muß, ist das: Wir haben in der 
EWG bereits eine ganz beträchtlich spürbare 
Diskriminierung. Über die Viehsituation hat ja 
der Kollege Lackner in seiner bekannt launigen 
Weise Stellung genommen. Ich darf Ihnen ein 
paar Zahlen aus der gewerblichen Wirtschaft 
nennen: Im Verhältnis 1 : 3 . Quartal 1965—1966 
ist der Exportanteil Österreichs in die EWG 
von 47,1 Prozent auf 45,5 Prozent gesunken. Die 
zusätzliche Belastung gegenüber einem Expor­
teur aus der EWG beträgt bereits bei Holzwaren 
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8 bis 11 Prozent, Papier 10 bis 12 Prozent, Schuhe 
11 bis 13 Prozent, Glaswaren 15 bis 20 Prozent, 
Starkstahl 9 Prozent, Ketten 10 bis 12 Prozent, 
Nägel 10 bis 12 Prozent. Trotzdem werden viele 
Exporte noch aufrecht erhalten in der Hoffnung, 
daß der Markt gehalten werden kann, bis es zu 
einer Regelung kommt. Daß das natürlich auf 
die Erträge der Betriebe — ob das nun ver­
staatlichte oder private sind, ist ja egal — zu­
rückwirkt, ist selbstverständlich, und es zeigt, 
wohin es führen würde, wenn wir in weiterem 
und vielleicht noch höherem Maß diese Diskri­
minierung auf uns zu nehmen hätten. Daß das 
natürlich auf das Lohnniveau zurückschlagen 
muß, ist klar. 

Nun einige konkrete Zahlen aus der gegen­
wärtigen Entwicklung: Wir haben bisher 1966 
nach dem letzten Bericht des Institutes für Wirt­
schaftsforschung Lohnerhöhungen von 6,4 Pro­
zent netto im Schnitt gehabt, Preiserhöhungen 
von 2,3 Prozent. Wir haben also eine Differenz 
von 4,1 Prozent. Das für das heurige Jahr, und 
zwar zugunsten der Löhne. Wir haben im heuri­
gen Jahr ein Wirtschaftswachstum von etwa 
4,5 Prozent zu erwarten, daher ist praktisch das 
ganze Wirtschaftswachstum den Löhnen und 
Lohneinkünften zugute gekommen. Selbstver­

ständlich wird diese -Feststellung erst -mit Vor­
liegen der Jahresabrechnung, das ist erst in 
einigen Monaten, absolut oder einigermaßen 
sicher vorliegen. Und nun werden Sie sagen: In 
der heutigen Zeitung steht die Brotpreiser­
höhung, und die wirkt sich so aus, wie Sie Herr 
Kollege Zinkanell, gesagt haben, ich nehme an, 
Sie haben das aus dem Monatsbericht, Beilage 
81, zum Abbau der Preisstützungen für Dünge­
mittel, Brotgetreide und Milch. Sie haben nur 
eines übersehen, Herr Kollege, und zwar die 
Ausarbeitung und die Zahlen, die Sie genannt 
haben, gehen von der Hypothese aus, daß die 
Stützungen zur Gänze fallen. Wir haben aber im 
vorigen Jahr Stützungen von 2,6 Milliarden auf 
dem Lebensmittelsektor gehabt und heuer etwa 
900 Millionen abgebaut. Das heißt, wenn man 
grob rechnet, daß höchstens 40 Prozent dieser 
Belastung tatsächlich den Konsumenten treffen, 
daher nicht 68 Schilling, wie Sie da gesagt 
haben, ich habe es genau, 62,10 Schilling nach 
der Variante eins, 79,10 Schilling nach der 
Variante zwei, sondern, wenn Sie etwa 40 Pro­
zent davon nehmen, nehmen Sie auf der anderen 
Seite für den durchschnittlichen Arbeitnehmer­
haushalt, das sind zwei Kinder, die Kinderbei­
hilfen, die auch schon besser sind oder besser 
werden, über 40 Schilling, so können wir mit 
Fug und Recht sagen, daß statistisch die Sache 
abgegolten is t (Abg. Zinkanell: „Sie kommen 
als Bezieher eines höheren Einkommens wesent­
lich besser weg, wie als Bezieher eines niedrigen 
Einkommens!") Ich gebe gerne zu, wenn man so­
viel Milch trinkt wie ich persönlich, ist es nicht 
abgegolten. Aber die Statistik kann nun einmal 
nur Durchschnittszahlen bringen. Nun aber, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, echte 
Sorgen, — und die müssen also auch, glaube 
ich, die Arbeitnehmer haben, — sind dann am 

Platze, wenn Lohnforderungen mit irrealen 
Prozentsätzen gestellt werden. Es war doch bis­
her so, daß der Gewerkschaftsbund die These 
vom produktivitäts-orientierten Lohnzuwachs 
ausgegeben hat. Das ist zwar theoretisch auch 
umstritten, aber in der Praxis sicher ein Maß­
stab. Nun wird aber umgeschaltet auf die soge­
nannte „wachstumsorientierte Lohnpolitik" und 
zwar am Soll-Wachstum soll gemessen werden, 
wie hoch die Lohnerhöhungen sind. Und jetzt 
möchte ich Sie ganz ehrlich fragen, wer soll denn 
das „Soll-Wachstum" feststellen? Der Herr Lan-
des-Finanzreferent ist leider nicht hier, sonst hätte 
ich ihn gerne gefragt, wie er sich dazu stellen 
würde, wenn die Abgeordneten verlangen wür­
den, er soll sein Budget nach den Soll-Wün­
schen von uns orientieren. Wo würden wir denn 
da hinkommen? So geht es also nicht. 

Über das Wetterleuchten auf den Export-
Märkten wurde gesprochen. Sie wissen es, da­
her brauche ich das nicht wiederholen. Ich 
möchte jetzt aber die Folgerungen aus diesen 
Dingen ziehen und ich habe sie in einer an­
gesehenen Wirtschaftszeitschrift gefunden. Ich 
hätte es selbst nie so schön sagen können, da­
her entschuldigen Sie, wenn ich Ihnen das vor­
lese. Es ist ein volkswirtschaftlicher Artikel, ein 
populär-volkswirtschaftliGher, der -den Schluß--
absatz trägt „vom Konsumieren, Sparen, Inve­
stieren." Da heißt es nun: „Fassen wir zusam­
men: Über die Notwendigkeit einer möglichst 
raschen Steigerung des Wirtschaftswachstums 
besteht Übereinstimmung." Ich lasse jetzt einen 
unwesentlichen Satz aus. „Ich habe versucht, die 
Grenzen aufzuzeigen, innerhalb deren die Wäh-
rungs- und Kreditpolitik dazu — also zum Wirt­
schaftswachstum — beitragen kann." Sie liegen, 
so weit man sie auch ziehen mag, am Mangel 
an Kapital, das über den Kredit-Apparat oder 
über das Budget für Investitionen verfügbar ist. 
Denn das, was derzeit als Geldknappheit oder 
Liquiditätsenge bezeichnet wird, ist in Wahrheit 
ein Kapitalmangel. Man möge es drehen und 
wenden wie man will, wenn das Kapital nicht 
vom Ausland kommt, muß es im Inland gespart 
werden. Und die Voraussetzung einer höheren 
Sparquote ist, immer relativ gesehen, die Ein­
schränkung des Konsums. Ein Land, das von 
einem gegebenen Sozialprodukt weniger konsu­
miert, vermag mehr zu investieren, damit es 
in ein paar Jahren umso mehr konsumieren 
kann. Das war und ist der Sinn der Parole „Fa­
milie Österreicher lebt über ihre Verhältnisse". 
Merz, der volkswirtschaftliche Referent der Ar­
beiterkammer, meint, daß diese Parole zu oft 
strapaziert wurde. Ich erwidere darauf — sagt 
der Autor —, daß ihr moralischer Appell viel zu 
wenig befolgt wurde, und daß die Situation, in 
der sich die österreichische Wirtschaft derzeit 
befindet, — daß nämlich Investitionskapital mit 
der Laterne gesucht werden muß — die Richtig^-
keit dieser Parole beweist. Und jetzt würde ich 
gerne mit Ihnen einen Quiz veranstalten, in 
welcher Zeitschrift das steht? Hoffentlich wissen 
Sie es. Vielleicht der Herr Kollege Groß? (Abg. 
Groß: „In der Zeitschrift ,Arbeit und Wirt-
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schaff'.) Jawohl, und zwar von Herrn General­
rat Ausch. Kollege Groß hat einen Preis ge­
wonnen. (Abg. Zinkanell: „In der nächsten Aus­
gabe der gleichen Zeitung ist auch ein interes­
santer Artikel drinnen!") 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie 
sehen also, daß auch verantwortungsbewußte 
Vertreter der Arbeitnehmerseite — und ich 
glaube, daß der Herr Generalrat Ausch ein lang­
jähriger, verdienter und vernünftiger Vertreter 
der Arbeitnehmerseite ist — die Dinge gesagt 
haben, die in dieser Schärfe der Herr Landes­
hauptmann sich — entschuldigen Sie, Herr Lan­
deshauptmann, wenn ich das sage — nicht aus­
zusprechen getraut hatte. (Abg. Heidinger: „Ah, 
das glaub' ich nicht, da kennen Sie den Herrn 
Landeshauptmann schlecht, was der alles sagt!" 
— Heiterkeit.) 

Das heißt, wir müssen mehr investieren; und 
das war der Sinn all der Dinge, die wir im Ho­
hen Landtag über dieses Problem besprochen 
haben. Daß es nicht einfach ist, das ist mir klar. 
Ich darf dazu vielleicht die maßgebenden Ver­
treter der Sozialpartner noch ganz kurz zitie­
ren. Der Herr Nationalrat und Präsident des 
Gewerkschaftsbundes, Benya, hat in der „Presse" 
vom 3. und 4. Dezember ein sehr interessantes 
Interview. Ich habe es hier. Er sagt zum Schluß: 
„Wir können uns eben nicht populäre Dinge 
aussuchen, wir müssen vertreten, was die Wirt­
schaft verlangt." Und wie sich die Dinge gestal­
ten könnten, das sagt ein Brief des National­
rates und Präsidenten der Bundeskammer, Ing. 
Sallinger, an den Wirtschaftsredakteur Horst 
Knapp auszugsweise: „Ich gehe mit Ihnen kon­
form, wenn Sie als wichtigste Voraussetzung des 
expansiven Kurses eine gesamtwirtschaftlich 
orientierte Lohnpolitik ansehen. Die . Kriterien 
einer solchen Lohnpolitik werden nunmehr auf 
verschiedenen Ebenen bei den Sozialpartnern zu 
erarbeiten versucht. Ich kann hier darauf hin­
weisen, daß wir bei den Verhandlungen um die 
Reorganisation der paritätischen Kommission 
bemüht sind, auch die Voraussetzungen für eine 
solche gesamtwirtschaftlich orientierte Lohnpo­
litik zu schaffen, ebenso wie auch die offenen 
Probleme der Preiskontrolle durch die paritä­
tische Preis-Lohn-Kommission und den Preis-
Unter-Ausschuß zu bereinigen." 

Ich möchte nur den Appell an Sie alle rich­
ten — ich bin sicher, daß Sie mir beistimmen, 
daß diese Haltung, die aus all diesen Stellung­
nahmen spricht, für uns alle das Richtige ist —, 
gehen wir in Zukunft nicht mit demagogischen 
Forderungen vor, sondern versuchen wir ge­
meinsam dafür zu sorgen, daß in den zu erwar­
tenden schweren Zeiten unsere Wirtschaft sich 
weiterhin aufwärts entwickelt. (Beifall.) 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Abg. Schön. Ich erteile ihm das Wort. Als nach-, 
ster und letzter Redner für heute ist Herr Ab­
geordneter Pölzl vorgemerkt. 

Abg. Schön: Hohes Haus, meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Gestatten Sie, daß wich 

ich nochmals zum Abschnitt 78 „Förderung der 
Industrie" Stellung nehme. Es scheint mir sehr 
wichtig, hier in diesem Hause einmal Dinge aus­
zusprechen, die vielleicht nicht markant genug 
hier ausgesprochen wurden. 

Wenn wir in den letzten Sitzungen und auch 
heute die Kollegen vom Kohlenbergbau hörten, 
da hörten wir auch ihre Sorgen und ihre Not 
aus all ihren Sätzen. Ich will nicht direkt von 
„Not" reden, aber auch auf dem steirischen Erz­
berg, auf dem sogenannten „Steirischen Brot­
laib" zeigen sich seit langem schon Gewitter­
wolken und zwar in einer Hinsicht, daß es zu 
einer Krise kommen wird, die ein rein mensch­
liches Problem ist. Am steirischen Erzberg be­
steht nicht nur, wie es in den Presse-Aussen­
dungen immer heißt, seit vier Jahren eine voll­
kommene Aufnahmesperre, sondern es besteht 
schon teilweise seit zehn Jahren eine Aufnah­
mesperre. Diese Aufnahmesperre wurde bedingt 
in erster Linie dadurch, daß es mit dem steiri­
schen Erz, mit der Erzeinheit und mit dem Preis 
soweit kam, daß es nicht mehr möglich war, nur 
eine Tonne an das Ausland zu verkaufen, so 
daß sämtliches erhauenes Erz in Österreich wie­
der in österreichischen Hochöfen verhüttet wer­
den mußte. Zu dem allen wurden nun genaue 
Quoten festgelegt und ich glaube, hier im Ho­
hen Haus hat sich schon einmal eine sehr leb­
hafte Debatte darüber abgespielt, und diese De­
batte, die damals abgeführt wurde, hat viel­
fach mit dem Heutigen nichts zu tun. Damals 
ging es darum, daß die VOEST einen gewissen 
Prozentsatz der Förderung vom steirischen Erz­
berg in ihren Hochöfen verhüttet. Es ist Gott 
sei Dank durch viele Bemühungen gelungen, 
hier bestimmte Quoten für die österreichische 
Industrie festzulegen und zwar in der Tonnage 
genau abgestimmt bei der Jahresquote nach 
Donawitz und nach Linz. Zu dieser Einengung 
kam nun ein anderes Problem. Und dieses Pro­
blem war die Rationalisierung und die Automa­
tisierung im Bergbau. 

Ich will Sie heute nicht mehr aufhalten mit 
einem langen Plan, wie dies vor sich gegangen 
ist, nur ist es sehr rigoros vor sich gegangen, 
und ich glaube, wer sich im ganzen Schrifttum 
sowie in der Natur das angesehen hat, der muß 
heute feststellen, daß am steirischen Erzberg 
eine Abbaumethode stattfindet, die sich an die 
modernsten in der ganzen Welt angleichen kann. 
Zu dem kommt jetzt auch noch eines, daß diese 
Modernisierung und Rationalisierung natürlich 
gemacht wurde, um Menschen im Arbeitsprozeß 
einzusparen, und zwar aus einem Grund, ge­
statten Sie mir, meine Damen und Herren, der 
sehr natürlich ist, da der Konkurrenzkampf nicht 
nur im Inland bestand, sondern das Ausland 
getrachtet hat, nach Österreich Eisenerz zu ver­
kaufen. Und so mußte hier auf allen Gebieten 
etwas unternommen werden, um bestehen zu 
können wenistens in der Preislage und Tonnage 
gegenüber den österreichischen Stahlwerken. 
Natürlich ist es heute so weit, daß man bei 
jeder Gelegenheit in Eisenerz, aber nicht nur 
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in Eisenerz, sondern auch in Wien zu hören 
bekommt: „Ihr seid ja viel zu viel Leute auf 
dem Erzberg, schaut doch woanders hin." Meine 
Damen und Herren, es liegt uns leider etwas 
vor, daß es in ausländischen Erzbergbauen wirk­
lich Förderungen gibt, die enorm hohe Förde­
rungen erbringen mit viel weniger Personal. 
Und das ist nun das menschliche Problem in 
Eisenerz. Diese Leute werden — und da kön­
nen wir uns heute wenden und drehen wie wir 
wollen — eines Tages frei werden. Es wird uns 
nicht gelingen, auf die Dauer unbedingt jemand 
einzureden, er muß einen Arbeiter behalten, 
wenn er ihn nicht braucht. Ich bin nicht so 
optimistisch, das können Sie mir glauben, wo 
ich doch selbst aus dieser Gegend komme und 
dort seit 32 Jahren beschäftigt bin. Aus dem her­
aus ist aber jetzt eine Notwendigkeit entstan­
den, diesen Leuten, die dort frei werden, einen 
Arbeitsplatz zu verschaffen. Und nun komme ich 
auch auf eines, was mein Freund und Kollege 
Zagler hier schon heute gesagt hat: zehn Jahre 
haben wir geredet, es muß etwas geschehen, 
wir müssen planen oder sonst was. Genauso 
wird in Eisenerz geredet, zehn Jahre reden wir, 
wir müssen planen, und wir müssen eine Aus­
weichindustrie herbringen und sonst müssen 
wir allerhand tun. Beim Landeshauptmann wa­
ren wir wegen der Straße. Es muß etwas ge­
schehen, damit wir eine leichtere Verbindung 
bekommen usw. Es ist hier auch ausgesprochen 
worden. Eine gute Verkehrsverbindung schließt 
ein Industriegebiet immer auf. Und diese Ver­
kehrsverbindung nach Eisenerz ist in weiterer 
Folge einer Industriebildung oder einer Aus­
weichindustrie, wie man sie nennt, von aus­
schlaggebender Bedeutung. Denn nicht einmal 
ist es uns gesagt worden, wenn wir wohin ge­
kommen sind. Was sollen wir machen in die­
sem Tal, die Verkehrslage ist so, daß wir mit 
dem Zug drei Stunden für 29 Kilometer brau­
chen, das ist von Eisenerz nach Leoben. Die Prä-
bichlstraße ist nicht einmal im Winter gesperrt, 
sondern zig-mal, zugleich bedeutet sie immer 
eine Gefahr im Winter zum Befahren. Aber 
nicht nur; um die Leute wegzubringen, sondern 
um etwas anderes hinzubringen — und nun bin 
ich auch nicht so optimistisch, daß ich jetzt un­
bedingt allein an Österreich, an Graz, Wien oder 
Linz denke, da bringe ich jetzt einen nach Eisen­
erz, weil die eine Industrie brauchen, und dort 
fange ich eine Ausweichindustrie an mit all den 
unmöglichen Begleiterscheinungen. Das, meine 
Damen und Herren, ist natürlich heute ein Pro­
blem, das schier unüberwindlich ausschaut. Es 
wurde von verschiedenen Seiten geprüft, was 
man in dem Tal noch machen könnte. Machen 
wir da irgend eine Industrie in der Holzver­
wertung, irgend eine Fertigungsindustrie. Bis 
heute ist das nicht gelungen, und ich bin auch 
gar nicht so optimistisch zu glauben, daß es je­
mals gelingt. Denn kaum ist der Baum umge­
schnitten, wird der Stamm auf den Wagen ge­
laden und der Baum weggeführt, und niemand 
denkt daran, irgend etwas anderes zu machen. 

Meine Damen und Herren, warum ich das 
hier aufgezeigt habe — ich könnte. noch lange 

reden, hat folgenden Grund: So wie ich heute 
vormittag über die Präbichlstraße gesprochen 
habe, so will ich jetzt auch betonen, eine ein­
wandfreie Verkehrsverbindung, und nicht wie 
heute schon und früher schon Ideen aufge­
taucht sind, man müßte den Verkehr auf der 
Bahn einstellen, dann hätte man ein Sturzge­
biet, wir brauchen die Verbindung gar nicht, die 
Präbichlstraße ergibt das alles, nein, das ist 
keine Lösung! Diese Bahnlinie gehört so moder­
nisiert, daß man mit modernen Triebwagen 
ohne weiteres in der Lage ist, in kürzester Zeit 
das Industriegebiet von Donawitz zu erreichen, 
daß ich wenigstens in der größten Notzeit Leute 
in dieses Gebiet bringe, aber umgekehrt, zuerst 
Austauschgüter, die von diesen Betrieben kom­
men, sei es aus der Maschinenfabrik Zeltweg, 
sei es aus Donawitz, nach Eisenerz bringe, und 
sie entweder im halbfertigen Zustand voll fertig 
mache oder überhaupt, daß ich Rohmaterial her­
bekomme und in Eisenerz die Maschinen baue. 
Eines spricht Eisenerz an, das ist die Haupt­
werkstätte. Dort ist es ohne weiteres möglich, 
in kürzester. Zeit und bei verhältnismäßig ge­
ringen Investierungen eine Maschinenfabrik zu 
erstellen, die sich auch überall sehen lassen 
kann. Wo ich mit dem allen hin will ist dahin­
gehend, daß aus diesem Betrag, der in diesem 
Abschnitt eingesetzt ist, der hier wohl für Pla­
nung, Forschungsgutachten und Berufsförderung 
mit 800.000 Schilling dotiert ist, für Eisenerz 
sofort eine Marktforschung einsetzt, die bei uns 
vor drei Jahren gefordert wurde, daß man we­
nigstens einmal weiß, was kann man dort er­
zeugen, was bedingt, daß die Leute nicht aus 
dieser Bergstadt abwandern müssen und zum 
zweiten, so hoffe ich, im außerordentlichen Vor­
anschlag sind ja glücklicherweise 100 Millionen 
enthalten, daß da ein Beitrag geleistet wird, daß 
diese Menschen in diesem Tal wieder ein zu­
friedenes Leben haben, denn auch sie haben sehr 
weit beigetragen dazu, in der Nachkriegszeit eine 
Krise zu überwinden, die zuerst schier unüber­
windlich schien. Und ich bitte Sie alle, helfen 
Sie uns, und das „Glück Auf!", das in den Berg­
stätten gesagt wird, soll nicht nur von Mensch 
zu Mensch sein, es soll auch strukturell sein 
für die Ortschaft selbst, für das eiserne Tal. 
Glück auf! (Beifall bei der SPÖ.) 

Präsident: Herr Abg. Pölzl hat das Wort. 

Abg. Pölzl: Hohes Haus, meine Damen und 
Herren! In der Gruppe 7 gibt es die Post Wirt­
schaftsförderung, und ich möchte mit Dank ver­
merken, daß sie von 850.000 Schilling auf 
1,300.000 Schilling erhöht wurde. Völlig unbe­
rücksichtigt, aber vom zuständigen Referenten 
Landesrat Peltzmann gefordert, wurden drei 
Posten, und zwar die Post 708 gewerbliche Um­
stellungsmaßnahmen, die Post 709 Wirtschafts­
förderung durch Kurse, Vorträge und Seminare 
sowie die Post 711 Verbesserung beruflicher 
Ausbildungseinrichtungen. Landesrat Peltzmann, 
der die Notwendigkeit und die Bedürfnisse ge­
nau kennt, hat für die Post gewerbliche Umstel-
lupgsmaßnahmen 500.000 Schilling gefordert, für 
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die Post Wirtschaftsförderung durch Kurse, Vor­
träge und Seminare 800.000 Schilling und für 
die Post Verbesserung beruflicher Ausbildungs­
einrichtungen ebenfalls 800.000 Schilling. Mit 
Rücksicht auf den kommenden großen Markt ist 
es unbedingt notwendig, daß Rationalisie­
rungsmaßnahmen in der gewerblichen Wirtschaft 
vorgenommen werden. 

Wir haben Umstellungsmaßnahmen vorzuneh­
men, die nicht gebietsweise, sondern in den ein­
zelnen Branchen vorzunehmen sind. Beim allge­
meinen Strukturproblem handelt es sich vor al­
lem um Gebiete. Es wurden seitens des Wirt-
schaftsförderungsinstitutes schon in verschiede­
nen Sparten diese Umstellungen vorgenommen. 
Und zwar wurden Anfangsarbeiten bei den 
Tischlern, den Kleidermachern, den Elektrotech­
nikern, den Chemie-Putzern, den Wäschern, den 
Färbern, den Kfz.-Mechanikern, weiters in der 
Seifen- und in der Waschmittelindustrie gestar­
tet. Hiebei wurden wertvollste Erfahrungen ge­
sammelt und diese Erfahrungen geben nun die 
Hoffnung, daß bei größeren Branchen diese Um­
stellungsmaßnahmen auch vorgenommen werden 
können. 

Ein Erfordernis hierzu ist die Einstellung von 
geschulten Fachleuten. Und hier handelt es sich 
um die entsprechende Honorierung, damit diese 
Fachleute auch gewonnen werden können. Das 
hiefür aufgewendete Geld würde sich in äußerst 
kurzer Zeit zugunsten der gewerblichen Wirt­
schaft, aber auch zugunsten der Landes-Finan-
zen amortisieren. 

In engem Zusammenhang damit steht die 
Wirtschaftsförderung durch Kurse, Vorträge und 
Seminare. Der Ausbau eines Kurs- und Vor­
tragsdienstes in der gewerblichen Wirtschaft, der 
sich über das ganze Land erstreckt, ist notwen­
dig, damit in den einzelnen Gebieten, wo keine 
Möglichkeit gegeben ist sich fachlich weiterzu­
bilden, die alten, erfahrenen Gewerbetreibenden 
und ihre Mitarbeiter die Möglichkeit erhalten, 
mit dem Strukturwandel auf dem Sektor des 
Materials vertraut gemacht zu werden. Denn es 
ist ja heute so, daß durch neue Kunststoffe der 
Meister, der vor 30, 40 Jahren gelernt hat, heute 
nicht mehr in der Lage ist, diese neuen, mo­
dernen Methoden anzuwenden. Er muß sich aber 
umstellen, will er nicht auf einem größeren 
Markt seinen Beruf verlieren. 

Die Zunahme dieser neuen Handwerkstech­
niken macht es erforderlich, daß unter allen 
Umständen diese Kurstätigkeit aufgenommen 
werden muß. Ich darf dem Hohen Haus be­
kanntgeben, daß andere Bundesländer hier dem 
Bundesland Steiermark schon vorausgeeilt sind. 
Das Bundesland Tirol hat 7,400.000 Schilling in 
seinem Voranschlag von 1964, Oberösterreich 
2 Millionen Schilling, Vorarlberg 600.000 Schil­
ling, Salzburg 300.000 Schilling, ja sogar das 
kleine Burgenland hat 400.000 Schilling dafür 
eingesetzt. Diese von Herrn Landesrat Peltz-
mann geforderte Post ist ebenfalls nicht im Vor­
anschlag enthalten. ^ 

Für die Verbesserung beruflicher Ausbildungs­
einrichtungen wurden 800.000 Schilling gefor­
dert, um in den einzelnen Bezirksstellen die 
Räulichkeiten zu schaffen, damit diese Kurse 
abgehalten werden können. Es ist diese For­
derung deswegen berechtigt, weil das Wirt-
schaftsförderungsinstitut ohne Mittel des Lan­
des in Anspruch zu nehmen, bisher schon in 
verschiedenen Bezirksorten diese Räume ge­
schaffen hat, z. B. in Mürzzuschlag, in Leoben, 
in Leibnitz, in Feldbach. In Judenburg ist schon 
der Bau begonnen. 

Die Forderung der gewerblichen Wirtschaft 
auch in Murau, Mureck und Eibiswald diese 
Räume zu schaffen, kann nicht überhört wer­
den. Der Bau dieser Werkstättenräume ist er­
forderlich und ich darf bitten, daß das Hohe 
Haus der gewerblichen Wirtschaft diese Mög­
lichkeit gibt, branchenweise die Handwerker, 
aber auch die Kaufleute zu schulen und zu un­
terrichten, um sie auf einen völlig neuen, um­
gestellten Markt vorzubereiten. Mureck und Ei­
biswald wurden bewußt ausgesucht, um ein not­
leidendes Gebiet in der njächsten Zeit mit der­
artigen Mitteln zu versehen. (Abg. Scheer: „Ma­
chen wir einen gemeinsamen Abänderungsan-
trag!") Ich werde nach Schluß der Sitzung mich 
gerne mit Ihnen unterhalten, Herr Abgeordne­
ter, aber nachdem Sie von einer liberalen Par­
tei kommen, dürfte Sie die gewerbliche Wirt­
schaft auch interessieren. (Landesrat Gruber: 
„Bei Ihnen kommt so oft das Wort gefordert' 
vor, daß man, wenn man nicht hinschaut, glau­
ben könnte, da steht einer von der Gewerk­
schaft!") Ich darf sagen, daß die gewerbliche 
Wirtschaft sogar sagt, wir ^bitten", obwohl wir 
auch fordern können. Aber wir wissen ja, daß 
man bitten muß. Aber wir sagen nur, wir mel­
den diesen Wunsch an für das Jahr 1968. Ich 
bitte Sie also, im nächsten Jahr das zu unter­
stützen. 

Der Herr Abg. Zagler hat echte Sorgen wegen 
Betriebsgründungen im Gebiet der Bergbaue 
dem Hohen Haus zur Kenntnis gebracht. Das 
wesentliche Kriterium für regionale Umstruk-
tuierung ist die Grundlagenforschung auf brei­
ter Basis. Vor allem wird hier die Situation des 
Arbeitsmarktes sowie die wirtschaftliche Situa­
tion der einzelnen Branchen zu analysieren sein. 
Eine Realisierung von Betriebsverlagerungen 
kann erst dann erfolgreich durchgeführt wer­
den, wenn die Grundlagenforschung der hiefür 
zuständigen Institutionen gemeinsam erarbeitet 
ist, um so die Basis für ein ganzheitliches Kon­
zept, für die Verbesserung der wirtschaftlichen 
Struktur zu bilden. Die einzelnen Details: z. B. 
eine genaue Durchleuchtung der in einem be­
stimmten Raum befindlichen Arbeitskräfte-Re­
serven, vor allem nach der beruflichen Struk­
tur und nach dem Willen, an diesem Ort auch 
Arbeit anzunehmen. Wir haben erst dann für 
die Kreise, die an einer Betriebsgründung inter­
essiert sind, ein Bild geschaffen. Dazu kommt, 
daß seitens der gewerblichen Wirtschaft Unter­
suchungen stattfinden müssen, ob diese spezielle 



778 19- Sitzung des Steierm. Landtages, VI. Periode — 13., 14,, 15. und 16. Dezember 1966 

Branche, die für einen gewissen Ort Interesse 
zeigt, für die Verbesserung der Struktur dieses 
Gebietes oder des gesamten Landes erwünscht 
ist oder ob sich durch diese Neugründung in 
anderen Teilen unseres Landes neue Struktur­
schwächen ergeben. Vor allem zu verhindern ist 
eine Verzerrung des Wettbewerbs durch öffent­
liche Förderungsmittel. Es darf vermerkt wer­
den, daß verschiedene Untersuchungen ergeben 
haben, daß z. B. Pendler nicht immer bereit 
waren, am Wohnort Arbeit anzunehmen, obwohl 
dies mit keinem finanziellen Verlust verbunden 

• gewesen wäre. Auch dieses Problem ist einmal 
genau zu untersuchen. 

In den letzten fünf Jahren wurden in der 
Steiermark 52 größere Betriebe neu gegründet. 
In diesen Betrieben sind zirka 3300 Menschen 
beschäftigt. Sie verteilen sich sehr interessant 
auf die wichtigsten Wirtschaftszweige: 24 in der 
Textil- und Bekleidungs-Industrie, 12 in der 
metallverarbeitenden Industrie, 6 in der Beton-
und Stein-Verarbeitungs-Industrie, 5 Holzver­
arbeitungsbetriebe, 3 in der Nahrungs- und Ge-
nußmittel-Industrie, 1 Betrieb in der Lederver­
arbeitung und 1 chemischer Produktionsbetrieb. 
Die Förderungsmittel in Form der Bereitstel­
lung verbilligter Kredite, in der Form von Sub-

— veirtioneny-in-der-B^reitstellungvt^n-Grttnd&tüfc- -
ken und in der Aufschließung dieser Grund­
stücke, haben sich, wie die Praxis beweist, be­
währt. Sie wurden sinnvoll angewendet und 
wir haben unter diesen-52 Betrieben keinen, der 
notleidend ist und keinen, der in der nächsten 
Zeit vor dem Konkurs stünde. 

Herr Landeshauptmann Krainer hat im Laufe 
des heurigen Jahres einen Ausschuß für Arbeits­
marktpolitik und Strukturpolitik ins Leben ge­
rufen. Er hat damit in der Steiermark die Ini­
tiative ergriffen. Durch sinnvolle Zusammenar­
beit wurde hier ein erster Schritt zur Verbesse­
rung der Struktur verschiedener steirischer Ge­
biete getan. An den Vorbereitungsarbeiten für 
diese Betriebsverlagerungen war der Beamte 
des Arbeitsamtes Ferdinand Ebner beteiligt, und 
ich muß hier sagen, daß er durch seine äußerst 
gewissenhafte und unbürokratische Art sich sehr 
große Verdienste in dieser Tätigkeit erworben 
hat. Mit großer Sachlichkeit und Idealismus ha­
ben sich auch die Beamten der Landesamtsdi­
rektion daran beteiligt. Die Initiative des Lan­
deshauptmannes Krainer in der Frage der Ar­
beitsmarktpolitik und die Richtigkeit seiner Ent-

' Scheidung in dieser Frage bestätigt sich in einem 
Artikel der „Neuen Zürcher Zeitung" von ge­
stern. Ich darf hier diesen Artikel auszugsweise 
zur Kenntnis bringen. Die Vereinten Nationen 
haben eine neue Institution gegründet, und zwar 
für die industrielle Entwicklung. Und hier steht, 
daß dieser neue Verein oder dieses Organ der 
Vereinten Nationen UNIDO heißt und daß Öster­
reich sich beworben hat, Sitz dieses Organes zu 
werden. Über die Frage des Sitzes der UNIDO 
ist noch keine Entscheidung gefallen. Es liegen 
vorderhand entsprechende Angebote der Regie­
rung Österreichs, aber auch von Genf und New 

York vor. Die UNIDO hat die industrielle Ent­
wicklung zu fördern. Es stimmt schon, Herr 
Bürgermeister. — Auch ist vorgesehen, in den 
Entwicklungsländern Institute und öffentliche 
Ämter, die sich mit der industriellen Technik, 
Produktion und Planung befassen, zu errichten. 
(Unverständlicher Zwischenruf des Abg. Scheer.) 
Ich weiß, Herr Abg. Scheer, daß Sie sich für 
Strukturprobleme nicht interessieren, aber bitte, 
ich bin gleich fertig. Sodann wird sich das neue 
Organ mit der zusehends notwendig werdenden 
Koordinierung der Aktivität zu befassen haben. 
(Das kann ich nicht lesen, was mir da vorgelegt 
wird.) Während der kommenden Monate wird 
die UNIDO in erster Linie das Programm für 
die erste den Industriealisierungsproblemen ge­
widmete Weltkonferenz aufzustellen haben, die 
im Dezember 1967 unter der Bezeichnung „In­
ternationales Kolloquium über die industrielle 
Entwicklung' in den Entwicklungsländern" in 
Athen durchgeführt werden soll. 

Hohes Haus, wir haben es leider nicht über­
all so mit objektiven und sachlichen Interpreten 
für die Strukturpolitik und die Betriebsgrün­
dungen in unserem Lande zu tun. Was in sau­
berer Zusammenarbeit zwischen der Landesre­
gierung, dem Landesarbeitsamt sowie der Kam-

-mer^--4er-™gewerbl-iehen-Wirtseha-ft- -vorbereitet, 
geplant und durchgeführt worden ist, nehmen 
politische Mandatare der SPÖ für sich in An­
spruch, um besonders vor Wahlzeiten Erklärun­
gen abzugeben, diese oder jene Betriebsgrün­
dung sei ausschließlich dem Wohlwollen der 
Sozialistischen Partei zu verdanken, die Zurver­
fügungstellung der bewilligten Mittel und Sub­
ventionen ausschließlich allein das Werk des zu­
ständigen Herrn Finanzreferenten DDr. Schach-
ner-Blazizek. („Bravo!" von der SPÖ.) Der von 
Landeshauptmann Krainer ins Leben gerufene 
Ausschuß dient zur Versachlichung und Koordi­
nierung der für unser Land so wichtigen Ar­
beit. Die neuen Schwierigkeiten, die uns heute 
von seiten der Stahlindustrie und der Metall­
industrie angedeutet werden — es ist dies kein 
österreichisches Problem, es ist ein europäisches 
Problem — berechtigen den Wunsch, man möge 
doch bei diesen für die Bevölkerung unseres 
Landes so wichtigen Problemen die kleinliche 
Parteipolitik aus dem Spiel lassen, sondern mit 
dem hiefür nötigen sittlichen Ernst an die Ar­
beit gehen und gemeinsam für unser Land ar­
beiten. Wenn in dem Bericht der OECD vom 
5. August 1965 über Arbeitskräfteproblem und 
Arbeitskräftepolitik in Österreich gesagt wird 
„Ungefähr ein Viertel der Bevölkerung der Stei­
ermark lebt in Problemgebieten, die als Ent­
wicklungsgebiete anerkannt sind", so ergibt sich 
daraus die natürliche Folgerung, daß nur in ge­
meinsamer und sachlicher Arbeit für unser Land 
Steiermark gearbeitet werden muß. (Allgemei­
ner Beifall.) 

Präsident: Ich unterbreche die Sitzung bis 
morgen 8.30 Uhr. 

Unterbrechung der Sitzung: 23.05 Uhr. 
Fortsetzung der Sitzung: 16. 12., 8.30 Uhr. 
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Präsident: Ich nehme die unterbrochene Sit­
zung wieder auf. Bei der Beratung der Gruppe 7 
erteile ich Herrn Abg. Aichholzer das Wort. 

Abg. Aichholzer: Hohes Haus, meine Damen 
und Herren! Dem Umfang der landwirtschaftli­
chen Förderung in der Gruppe 7 entsprechend, 
wird diesen Fragen in der Debatte breiter Raum 
gegeben, was sicherlich nur zu begrüßen ist. Ich 
möchte jedoch nicht zu diesen Förderungsmaß­
nahmen, sondern zum Unterabschnitt 716, um­
fassend das Feuerwehrwesen, Stellung nehmen. 
Getreu dem Gelöbnis, das die Feuerwehrmänner 
bei Aufnahme in den Verband der Freiwilligen 
Feuerwehren ablegen, stehen Tausende von 
Feuerwehrmännern zu jeder Tages- und Nacht­
stunde ihren Mitmenschen, die ihrer Hilfe be­
dürfen, freiwillig zur Hilfeleistung zur Verfü­
gung. Der Gesamteinsatz dürfte mit 200.000 bis 
300.000 Stunden nicht zu hoch gegriffen sein, 
wenn er nicht noch darüber liegt. Die Männer 
der Freiwilligen Feuerwehr, aber auch der Be­
rufsfeuerwehr, sind in unzähligen Einsatzstun­
den zum Teil unter Einsatz ihres eigenen Le­
bens zum Freund und Helfer für alle geworden, 
die in Gefahr gestanden sind, ihr Hab und Gut, 
aber auch ihr Leben zu verlieren. Solange diese 
Feuerwehren bestehen, werden sie Freund und 
Helfer sein und durch Tapferkeit, Mut und 
selbstlosen Einsatz ihren Mitmenschen helfend 
zur Seite stehen. Dank und Anerkennung sei 
ihnen dafür von dieser Stelle aus gesagt. Der 
ursprünglichen Aufgabe der Feuerwehren, wie 
schon der Name sagt, bei Bränden Löscheinsatz 
und Hilfeleistung durchzuführen, sind schon seit 
langer Zeit viele andere Aufgaben zugewachsen. 
Die Feuerwehr steht heute in Katastrophen­
fällen von Naturereignissen ebenso wie Bundes­
heer und Gendarmerie im Einsatz. Sie ist bei 
Verkehrsunfällen genauso zur Stelle, als wenn 
es gilt, Keller auszupumpen oder nach schweren 
Verkehrsunfällen die Straßen von den beschä­
digten Autos freizumachen. Immer häufiger 
kommt es auch vor, daß die Männer der Feuer­
wehren rettend oft im letzten Augenblick ein­
springen, um Menschen vor der Gefahr des Er­
trinkens zu bewahren. Die Feuerwehr hat ihre 
Bewährungsprobe längst bestanden. Sie ist zu 
einem Teil der öffentlichen Einrichtungen ge­
worden, in dem die Bevölkerung einen Bestand­
teil des Begriffes der Sicherheit und des Ver­
trauens sieht. 

Meine Damen und Herren! Es ist daher nur 
zu begrüßen, daß für weitere Förderungsmaß­
nahmen seitens des Landes den Feuerwehren, 
wie aus der Voranschlagspost 716/701 zu entneh­
men ist, ein Betrag von 9,137.000 Schilling zur 
Verfügung gestellt wird und daß die gesamten 
Ausgaben für das Feuerwehrwesen einen Betrag 
von etwas mehr als 11 Millionen ausmachen. Aus 
den Erläuterungen zu dieser Haushaltspost ist 
zu ersehen, daß diese Förderungsmittel zum Teil 
in Form von Beiträgen zur Ausrüstung und Mo­
dernisierung der Feuerwehr den steirischen Ge­
meinden zur Verfügung gestellt werden. Es soll 
hierbei vor allem finanziell schwachen Gemein­
den bei ihren Bauvorhaben, Löschteichen, Rüst­

häusern und größeren Anschaffungen für die 
Feuerwehr geholfen werden. Schließlich sol­
len noch Beiträge für Blitzschutzanlagen an 
landwirtschaftliche Betriebe gewährt werden. 
Außerdem ist im außerordentlichen Voranschlag 
eine Summe von 1 Million Schilling für den 
Neubau einer Feuerwehrschule vorgesehen. 
Auch das ist nur zu begrüßen, wird doch dadurch 
eine Einrichtung geschaffen, die dazu dienen 
wird, den Feuerwehrmännern das notwendige 
Wissen und die erforderliche Ausbildung in der 
Vielfalt ihrer Aufgaben zu geben. 

Eine Förderungsmaßnahme, meine Damen 
und Herren, wenn sie sicherlich auch nicht für 
alle Feuerwehrverbände notwendig sein dürfte, 
vermisse ich aber in dieser Aufstellung, und das 
ist der Förderungsbeitrag für die Aufstellung 
oder Ausrüstung von Wasserwehren im Ver­
bände der Feuerwehr. Gerade bei den Einsät­
zen, die durch das Hochwasser erforderlich sind, 
zeigt es sich, daß es bezüglich der Wasserwehr 
noch nicht zum besten bestellt ist. Oft kann aber 
nur diese Hilfe und Rettung im letzten Augen­
blick bringen. Ich glaube daher, daß es notwen­
dig ist, das Gebiet der Wasserwehr seitens der 
Förderungsmittel, aber auch seitens der Feuer­
wehren besonders zu berücksichtigen. 

Meine Damen und Herren! Wenn es sich auch 
im Gebiete des Feuerwehrwesens ganz beson­
ders bei den unzähligen Einsätzen zeigt, daß es 
kraft persönlichen und freiwilligen Einsatzes 
möglich ist, außerordentlich ins Gewicht fallende 
Hilfeleistungen zu vollbringen, so bedarf doch 
die Feuerwehr auch heute noch, da sich ihr 
Aufgabengebiet stark erweitert hat, unserer fi­
nanziellen Unterstützung. Es sei hier lobend ver­
merkt, daß ihr diese auch im Rahmen der Mög­
lichkeiten gewährt wird. Unser Augenmerk muß 
sich aber auch auf die Notwendigkeit der Ein­
richtung einer Wasserwehr richten, die überall 
dort entstehen sollte, wo ihr Einsatz bei künf­
tigen Katastrophen erforderlich erscheint, um 
dadurch einen schlagkräftigen und erfolgver­
sprechenden Einsatz auf diesem Gebiete zu ge­
währleisten. 

Ich habe schon eingangs erwähnt, daß die 
Feuerwehren ob ihres beispielhaften Einsatzes 
das Vertrauen und die Achtung der Bevölke­
rung genießen und in vielen Fällen den Beweis 
erbrachten, daß das Vorhandensein einer örtli­
chen Feuerwehr von nicht zu unterschätzender 
Bedeutung ist. 

Bei allen Überlegungen, die für eine Zentrali­
sierung des Feuerwehrwesens sprechen, sollte 
man daher aber auch berücksichtigen, daß die 
Zentralisierungsmaßnahmen bestimmt nicht 
zweckmäßig wären, würden sie auf Kosten der 
Ortsverbände gehen. Eine sinnvolle Koordinie­
rung bei weiterem Ausbau und Hilfeleistung 
für die bestehenden örtlichen Verbände könnte 
sich dagegen sicherlich zum Vorteil auswirken. 

Nun ein anderes Problem, meine Damen und 
Herren. Die Verkehrslage im südlichen Grenz-
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land hat uns bereits bei der letzten Budget-De­
batte beschäftigt. Und ich darf einleitend kurz 
auf meine Ausführungen im Vorjahr Bezug neh­
men. Ich sagte damals, daß es im Interesse einer 
schnelleren Verkehrsverbindung im Grenzland 
und darüber hinaus aber auch im Interesse der 
Erreichung des internationalen Niveaus in den 
Verkehrsverbindungen notwendig wäre, die 
Elektrifizierung der Strecke Graz—Spielfeld-
Straß durchzuführen. Weiters, daß es auch not­
wendig wäre, daß zweite Gleis wieder zu er­
richten und daß es darüber hinaus auch zweck­
mäßig wäre, die zerstörte Eisenbahnbrücke über 
die Mur in Radkersburg wieder herzustellen, um 
damit im Gebiet Radkersburg eine internatio­
nale Verkehrsverbindung zu schaffen, so wie 
diese vor 1945 bestanden hat. 

In Fortsetzung meiner damaligen Anregungen 
wurden von meinen Klubkollegen und von mir 
am 21. Juni 1966 dem Landtag zwei Anträge 
vorgelegt, die besagen, „die Landesregierung 
wird aufgefordert, bei den zuständigen Bundes-
Stellen dahingehend einzuschreiten, daß 1. das 
zweite Streckengleis der Bahnlinie Leibnitz— 
Staatsgrenze nicht abgetragen wird, 2. zwischen 
Leibnitz und Wildon eine Ausweichstelle errich­
tet wird, 3. daß die Elektrifizierung ehestens in 
Angriff zu nehmen sei und schließlich 4. und 5. 
daß die Strecke Spielfeld—Radkersburg nicht nur 
zu erhalten, sondern reaktiviert und die Eisen­
bahnbrücke über die Mur zwischen Radkersburg 
und Ober-Radkersburg wieder errichtet werden 
müßte. 

Der zweite Antrag, Einl. Zahl 229, beinhaltet 
die Forderung zur Ausarbeitung eine Projektes 
über die Über- oder Unterführung der Gleisan­
lagen des Bahnhofes Leibnitz bei der Überque­
rung der Landesstraße 149. 

Nun, meine Damen und Herren, wenn ich 
auch anläßlich der vorjährigen Budget-Debatte 
sagte, daß diese Fragen nicht von heute auf 
morgen zu lösen sind und es wahrscheinlich Jahre 
dauern wird, um zu einer befriedigenden Rege­
lung weit über die Anliegen des Grenzlandes 
hinaus zu kommen, so hatte ich doch die Hoff­
nung, nicht nur im Land, sondern auch in der 
Bundesregierung entsprechendes Gehör und 
Verständnis zu finden. Heute, meine Damen und 
Herren, ist diese Hoffnung beinahe erloschen 
und macht einer Bestürzung und Beunruhigung 
in weiten Kreisen der Bevölkerung Platz, die 
mich veranlaßt, noch einmal zu diesem Problem 
Stellung zu nehmen 

Wenn man sich die Mühe nimmt, zu verfolgen, 
was in der Zwischenzeit von Regierungsmitglie­
dern der Bundesregierung alles gesagt und ver­
sprochen wurde, so kann ich nicht umhin, fest­
zustellen, daß hier zum Fenster hinaus geredet 
wurde und im stillen Kämmerlein ganz andere 
Pläne vorhanden sind. Wie uns einige Äußerun­
gen in der letzten Zeit zeigen. (Abg. Stoffler: 
„Lesen wir nicht zum Fenster hinaus!") 

Wie also einige Äußerungen in der letzten Zeit 
zeigen, die bei ihrer Durchführung zu sehr ein­

schneidenden Verkehrseinschränkungen führen 
würden und praktisch Land oder Gemeinden vor 
die Alternative stellen könnten, entweder zu 
zahlen, — Herr Landesrat — oder es wird ein­
fach eingestellt und zugesperrt. In Niederöster­
reich sind bereits drei solcher Anträge hinausge­
gangen. 

Meine Damen und Herren! Im November 1965 
war die verkehrswissenschaftliche Gesellschaft, 
Landesstelle Steiermark, mit rund 20 Fachex­
perten nach Radkersburg gekommen, um die 
Verkehrsprobleme an Ort und Stelle zu erkun­
den. Diese Experten waren sich damals einig, 
daß für den Schienenverkehr im Räume Rad­
kersburg nicht nur einiges gemacht werden 
könnte, sondern auch gemacht werden müsse. 
Diese Kommission stellte so z. B. fest, daß eine 
Frachtkostenvergünstigung für die Radkersbur-
ger Strecke vertretbar wäre, ähnlich der, wie 
sie einmal vor dem Ersten Weltkrieg in Vor­
arlberg bestanden hat. Außerdem empfahl diese 
Kommission eine bessere Zugsverbindung nach 
Graz und die Prüfung der Frage der Eisenbahn­
brückenerrichtung, damit Radkersburg wieder, 
wie einst geplant, ein Verkehrsknotenpunkt 
wird, bei dem Straße und Schiene mit gleicher 
Berechtigung an der Entflechtung des Verkehrs-
problemes zum Wohle der Wirtschaft-teilzuneh­
men haben. In diesem Gutachten wird somit 
praktisch das bestätigt, was wir schon seit Jah­
ren immer wieder verlangen. Man könnte nun 
meinen, meine Damen und Herren, daß man sich 
zuständigerseits wirklich daran interessiert zeigt, 
dem Grenzland zu helfen, aber der Pferdefuß 
kommt noch. Bundeskanzler Dr. Klaus war im 
Mai 1966 in Radkersburg, wo er anläßlich einer 
Ansprache sagte: „Wo wir auf Bundesebene hel­
fen können, werden wir helfen, denn wir haben 
ein Interesse daran, daß diese leidgeprüfte Ge­
gend nicht vergessen wird." Verkehrsminister 
Dipl.-Ing. Weiß teilte im August 1966 auf eine 
Anfrage hinsichtlich des Personenverkehrs auf 
der Strecke Spielfeld—Radkersburg mit, „daß 
Überprüfungen im Gange seien, und daß bisher 
nicht die Absicht geäußert worden sei, den Per­
sonenverkehr einzustellen." Das sind eigentlich 
alles positive Äußerungen zu den Wünschen und 
Erfordernissen des Grenzlandes. Aber um wel­
chen Preis die Strecke Radkersburg erhalten 
bleiben soll, das wurde erst jetzt durch Äuße­
rungen von Mitgliedern der Bundesregierung 
bekannt. 

Man scheint sich da auf den einfachen Stand­
punkt zu stellen, — ähnlich wie bei anderen 
Wirtschaftsfragen, die bereits das Preisgefüge 
schwer belasten, — wenn das Land oder die 
Gemeinden Interesse daran haben, eine vom Ver­
kehrsministerium vorgesehene Schließung einer 
bestimmten Eisenbahnstrecke zu vermeinden, 
dann müßten eben das Land oder die Gemein­
den für die Kosten des Betriebes bzw. des Ab­
ganges der jeweiligen Strecke aufkommen. 

Nun weiter. Sollte sich dieser Standpunkt 
durchsetzen, wären hievon nicht nur die Steier-
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mark im ganzen, das Grenzland aber im beson­
deren, sondern darüber hinaus auch andere Bun­
desländer betroffen. Denn es ist kein Geheimnis, 
daß mehrere Strecken stillgelegt werden sollen. 
In Niederösterreich sind es bereits drei Strecken­
abschnitte. (Landesrat Wegart: „Das ist der 
Probst-Plan!") 

O nein. Wenn es der Probst-Plan wäre, Herr 
Landesrat, dann wäre es ja vorher durchgeführt 
worden. (Landesrat Sebastian: „Immer die an­
deren, nie die ÖVP!") 

Meine Damen und Herren, das ist keine ver­
antwortungsvolle Wirtschafts- oder Verkehrs­
politik, sondern das ist die Methode, wenn du 
was haben willst, dann bezahle es dir selbst, 
oder, sehr verehrtes Land und sehr geschätzte 
Gemeinde, eure Interessen interessieren uns in 
der Bundesregierung nicht. (Abg. Stöffler: „Wie 
war denn das eigentlich mit dem Gleis nach 
Leibnitz?") 

An die Adresse des Herrn Bundeskanzlers sei 
daher zu seinen Äußerungen in Radkersburg ge­
sagt, daß die Durchsetzung dieser Absichten 
keine Hilfe für das leidgeprüfte Grenzland ist, 
und an den Verkehrsminister Dipl.-Ing. Weiß 
sei die Frage gerichtet, was wirklich mit der 
Strecke Radkersburg geschehen wird. Denn daß 
die Gemeinden dieses ärmsten Bezirkes der 
Steiermark auch noch Teilkosten der Bundes­
bahn übernehmen sollen, dazu, so nehme ich an, 
kann das Land nicht die Zustimmung geben. 

Meine Damen und Herren! Bisher ist in dieser 
Frage noch nichts Entscheidendes geschehen, 
weder positiv noch negativ. Ich habe auch nur 
davon gesprochen, daß diesbezüglich Absichten 
und Pläne bestehen müssen. Anders sind die Er­
klärungen von Mitgliedern der Bundesregierung 
nicht zu verstehen. Es ist aber gerade deshalb 
hoch an der Zeit, darüber zu beraten und nicht 
hinter verschlossenen Türen, sondern ehrlich und 
offen. (Abg. Stöffler: „Aber zuerst fest verdäch­
tigen!") 

Kollege Stöffler, nicht Verdächtigungen, Tat­
sachen sind das. Jetzt ist noch Zeit, mit der Bun­
desregierung darüber zu reden und zu verhan-

. dein. Es ist unsere Aufgabe, dies zu tun in ganz 
entschiedener und energischer Weise, um Nach­
teile in nicht abzusehendem Ausmaße abzuwen­
den. Wir stellen uns nicht gegen gewiß man­
gelnde notwendige Rationalisierungsmaßnah-
meh, die ja zum Teil schon durchgeführt sind, 
aber wir stellen uns ganz entschieden dagegen, 
diese Strecke aufzulassen oder den Gemeinden 
die Kosten hiefür anzulasten. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Ich erteile Herrn Ing. Koch das 
Wort. Als nächster Redner ist Herr Abg. Ile-
schitz vorgemerkt. 

Abg. Ing. Koch: Hoher Landtag, meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Mich hat gestern 

die Rede des Herrn Kollegen Zagler zutiefst be­
eindruckt im negativen Sinne. Ich darf es Ihnen 
sagen wieso. (Präs. Afritsch: „Jetzt fangt er noch 
einmal an!") 

Ich stamme aus der Gegend von Pölfing-
Brunn. Ich habe dort meine Kindheit verlebt. Ich 
habe miterlebt, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, daß die Bergwerke — es waren 
sechs oder acht, mit den kleinen noch viel mehr 
— in den letzten Jahrzehnten 15- oder 18mal 
geschlossen worden sind der Reihe nach. Ich 
kenne das Los dieser Bergleute in den letzten 
Jahrzehnten, stamme aus einer Bergarbeiterfa­
milie, alle meine Angehörigen waren und sind 
zum Teil noch diesem Stande zugehörig. Ich darf 
Ihnen folgendes sagen: Wenn man dazu noch 
die Schwierigkeiten kennt, in diese verlassene, 
wirtschaftlich abgeschiedene Gegend Betriebe 
hinzubringen und wenn man sich dann noch vor­
stellt, daß man von Aasgeiern spricht. 

Nehmen Sie zur Kenntnis, ich will das nicht 
ausnutzen, bei Gott nicht, ich will nicht den 
gleichen Fehler begehen, den er begangen hat. 
Ich mache nichts zum Vorwurf. Ich gebe nur zu 
bedenken, daß es unter diesen Umständen wahr­
scheinlich noch schwieriger sein wird, Leute, Un­
ternehmer bewegen zu können, in dieses Gebiet 
zu kommen. Das ist mit außerordentlichen 
Schwierigkeiten verbunden, und wenn gestern 
der Herr Dr. Klauser gemeint hat, er bezweifelt, 
ob man in solchen Gebieten überhaupt in der 
Lage sein wird, Betriebe anzusiedeln, so hat er 
damit ja auch bestätigt, welche Schwierigkeiten 
uns entgegengestellt werden. Ich konzediere 
auch dem Kollegen Zagler, daß es natürlich Un­
ternehmer gibt, die vielleicht schon einmal Aus­
gleich usw. gemacht haben und die den letzten 
Strohhalm versuchen zu ergreifen und mit öf­
fentlichen Mitteln da oder dort im Grenzland 
anfangen. (Landesrat Sebastian: „Genau das hat 
der Abg. Zagler gesagt!") 

Ich sage ja, der Sachlichkeit wegen erwähne 
ich das, daß er das gemeint hat. Aber man muß 
sich etwas vorsichtiger ausdrücken, weil es sonst 
größte Schwierigkeiten gibt. (Abg. Scheer: 
„Nicht mehr in dem Fall!") 

Aber nun eine zweite Geschichte. Regen Sie 
sich nicht auf, Herr Abg. Scheer. Sie kommen ja 
nur ins Grenzland vor Wahlen. Sonst habe ich 
Sie noch nie dort gesehen. (Unverständlicher 
Zwischenruf des Abg. Scheer.) 

i 

Noch nie waren. Sie dort. Daher haben Sie 
auch gar kein moralisches Recht, in diesen Din­
gen Zwischenrufe zu machen. Das spreche ich 
Ihnen ab. (Abg. Scheer: „Aber Herr Kollege, 
wenn das Ihr einziges Argument ist, das ist viel 
zu wenig!") 

Wenn Sie einmal echt um Dinge des Grenz­
landes sieh kümmern, dann konzediere ich Ihnen 
das. Aber sonst sind Sie außer Wahlwerbung 
noch nie aufgeschienen. Das möchte ich eindeutig 
hier feststellen, so sind die Dinge. 


